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Zusammenfassung
Im Rahmen des Forschungsprojekts PendelLabor wurden 23 Planungsdokumente der Siedlungs- 
und Verkehrsentwicklung, z.B. regionale Entwicklungskonzepte, Stadtentwicklungskonzepte, Mobili-
tätskonzepte und Nahverkehrspläne, inhaltsanalytisch ausgewertet. Die Dokumentenanalyse diente 
der Annäherung an das bestehende Planungshandeln in der Region Frankfurt Rhein-Main und war 
der erste Schritt zur empirischen Analyse von Planungspraktiken. Aus den Planungsdokumenten 
wurden Potenziale und Herausforderungen, Zielvorstellungen und Zielgruppen sowie Strategien 
und Handlungsansätze der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung herausgearbeitet. Zudem wurden 
die Planungsdokumente dahingehend analysiert, welche Steuerungsinstrumente und Methoden zur 
Anwendung kamen und inwiefern Aspekte einer akteursbezogenen, räumlichen und thematischen 
Integration erkennbar waren. Darüber hinaus wurde untersucht, ob sich die Ergebnisse zwischen 
Fachrichtungen (d.h. Siedlungs- und Verkehrsentwicklung) sowie zwischen Handlungsebenen (d.h. 
lokal oder überörtlich) unterscheiden.

Zentrale Potenziale der Region Frankfurt Rhein-Main sind die gute regionale und überregionale Er-
reichbarkeit sowie das Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum. Zentrale Herausforderungen sind 
der Wohnraummangel und der hohe Druck, Flächen für Wohnen und Gewerbe zu entwickeln. Zudem 
werden das hohe Verkehrsaufkommen und verkehrliche Umweltbelastungen in den Planungsdoku-
menten als Herausforderung benannt. Mit Blick auf die Zielvorstellungen erweisen sich aus verkehr-
licher Sicht eine stadtverträgliche und emissionsarme Mobilität sowie bedarfsgerechte und attraktive 
Mobilitätsangebote als wichtig. Aus Sicht der Siedlungsentwicklung steht die Schaffung attraktiver 
Zentren und lebendiger Quartiere im Vordergrund. Weitere Zielvorstellungen sind die Schaffung von 
zielgruppenspezifischem Wohnraum, die Sicherung der Zukunftsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts 
und die Förderung von sozialer Teilhabe und gesellschaftlichem Zusammenhalt. Gleichzeitig werden 
eine flächenschonende und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung sowie die Schaffung einer klima-
gerechten und gesunden Umwelt angestrebt.

Bei der Siedlungsentwicklung steht die Innenentwicklung im Vordergrund. Angesichts des hohen 
Entwicklungsdrucks werden jedoch auch weitere Flächen für Wohnen und Gewerbe zur Ausweisung 
vorgesehen. Von Interesse sind dabei v.a. Flächen mit einer hohen Erreichbarkeit, z.B. an Schienen-
haltepunkten. Zugleich ist der Erhalt und die Qualifizierung von Grün- und Freiflächen ein wichti-
ger Handlungsansatz der Siedlungsentwicklung. Bei der Verkehrsentwicklung genießt die Stärkung 
des Umweltverbundes – insbesondere ÖPNV und Radverkehr – Priorität. Der Fokus liegt auf dem 
Infrastrukturausbau. Besonders präsent ist in den Planungsdokumenten der Ausbau des Schienen- 
und Radwegenetzes. Aber auch die Schaffung intermodaler Umsteigepunkte, die Erreichbarkeit und 
Barrierefreiheit der Haltepunkte, der Ausbau von Sharing-Angeboten sowie die digitale Vernetzung 
von Mobilitätsangeboten erweisen sich als wichtig. Mit Blick auf den motorisierten Individualverkehr 
erscheinen in den Planungsinstrumenten die Neuordnung des ruhenden Verkehrs, die Verkehrs-
steuerung und Verkehrsberuhigung sowie die Umverteilung und Aufwertung des Straßenraums als 
wichtige Handlungsansätze.

Bezüglich der Herangehensweise an die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung sind die regionale Pers-
pektive und die Verschränkung von Siedlungs- und Verkehrsentwicklung von besonderem Interesse. 
Innerhalb der Untersuchungsregion besteht ein stark ausgeprägtes regionales Selbstverständnis, das 
u.a. darin zum Ausdruck kommt, dass Herausforderungen wie der Wohnraummangel und die Kapazi-
tätsengpässe im Verkehrssystem regional gemeinsam adressiert werden sollen. Wechselwirkungen 
zwischen der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung werden vor allem in Dokumenten der Verkehrs-
entwicklung explizit thematisiert. In den Dokumenten der Siedlungsentwicklung – hier insbesonde-
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re integrierte Stadtentwicklungskonzepte – ist hingegen eine allgemeine Querschnittsorientierung 
festzustellen, bei der Verkehr ein Thema unter vielen darstellt. Im Rahmen der Dokumentenanalyse 
konnten gemeinsame Problemvorstellungen und Zielsetzungen identifiziert werden, die Potenziale 
für eine stärkere Verschränkung der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung aufzeigen.
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1 Einleitung
Pendeln trägt maßgebend zum Verkehrsgesche-
hen bei, da Pendelwege im Vergleich zu ande-
ren Alltagswegen verhältnismäßig lang sind. 
Die durchschnittliche Pendeldistanz beträgt in 
Deutschland laut MiD 2017 16 Kilometer. Zu-
dem werden Arbeitswege besonders häufig 
mit dem Auto zurückgelegt (Nobis/Kuhnimhof 
2018). Wohn- und Arbeitsorte sind in der Fol-
ge gleichermaßen von verkehrlichen Belastun-
gen betroffen. Gleichzeitig profitieren sowohl 
die Ein- als auch die Auspendelkommunen von 
den Wachstumspotenzialen, die sich aus der re-
gionalen Verfügbarkeit von Arbeitskräften und 
Arbeitsplätzen ergeben.

Im Forschungsprojekt PendelLabor möchten wir 
Pendeln in seiner Komplexität verstehen und 
ausgehend von der Region Frankfurt Rhein-Main 
Wege für eine nachhaltige Stadt-Umland-Mobi-
lität aufzeigen. Pendeln betrachten wir dabei 
nicht nur als das Zurücklegen des Arbeitsweges, 
sondern als Ergebnis komplexer Wirkzusam-
menhänge, die das Individuum und den Haus-
halt, das Unternehmen und die Arbeitsorganisa-
tion sowie die Raum- und Siedlungsstrukturen 
an Wohn- und Arbeitsort betreffen. Wir nehmen 
dabei eine praxistheoretische Perspektive ein 
und analysieren sowohl Pendel- als auch Pla-
nungspraktiken (Nitschke et al. 2022).

Planungspraktiken bezeichnen für uns Hand-
lungsroutinen im Umgang mit räumlichen Fra-
gen – hier im Umgang mit der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung. Angelehnt an das Prak-
tikenverständnis von Shove et al. (2012) gehen 
wir davon aus, dass die Planungspraktiken auf 
normativen Zielvorstellungen und spezifischen 
fachlichen Kompetenzen beruhen und in einem 
engen Zusammenhang mit den materiellen Ge-
gebenheiten stehen. Die materiellen Gegeben-
heiten konzipieren wir angelehnt an Schatzki 
(2010) als räumlich-materielle Arrangements 
und fassen hierunter z.B. die Siedlungsstruktur 
und die Verkehrsinfrastruktur. Aus dieser Pers-
pektive möchten wir herausarbeiten, wie ver-
schiedene Planungsakteur*innen in der Region 
Frankfurt Rhein-Main die Siedlungs- und Ver-

kehrsentwicklung gestalten, inwiefern sie dabei 
explizit das Pendeln adressieren und welchen 
Beitrag das planerische Handeln zu einer nach-
haltigen Stadt-Umland-Mobilität leistet bzw. 
leisten kann.

Die im vorliegenden Bericht beschriebene Doku-
mentenanalyse ist der erste von zwei Schritten 
zur empirischen Analyse der Planungspraktiken 
in der Region Frankfurt Rhein-Main. Sie dient 
als Annäherung an das bestehende Planungs-
handeln und die Perspektive der lokalen und 
regionalen Planungsakteur*innen. Der zweite 
Schritt zur empirischen Analyse der Planungs-
praktiken im Rahmen des Forschungsprojekts 
PendelLabor sind Interviews mit Vertreter*innen 
von Städten, Kreisen und regionalen Planungs-
trägern, die einen Einblick in die planerischen 
Routinen im Umgang mit der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung ermöglichen. Zusätzlich 
werden neue Handlungsansätze zur Gestaltung 
einer nachhaltigen Stadt-Umland-Mobilität im 
Rahmen des Forschungsprojekts PendelLabor in 
zwei Planspielen erprobt.

Der vorliegende Ergebnisbericht zur Dokumen-
tenanalyse gliedert sich in zwei Teile. In Teil A 
steht die inhaltliche Ausrichtung der ausge-
werteten Planungsdokumente in Bezug auf die 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung im Vor-
dergrund. Zunächst erfolgt auf Basis der in den 
Planungsdokumenten genannten Potenziale 
und Herausforderungen der Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung eine Annäherung an die Aus-
gangslage in der Untersuchungsregion (siehe 
Kapitel 2). Daran anknüpfend werden die in den 
Planungsdokumenten formulierten Zielvorstel-
lungen der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung 
und die adressierten Zielgruppen herausgear-
beitet (siehe Kapitel 3). Anschließend werden die 
in den Planungsdokumenten am häufigsten be-
nannten Strategien und Handlungsansätzen der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung identifiziert 
(siehe Kapitel 4). Hierbei werden Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede zwischen Fachrichtungen 
(d.h. Siedlungs- und Verkehrsentwicklung) und 
Handlungsebenen (d.h. lokal und überörtlich) 
beleuchtet.
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In Teil B des Ergebnisberichts erfolgt eine Annä-
herung an die Herangehensweisen an die Sied-
lungs- und Verkehrsentwicklung. Hierzu werden 
zunächst die in den Planungsdokumenten be-
nannten Steuerungsinstrumente und Methoden 
der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung dar-
gestellt (siehe Kapitel 5 und 6). Zudem werden 
Aspekte integrierten Handelns, z.B. die Einbezie-
hung verschiedener Akteure oder eine räumlich 
bzw. thematisch integrierte Betrachtungsweise, 
herausgearbeitet (siehe Kapitel 7). Der Ergebnis-
bericht schließt mit einer Zusammenfassung und 
Einschätzung der Ergebnisse (siehe Kapitel 8). 
Das Vorgehen der Dokumentenanalyse wird ab-
schließend reflektiert und weiterer Forschungs-
bedarf aufgezeigt (siehe Kapitel 9).

1.1 Untersuchungsregion und Datenbasis

Die Untersuchungsregion für das Forschungs-
projekt PendelLabor ist die Region Frankfurt 
Rhein-Main. In der projektspezifischen Abgren-
zung umfasst diese Region die fünf Großstäd-
te Frankfurt, Offenbach, Darmstadt, Mainz und 
Wiesbaden sowie die acht unmittelbar an die-
se Städte angrenzenden Kreise (siehe Abb. 1). 
Für die Analyse der Planungspraktiken wurden 
innerhalb dieser Region zwei kreisfreie Städte, 
zwei Kreise und je vier kreisangehörige Städte 

ausgewählt, die sich hinsichtlich der Stadtgröße, 
der Lage innerhalb der Region und des Pendel-
saldos, d.h. des Verhältnisses zwischen Ein- und 
Auspendler*innen unterscheiden. So sollen un-
terschiedliche Voraussetzungen für das Pendeln 
innerhalb des Ballungsraums abgebildet werden. 
Die ausgewählten Städte sind entlang von zwei 
Schienenkorridoren miteinander verbunden. 

Ausgewählt wurden Planungsdokumente der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung. Unter den 
Dokumenten der Siedlungsentwicklung stellen 
die Integrierten Stadtentwicklungskonzepte mit 
sechs Dokumenten die größte Gruppe dar. Zur 
Betrachtung weiterer Maßstabsebenen wurden 
zudem ein städtebaulicher Rahmenplan und 
die Begründung eines Bebauungsplans ausge-
wertet. Für die Verkehrsentwicklung wurden die 
Nahverkehrspläne der beiden kreisfreien Städte, 
zwei gesamtstädtische Mobilitätskonzepte bzw. 
Leitbilder, ein Nahmobilitätskonzept und ein 
quartiersbezogenes Mobilitätskonzept ausge-
wählt.

Da auch die überörtliche Planung in der Analy-
se berücksichtigt werden sollte, wurden zudem 
ein Kreisentwicklungskonzept, das Regiona-
le Entwicklungskonzept Südhessen sowie der 
Landesentwicklungsplan ausgewählt. Für die 

Abbildung 1: Untersuchungsregion des Forschungsprojekts PendelLabor (Nitschke et al. 2022)
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überörtliche Verkehrsplanung wurden die Nah-
verkehrspläne der beiden Kreise und Auszüge 
des regionalen Nahverkehrsplans sowie die Mo-
bilitätsstrategie des Landes, die regionale Mo-
bilitätsstrategie und das Mobilitätsleitbild eines 
Kreises in die Analyse aufgenommen.

Insgesamt wurden 23 Planungsdokumente aus-
gewertet, die zwischen 2014 und 2021 fertig-
gestellt wurden und von dem jeweiligen Pla-
nungsträger öffentlich zur Verfügung gestellt 
werden. Die Dokumente wurden so ausgewählt, 

dass ein Vergleich zwischen den Fachrichtun-
gen der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung 
sowie zwischen der lokalen und der überörtli-
chen Handlungsebene möglich ist (siehe Tabelle 
1). Die lokale Handlungsebene umfasst hierbei 
Dokumente aus kreisfreien und kreisangehöri-
gen Städten. Die überörtliche Handlungsebene 
umfasst Dokumente der beiden ausgewählten 
Kreise sowie der regionalen Planungsträger, d.h. 
des Regierungspräsidiums Darmstadt und des 
Regionalverbands Frankfurt Rhein-Main, und 
des Landes Hessen.
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Land Hessen Landesentwicklungsplan Hessen 
2000 (Änderung vom 16.07.2021) 	3  	3  [1] 

Hessen-Strategie Mobilität 2035 
(2018) 	3  	3  [2]

Region Süd-
hessen

Regionales Entwicklungskonzept 
Südhessen (2019) 	3  	3  [3]

Region Frank-
furt Rhein-Main

FrankfurtRheinMain in Bewe-
gung: Mobilitätsstrategie für die 
Region (2020)

	3  	3  [4]

Der verbundweite Nahverkehrs-
plan für die Region Frankfurt 
Rhein-Main: Zweite Fortschrei-
bung des Regionalen Nahver-
kehrsplans (2020)

	3  	3  [5] 

Hochtaunus-
kreis

Kreisentwicklungskonzept Hoch-
taunus 2030+: Chancen urbanen 
Landlebens (2019) 

	3  	3  [6]

Integrierter lokaler Nahverkehrs-
plan für den Hochtaunuskreis 
2013-2017 (2014)

	3  	3  [7]

Kreis Offenbach Leitbild für die Mobilität der Zu-
kunft im Kreis Offenbach. Bericht 
zum Zeitraum 2013 bis 2018 
(2020)

	3  	3  [8]

Nahverkehrsplan 2016. Einfach 
nah! (2016) 	3  	3  [9]

Stadt Frankfurt 
am Main

Frankfurt 2030+: Integriertes 
Stadtentwicklungskonzept (2019) 	3  	3  [10]
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Nahverkehrsplan der Stadt 
Frankfurt am Main 2025+ (2021) 	3  	3  [11]

Stadt Offen-
bach am Main

Masterplan Offenbach am Main 
2030 (2015) 	3  	3  [12] 

Mobilitätsplan für die Stadt Of-
fenbach. Fortschreibung Nahver-
kehrsplan Stadt Offenbach 2018 
– 2022 (2017)

	3  	3  [13]

Stadt Oberursel Unser verkehrliches Leitbild: Leit-
ziele Prozess Instrumente (2021) 	3  	3  [14]

Stadt Bad 
Homburg

Integriertes Stadtentwicklungs-
konzept Bad Homburg 2030 
(2019)

	3  	3  [15]

Stadt Fried-
richsdorf

Stadt 25+ Friedrichsdorf: Evaluie-
rung und Fortschreibung Stadt-
entwicklungskonzept

	3  	3  [16]

Stadt Usingen Integriertes städtebauliches 
Entwicklungskonzept Kernstadt 
Usingen (2019)

	3  	3  [17]

Stadt Neu-Isen-
burg

Integriertes Stadtentwicklungs-
konzept im Rahmen des Stadt-
umbaus Vom Alten Ort zur neuen 
Welt (2019)

	3  	3  [18]

Stadtentwicklungskonzept Mobi-
lität für die Stadt Neu-Isenburg 
(2018)

	3  	3  [19]

Stadt Langen Bebauungsplan Nr. 45.III Wohn-
gebiet Liebigstraße Nord: Be-
gründung (2019)

	3  	3  [20]

Stadt Rodgau Rahmenplan Rodgau-West 
(2020) 	3  	3  [21]

Städtebaulicher Rahmenplan Ge-
bietsentwicklung Rodgau-West. 
Teilbericht Verkehr und Mobilität 
(2021)

	3  	3  [22]

Stadt Röder-
mark

Nahmobilitätsplan Stadt Röder-
mark (2017) 	3  	3  [23]

Anzahl der Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 1: Übersicht über die ausgewerteten Planungsdokumente
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1.2 Methodisches Vorgehen

Die Dokumentenanalyse wurde angelehnt an 
die inhaltlich-strukturierende qualitative Inhalts-
analyse nach Kuckartz (2018) durchgeführt. Eine 
Strukturierung des vorliegenden Materials er-
folgte zunächst durch thematische Hauptkate-
gorien. Die Hauptkategorien wurden ausgehend 
vom Forschungsinteresse und den Untersu-
chungsfragen gewählt (deduktive Kategorien-
bildung). Anschließend wurden ausgehend von 
dem empirischen Material Unterkategorien ge-
bildet. Hierzu wurden die Textstellen, die einer 
Hauptkategorie zugewiesen wurden, im For-
schungsteam diskutiert und inhaltlich ähnlich 
gelagerte Textstellen in einzelnen Unterkatego-
rien zusammengeführt (induktive Kategorienbil-
dung). Die Dokumente wurden vollständig gele-
sen und mit Hilfe der Software MaxQDA codiert, 
d.h. relevante Textstellen wurden den jeweiligen 
Haupt- und Unterkategorien zugeordnet. Das 
Kategoriensystem und die Anzahl der codierten 
Textstellen sind im Anhang ab Seite 69 darge-
stellt.

Als erster Auswertungsschritt wurden für die 
zentralen Hauptkategorien, d.h. Potenziale 

(siehe Kapitel 2.1), Herausforderungen (siehe 
Kapitel 2.2), Entwicklungsziele und Leitbilder 
(siehe Kapitel 3.1), Zielgruppen (siehe Kapitel 
3.2), Strategien und Handlungsansätze der Sied-
lungsentwicklung (siehe Kapitel 4.1), Strategien 
und Handlungsansätze der Verkehrsentwicklung 
(siehe Kapitel 4.2) sowie akteursbezogene Inte-
gration (siehe Kapitel 7.1), die Unterkategorien 
mit MaxQDA als sogenannte Codewolke dar-
gestellt.1 Diese setzt alle Unterkategorien quan-
titativ dahingehend ins Verhältnis, wie häufig 
sie vergeben wurden. Als zweiter Auswertungs-
schritt wurden die Unterkategorien qualitativ 
ausgewertet, d.h. es wurde beschrieben, welche 
Inhalte bezüglich der jeweiligen Unterkatego-
rie in den Dokumenten gefunden wurden. Als 
dritter Auswertungsschritt wurden Vergleiche 
zwischen den Fachrichtungen, d.h. zwischen Do-
kumenten der Siedlungs- und Verkehrsentwick-
lung, sowie zwischen den Handlungsebenen, d.h. 
Dokumenten der lokalen und der überörtlichen 
Handlungsebene, angestellt. Hierzu wurde die 
sogenannte Kreuztabelle in MaxQDA verwendet, 
die die Anzahl der codierten Textstellen für eine 
Gruppe von Dokumenten sowie die Anzahl der 
Dokumente dargestellt, in denen Textstellen co-
diert wurden (siehe Anhang ab Seite 73).

1 Für die Steuerungsinstrumente (siehe Kapitel 5), die Methoden (siehe Kapitel 6) sowie die räumliche und thematische 
Integration (siehe Kapitel 7.2 und 7.3) wurde auf die Darstellung der Codierungen als Codewolke verzichtet. Die Anzahl der 
codierten Textstellen kann den Tabellen im Anhang entnommen werden.
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Teil A – Inhaltliche 
Ausrichtung der 
Planungsdokumente
In Teil A des vorliegenden Ergebnisberichts 
zur Dokumentenanalyse steht die inhaltliche 
Ausrichtung der ausgewerteten Planungsdo-
kumente in Bezug auf die Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung im Vordergrund. Ausgehend 
von den in den Planungsdokumenten genann-
ten Potenzialen und Herausforderungen der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung wird zu-
nächst die Ausgangslage in der Untersuchungs-
region näher beschrieben (siehe Kapitel 2). Im 
Anschluss werden die in den Planungsdoku-
menten formulierten Zielvorstellungen für die 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung sowie die 
darin adressierten Zielgruppen vorgestellt (siehe 
Kapitel 3). In Kapitel 4 werden schließlich die in 
den Planungsdokumenten am häufigsten be-
nannten Strategien und Handlungsansätzen der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung ausgeführt. 

Die Auswertung erfolgte in diesem Teil der Do-
kumentenanalyse eng am empirischen Material, 
d.h. die Inhalte der Planungsdokumente wurden 
so originalgetreu wie möglich wiedergegeben. 
Nichtsdestotrotz löst sich die Darstellung vom 
einzelnen Dokument und strebt eine Verallge-
meinerung für Gruppen von Dokumenten an. 
Neben der Darstellung der inhaltlichen Schwer-
punkte über alle Dokumente hinweg, werden 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 
Gruppen von Dokumenten, d.h. zwischen Do-
kumenten der Siedlungs- und Verkehrsentwick-
lung sowie zwischen Dokumenten der lokalen 
und der überörtlichen Handlungsebene, heraus-
gearbeitet.
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2 Potenziale und 
Herausforderungen 
der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung
In Kapitel 2 wird dargestellt, wie die ausgewer-
teten Planungsdokumente die räumliche Aus-
gangslage in den Städten und Kreisen sowie 
der Region Frankfurt Rhein-Main als Ganzes be-
schreiben. Hierbei wird zwischen „Potenzialen“ 
(siehe Kapitel 2.1) und „Herausforderungen“ 
(siehe Kapitel 2.2) unterschieden. Die Potenziale 
und Herausforderungen lassen einerseits auf die 
räumliche Ausgangslage in der Untersuchungs-
region schließen und stellen andererseits bereits 
eine Deutung derselben – als Potenzial oder He-
rausforderung – dar. Angestrebt wird in diesem 
Kapitel eine Beschreibung der Ausgangslage 
aus den Augen der lokalen und regionalen Pla-
nungsakteur*innen.

2.1 Potenziale in der Region Frankfurt Rhein-
Main

Die Hauptkategorie „Potenziale“ umfasst Aussa-
gen, in denen positive Aspekte der räumlichen 
Ausgangslage in den Städten, Kreisen und der 
Region hervorgehoben werden. Die Untersu-
chungsfrage lautete: Welches sind die zentralen 
siedlungsstrukturellen und verkehrsbezogenen 
Potenziale in der Stadt/ dem Kreis/ der Region? 
Die Unterkategorien wurden induktiv, d.h. aus-
gehend von dem empirischen Material, gebildet. 
Abb. 2 stellt die Häufigkeit der Unterkategorien 
ausgehend von der Anzahl der codierten Text-
stellen dar.

Ausgehend von einer quantitativen Betrachtung 
der codierten Textstellen, zeichnet sich die Un-
tersuchungsregion zuvorderst durch eine hohe 
(über) regionale Erreichbarkeit aus. Gemeint 
sind damit im Wesentlichen die gut ausgebau-
ten Straßen- und Schieneninfrastrukturen, gute 
Taktungen im Bereich des ÖPNV (Öffentlicher 
Personennahverkehr) sowie ganz allgemein die 
zentrale räumliche Lage in Deutschland und 
Europa. Darüber hinaus werden sich gesamt-
gesellschaftlich verändernde Mobilitäts- und 
Wohnbedürfnisse häufig als Potenzial benannt, 
das für eine zielgerichtete Veränderung bzw. Zu-
kunftsausrichtung der Region in Richtung nach-
haltige Mobilität wichtig ist. Exemplarisch fallen 
hierunter ein neues Mobilitätsverständnis, das 
Fortbewegung nicht mehr an ein Verkehrsmittel 
wie das Auto geknüpft sowie die Trends Indivi-
dualisierung und Rückbesinnung auf die Stadt 
als Wohnort. 

Ebenfalls für die meisten Planungsdokumente 
charakteristisch ist die Aussage, dass die Unter-
suchungsregion bereits heute ein attraktiver 
Wirtschaftsstandort ist und auch zukünftig blei-
ben wird. Diese Aussagen fußen häufig nicht nur 
auf der verkehrlich, sondern auch wirtschaftlich 
internationalen Ausrichtung der Region in Kom-
bination mit vorhandenen klein- und mittelstän-
dischen Unternehmen. Dies wird z.B. durch die 
Ansiedlung von Unternehmen, durch eine lokale 
Gründungsszene oder eine steigende Zahl von 
Arbeitsplätzen zum Ausdruck gebracht. Damit 
einher gehen häufig Aussagen bezüglich stei-
gender Bevölkerungszahlen in der Region. Diese 
umfassen meistens Aussagen über das vergan-
gene Bevölkerungswachstum oder Prognosen 
für einen Horizont zwischen 2030 und 2050. 

Abbildung 2: Codewolke für die Hauptkategorie Potenziale (eigene Darstellung mit MaxQDA)
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Insgesamt etwas weniger häufig angeführt wer-
den Aussagen zu potenziellen Entwicklungsflä-
chen für Wohnen und Gewerbe. Hierbei geht es 
schwerpunktmäßig um Flächen, die noch nicht 
entwickelt sind – unabhängig davon, ob Baurecht 
besteht oder nicht. Es werden zumeist quantita-
tive Flächenpotenziale für eine der Nutzungen 
oder für Nutzungsmischung in der Region bzw. 
in den Kommunen lokalisiert. In einer ähnlichen 
Häufigkeit werden Potenziale im Bereich Ver-
sorgung und soziale Infrastruktur benannt. An 
dieser Stelle wird zumeist die jeweilige Einzel-
handelssituation vor Ort als positiv bewertet so-
wie ein gutes Angebot in den Bereichen Bildung, 
Kultur, Sport und weiteren Freizeitaktivitäten 
sowie der medizinischen Versorgung konstatiert. 

Ähnlich häufig sind Potenziale im Bereich der 
hohen Wohn- und Freiraumqualität zu finden. 
Überwiegend werden hier naturräumliche oder 
städtische Grünraumstrukturen, seltener histo-
risch geprägte oder qualitätsvolle Wohnvier-
tel genannt, die einen Beitrag zu einer hohen 
Lebensqualität, teils auch als lokale Identität 
bezeichnet, implizieren. Hierunter fallen auch 
Aussagen, die sich entweder auf die unverwech-
selbare Charakteristik einer Stadt oder eines 
Stadtteils oder auf die Identifikation der Bewoh-
ner*innen mit dieser Stadt oder dem Stadtteil 
beziehen. Vergleichsweise selten als Potenzial 
benannt wird die innerörtliche Erreichbarkeit. 
Die codierten Textstellen beziehen sich auf As-
pekte der verkehrlichen Anbindung innerhalb 
einer Stadt, wie bspw. die fußläufige Erreichbar-
keit, das städtische Radwegenetz oder innerört-
lichen Busverkehr.

Gesellschaftlich und wirtschaftlich prosperie-
rende Metropolregion

Hierunter fallen die Unterkategorien: Flächenpotenzial für 
Wohnen und Gewerbe, Bevölkerungswachstum, attraktiver 
Wirtschafts- und Beschäftigungsstandort

Die Region Frankfurt Rhein-Main verzeichne-
te nicht nur in der näheren Vergangenheit ein 
Bevölkerungswachstum, sondern dieser Trend 
wird sich Prognosen zufolge fortsetzen [4, 5]. 
Dies spiegelt sich ebenfalls in den einzelnen 

Kommunen wieder, deren Bevölkerungsvoraus-
berechnungen bis zum Jahr 2030 zumeist eine 
positive Bevölkerungsentwicklung prognostizie-
ren [10, 12, 13, 15, 16, 21]. Dabei konzentrieren 
sich die höchsten relativen und absoluten Zu-
wächse auch bis 2050 voraussichtlich auf die 
Oberzentren bzw. kreisfreien Städte sowie deren 
unmittelbares Umland [1, 3]. Zumeist ist diese 
Entwicklung auf Wanderungsgewinne und nicht 
auf ein natürliches Bevölkerungswachstum zu-
rückzuführen [10, 15, 16, 18]. 

Daran anknüpfend ist in der Region Frankfurt 
Rhein-Main eine teils gute sozioökonomische 
Lage der Menschen festzustellen. Einzelne Kom-
munen weisen im deutschlandweiten Vergleich 
überdurchschnittliche Kaufkraftzahlen auf [15]. 
Der mutmaßlich ausschlagende Faktor für die 
positive Bevölkerungsentwicklung ist, dass die 
Region Südhessen „zu den wirtschaftsstärksten 
und dynamischsten in Europa [zählt]“ [3]. Dafür 
ursächlich angeführt werden nicht nur die lan-
desweit allgemein starke Präsenz von Finanz- 
und Unternehmensdienstleistungen [1, 15],  son-
dern auch Branchen wie die chemische Industrie 
[1], die Automobilindustrie [1, 2], die Gesund-
heitswirtschaft [15, 16] sowie die Bedeutung als 
Wissenschafts- [1, 3] und Technologiestandort 
[1, 16]. Als charakteristisch für den attraktiven 
Wirtschaftsstandort wird zudem „die Kombinati-
on aus lokalen klein- und mittelständischen Be-
trieben sowie vielen namhaften nationalen und 
internationalen Konzernen“ [15] gesehen [3, 10, 
12, 16]. Als weiterer entscheidender Standort-
faktor werden die verkehrlichen Infrastrukturen 
betont [3, 8–10, 12, 16, 18, 21].

Die Grundvoraussetzung für die Fortsetzung 
dieser Wachstumstendenzen sind verfügbare 
Flächenpotenziale für die Siedlungs- und Ge-
werbeentwicklung in der Region. Vor dem Hin-
tergrund gesetzlicher Ziele bezüglich der Flä-
chen(neu)inanspruchnahme trifft eine Vielzahl 
von Planungsdokumenten Aussagen zu Poten-
zialen in der Innenentwicklung. Entsprechende 
Flächenpotenziale konzentrieren sich knapp zur 
Hälfte auf die Oberzentren in der Region [3]. 
Insgesamt werden rund 8.100 ha Fläche für die 
Siedlungsentwicklung im Außenbereich, zzgl. 
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113.000 Wohneinheiten im Innenbereich, sowie 
rund 6.400 ha Fläche für Gewerbe identifiziert 
[3]. 

Im Vergleich zwischen den Fachrichtungen und 
Handlungsebenen wird das Bevölkerungswachs-
tums stärker in Dokumenten der Siedlungsent-
wicklung als in solchen der Verkehrsentwicklung 
thematisiert und dabei eher auf der lokalen als 
auf der überörtlichen Handlungsebene. Auch 
Aussagen zum Flächenpotenzial für Wohnen und 
Gewerbe sowie zum attraktiven Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstandort fanden sich häufiger in 
Dokumenten der Siedlungsentwicklung und der 
lokalen Handlungsebene. 

Attraktives Wohn- und Alltagsumfeld als Zei-
chen von Lebensqualität

Hierunter fallen die Unterkategorien: hohe Wohn- und Frei-
raumqualitäten, gute Versorgung und soziale Infrastruktur

Die charakteristischen Freiraumqualitäten der 
Untersuchungsregion werden nicht nur als tou-
ristische Anziehungskraft bewertet, sondern v.a. 
als Naherholung für die Bewohner*innen der 
Region gesehen [1, 6, 15, 16, 18]. Entscheidend 
für die Aufenthaltsqualität letzterer sind zudem 
die vorhandenen Freiflächen im innerstädti-
schen Gebiet, die in einigen Kommunen der Re-
gion hervorgehoben werden [10, 15, 16]. Gerade 
eine grüne Stadtgestaltung wird häufig in Ver-
bindung mit hoher Wohnqualität gebracht [12, 
15, 21]. Eine Kommune beschreibt sich bspw. 
als „eine vergleichsweise grüne Großstadt. Eine 
Qualität, die sich zumeist erst auf den zweiten 
Blick erschließt, aber von großer Bedeutung für 
den Wohnstandort ist.“ [12] Weiterhin prägen 
bürgerschaftliches Engagement [10], historische 
und denkmalgeschützte Ortsteile [12, 15, 16, 18] 
sowie das Leben im öffentlichen Raum (auch 
als Urbanität bezeichnet) [10, 15] das städtische 
Flair und weisen Implikationen für die Identifika-
tion mit dem eigenen Stadtteil auf. Seltener wer-
den gute verkehrliche Angebote, teils explizit im 
Nahraumbereich, für eine hohe Lebensqualität 
angeführt [20]. 

Darüber hinaus werden weitere Ausstattungs-
merkmale vor Ort als entscheidender Beitrag 

zur Lebensqualität genannt. Diese umfassen 
die Ausstattung mit sozialen Infrastrukturen wie 
Schulen und Kindergärten, die in einigen Pla-
nungsdokumenten als gut beschrieben wird [6, 
13, 15, 16]. Weiterhin werden v.a. gute Versor-
gungsmöglichkeiten in Bezug auf den stationä-
ren Einzelhandel beschrieben, differenziert nach 
den nicht-täglichen Angeboten in städtischen 
Zentren und dem fußläufig erreichbaren Einzel-
handel für den täglichen Bedarf [10, 13, 15–18, 
20, 23]. Auch eine gute Versorgung mit kulturel-
len, gesundheitsbezogenen und sportlichen An-
geboten findet in einigen Planungsdokumenten 
Erwähnung [10, 13, 15–18, 21]. Eine Kommune 
gibt zudem den Anteil von geförderten Woh-
nungen an, der mit ca. 25% vergleichsweise 
hoch ist [18]. 

Aussagen zu diesen Unterkategorien lassen sich 
v.a. den Dokumenten der Siedlungsentwicklung 
sowie der lokalen Handlungsebene zuordnen. 
Kaum diesbezügliche Aussagen werden in den 
Dokumenten der Verkehrsentwicklung getroffen 
und auf der überörtlichen Ebene werden höchs-
tens überörtliche Grünzüge thematisiert.

Erreichbarkeiten und Mobilitätswandel in der 
Region

Hierunter fallen die Unterkategorien: hohe (über)regionale 
Erreichbarkeit, gute innerörtliche Erreichbarkeit, Wandel der 
Mobilitäts- und Wohnbedürfnisse

Die Region Frankfurt Rhein-Main ist nicht zu-
letzt aufgrund ihrer geografischen Lage euro-
paweit in diverse verkehrliche Infrastrukturen 
eingebunden. Der Landesentwicklungsplan kon-
statiert diesbezüglich: „Die Region ist über das 
Fern- und Hochgeschwindigkeitsnetz der Bahn, 
das dichte Autobahn- und Bundesstraßennetz 
und den Flughafen Frankfurt Main sowohl na-
tional als auch international hervorragend ange-
schlossen.“ [1] Abgesehen von der überregiona-
len Anbindung ist der Alltag in der Region selbst 
von „permanenter Bewegung und Dynamik“ [3] 
geprägt. Die untersuchten Kreise stellen beide – 
auch abseits der Straße – eine hohe Qualität der 
Mobilität ohne nennenswerte Erschließungslü-
cken fest [7–9].
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Die meisten Kommunen betonen ebenfalls die 
Vorteile, die aus den guten verkehrlichen In-
frastrukturen und Angeboten in der Region 
hervorgehen und stellen die Verbindung zum 
Oberzentrum inklusive Flughafen gerne separat 
heraus [10–13, 15–23]. Kaum Erwähnung findet 
die Anbindung zur Landeshauptstadt [17]. Für 
die Sicherstellung dieser hohen (über-)regiona-
len Erreichbarkeit tragen v.a. vorhandene Infra-
strukturen (Trassen und Haltepunkte) [8, 10, 12, 
17, 22], die Taktung des SPNV [10, 22] sowie das 
(über-)regionalen Fahrradnetz bei [12]. 

Auf der Ebene der innerörtlichen Erreichbarkeit 
zeigt eine Vielzahl der Planungsdokumente die 
Bedeutung und teils die Potenziale vorhandener 
Infrastrukturen für den Umweltverbund auf. Zu-
vorderst geht es darum, mithilfe des ÖPNV die 
Erreichbarkeit innerhalb des jeweiligen Gemein-
degebiets zu sichern [10, 12, 16, 17, 22, 23]. Des 
Weiteren werden kompakte Siedlungskörper 
von Kommunen als Potenzial für die innerörtli-
che Erreichbarkeit deklariert, was insbesondere 
Chancen für die Nahmobilität eröffnet [15, 18, 
23].

Sich verändernde Mobilitäts- und Wohnbedürf-
nisse werden in den ausgewerteten Planungsdo-
kumenten als weiterer – meist positiv bewerteter 
– Einflussfaktor beschrieben. Neben veränderten 
Werteinstellungen führen allgemein kleinere 
Haushaltsgrößen, neue Lebensformen, Indivi-
dualisierung sowie veränderte Arbeitsverhält-
nisse zu neuen Ansprüchen an das Wohnen [13, 
15]. Ein Planungsdokument geht weiterhin von 
einer Rückbesinnung auf die Stadt als Wohnort 
aus [12]. In Bezug auf Mobilität stellen einige 
Planungsdokumente heraus, dass Digitalisie-
rung und Umweltbewusstsein die Ansprüche an 
Mobilität verändern und sich u.a. deshalb das 
Mobilitätsverhalten in der Bevölkerung wandelt 
[2–5, 8, 13, 15]. Die Fixierung auf ein bestimmtes 
Verkehrsmittel wird bspw. weniger relevant und 
bereits heute ist ein Rückgang des Pkw-Besitzes 
bei jungen Menschen zu verzeichnen [2, 6, 13]. 
Multi- bzw. Intermodalität sowie Sharing-Ange-
bote werden als weitere Trends in diesem Zu-
sammenhang erwähnt [2, 13, 15]. Zudem wird 
für den Umweltverbund, insbesondere für den 
Fahrradverkehr, eine steigende Nachfrage prog-

nostiziert und dementsprechende Anpassungen 
im Straßenraum gefordert [2, 3, 5, 6, 9, 11, 12, 
15]. Durch niedrigschwellige Angebote über das 
Smartphone verändert sich die Information und 
Buchung im Bereich der Mobilität teils grundle-
gend [2, 9, 15]. Weiterhin wird mit einer Auto-
matisierung von Fahrten sowie einer verstärkten 
Notwendigkeit bzw. Anwendung von „On-De-
mand-Lösungen“ gerechnet [2]. Berücksichtigt 
werden sollten auch demografische Trends 
sowie Veränderungen im Freizeitverhalten der 
Menschen, welche nutzerseitige Veränderungen 
in der Mobilitätsnachfrage bedingen [10]. Auch 
den Wandel zur Elektromobilität gilt es zu be-
achten [13].

Aussagen zu den Erreichbarkeiten finden sich 
sowohl in Dokumenten der Siedlungsentwick-
lung als auch in solchen der Verkehrsentwick-
lung. Bemerkenswert ist, dass Aussagen zur 
hohen (über-)regionale Erreichbarkeit häufiger 
auf der lokalen Handlungsebene codiert werden 
konnten. Erwartungsgemäß finden sich auch 
Aussagen zur innerörtlichen Erreichbarkeit fast 
ausschließlich auf der lokalen Handlungseben 
wieder. Der Wandel der Mobilitäts- und Wohn-
bedürfnisse wird darüber hinaus öfter in den 
Dokumenten der Verkehrsentwicklung themati-
siert als in den Dokumenten der Siedlungsent-
wicklung. 

2.2 Herausforderungen in der Region Frank-
furt Rhein-Main

Die Hauptkategorie Herausforderungen um-
fasst Aussagen, in denen negative Aspekte der 
Ausgangslage in den Städten, Kreisen und der 
Region hervorgehoben werden. Die Untersu-
chungsfrage lautete: Welches sind die zentralen 
siedlungsstrukturellen und verkehrsbezogenen 
Herausforderungen in der Stadt/ dem Kreis/ der 
Region? Die Unterkategorien wurden induktiv, 
d.h. ausgehend von dem empirischen Material, 
gebildet. Abb. 3 stellt die Häufigkeit der Unter-
kategorien ausgehend von der Anzahl der co-
dierten Textstellen dar.

Zu Beginn können aus quantitativer Perspektive 
besonders zwei Herausforderungen im Bereich 
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des Verkehrs konstatiert werden. Zum einen 
werden das hohe Verkehrsaufkommen und Ka-
pazitätsengpässe als problematisch identifiziert. 
Konkreter umfasst dies Aussagen, die sich auf 
das Verkehrsaufkommen und die Belastung des 
Verkehrssystems beziehen – unabhängig davon, 
ob es um den ÖPNV oder Straßen geht. Mehr-
fach wird dabei explizit auf Kapazitätsengpässe 
verwiesen. Zum anderen stellen die Planungs-
dokumente häufig eine fehlende Fuß- und Fahr-
radfreundlichkeit fest. Hierbei werden vorrangig 
infrastrukturelle Aspekte wie z.B. das Fehlen von 
Radwegen, aber auch das Verhalten der (moto-
risierten) Verkehrsteilnehmenden wie z.B. Parken 
auf Gehwegen und Nicht-Einhalten von Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen, bemängelt. 

Eng mit diesen beiden Kategorien verbunden 
werden auch die verkehrsbedingten Umweltbe-
lastungen entsprechend häufig erwähnt. Letz-
tere vereint Aussagen auf sich, die sich auf die 
durch den Verkehr verursachten Umweltbelas-
tungen beziehen. Hierbei sind CO2-Emissionen 
ebenso angesprochen wie Luftverschmutzung 
und Lärm. Explizit erwähnt wird darüber hinaus 
in mehreren Planungsdokumenten auch das 
hohe Pendelaufkommen. Hier sind Aussagen 
codiert, die auf das Aufkommen von berufsbe-
dingtem Pendelverkehr verweisen – unabhängig 
davon, ob es sich um Ein- oder Auspendler*in-
nen handelt.

Des Weiteren sind zahlreiche Codierungen im 
Bereich wirtschaftlicher Strukturwandel und 
Wandel im Einzelhandel zu finden. Diese Kate-
gorie umfasst Aussagen zu Veränderungen in 
der (lokalen) Wirtschaft, z.B. Veränderungen des 

Branchenmixes, Automatisierung und Digitalisie-
rung von Produktionsprozessen oder veränderte 
Unternehmensstrukturen. Außerdem finden sich 
hier Aussagen wieder, die sich auf den Wandel 
im Einzelhandel, z.B. zunehmender Online-Han-
del, beziehen und dabei auch gewerbliche Leer-
stände und einen möglichen Funktionsverlust 
der Innenstädte erwähnen. 

Außerhalb des Verkehrsbereichs am häufigsten 
als Herausforderung beschrieben werden Flä-
chenknappheit sowie die häufig daraus resultie-
rende Flächenkonkurrenz. Als Kategorie zusam-
mengefasst werden hier Aussagen gesammelt, 
die einen Mangel an Flächen für die Entwicklung 
von Wohnen, Gewerbe und sozialer Infrastruktur 
benennen. Teils wird dabei auf die Konkurrenz 
zwischen verschiedenen Nutzungen hingewie-
sen. Darüber hinaus resultiert nicht zuletzt aus 
dem Potenzial des Bevölkerungswachstums 
(siehe Seite 16) die Herausforderung, dement-
sprechend Wohnraum bereitzustellen. Diese 
Kategorie umfasst somit Aussagen, die sich auf 
den Mangel an Wohnraum im Allgemeinen, aber 
auch bezahlbaren Wohnraum im Besonderen 
beziehen. Auch steigende Miet- und Kaufprei-
se werden hier berücksichtigt. Deutlich seltener 
und doch nicht unbedeutend sind städtebauli-
che und gestalterische Mängel. Hier lassen sich 
Aussagen identifizieren, die sich auf Heraus-
forderungen in der städtebaulichen Gestaltung, 
wie Eingangssituationen an einem Bahnhofsvor-
platz, beziehen.

Seltener finden sich Aussagen zu Zugangs-
barrieren und Erreichbarkeitslücken im ÖPNV. 
Hierbei wird z.B. die fehlende Barrierefreiheit 

Abbildung 3: Codewolke für die Hauptkategorie Herausforderungen (eigene Darstellung mit MaxQDA)
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und die fehlende (fußläufige) Erreichbarkeit 
von Haltestellen und Bahnhöfen einbezogen. 
Derartige Mängel verschärfen sich durch eine 
weitere, vergleichsweise oft genannte, Heraus-
forderung, die in der Alterung und Pluralisierung 
der Lebensstile besteht. Hier codierte Aussagen 
thematisieren den demografischen Wandel und 
die damit einhergehende zunehmende Alterung 
der Gesellschaft sowie eine immer individuellere 
Ausdifferenzierung der Lebensstile. Zudem sind 
hier Aussagen zu einem perspektivischen Bevöl-
kerungsrückgang aufgrund des demografischen 
Wandels inbegriffen. 

Darüber hinaus benennen die ausgewerteten 
Planungsdokumente Herausforderungen im 
Bereich von regionalen Disparitäten und sozio-
ökonomischer Ungleichheit. Diese Kategorie 
umfasst einerseits Aussagen, die sich mit der 
ungleichen Ausgangslage der verschiedenen 
Kreise und Städte, meist in Hinblick auf Aspek-
te des Wirtschaftslebens und des Infrastruktur-
angebots, in der Region Frankfurt Rhein-Main 
beschäftigen. Andererseits weisen Aussagen 
dieser Kategorie auch auf sozio-ökonomische 
Unterschiede oder auf Verdrängungsprozesse 
wie Gentrifizierung hin. 

Hoher Entwicklungsdruck auf begrenztem 
Raum

Hierunter fallen die Unterkategorien: Flächenknappheit und 
Flächenkonkurrenz, Wohnraummangel

Zwar werden unter den Potenzialen einige Aus-
sagen zu Flächenpotenzialen für Wohnen und 
Gewerbe identifiziert (siehe Seite 16-17), jedoch 
unterliegen diese der natürlichen Gegebenheit, 
dass der Boden ein begrenztes, knappes und 
nicht vermehrbares Gut ist. Vor dem Hinter-
grund der ebenfalls in den Potenzialen beschrie-
benen Entwicklungen hinsichtlich Bevölkerungs-
wachstum und der anhaltenden Attraktivität als 
Wirtschaftsstandort, sind die Region Frankfurt 
Rhein-Main und die ihr angehörenden Kommu-
nen durch einen großen Druck auf die Flächen 
gekennzeichnet [1, 3, 5, 10, 12]. Beispielsweise 
„trifft dieses Wachstum auf eine Stadt mit knap-
pen Flächenreserven in der eigenen Gemarkung. 

Das Bevölkerungs- und Beschäftigtenwachstum 
wird in Konkurrenz mit anderen Nutzungs- und 
Schutzinteressen treten und neue Raumansprü-
che beispielsweise für den Bau von Schulen aus-
lösen.“ [10]

Aus diesem Druck resultieren Herausforderun-
gen für die Siedlungsentwicklung. Neben dem 
ohnehin großen Flächendruck in der Region, 
führen vielfältige Gründe zu einer Siedlungsflä-
chenknappheit. Als ursächlich benannt werden 
z.B. die fehlende Veräußerungs- bzw. Entwick-
lungsbereitschaft von Flächeneigentümer*innen 
sowie die steigende Komplexität der Flächen-
entwicklung [3]. Auch der Regionale Flächennut-
zungsplan sieht kaum Flächen für die zukünftige 
Siedlungsentwicklung vor, die nicht bereits ent-
wickelt sind – nicht zuletzt aus rechtlichen Vor-
gaben in Bezug auf Lärmemissionen (aufgrund 
von Flugverkehr) oder Naturschutz [12, 15, 18]. 
Im gewerblichen Bereich werden hier v.a. (auch 
innerstädtische) Logistikflächen nachgefragt, 
aber auch aus den Bereichen Produktion, Bauge-
werbe, Handel und Dienstleistung [3]. Ursachen 
für den Mangel liegen u.a. in der unzureichen-
den verkehrlichen sowie technischen Infrastruk-
turerschließung dieser Flächen [3]. 

Aus der Knappheit von Entwicklungsflächen 
resultiert eine angespannte Situation an den 
Wohnungsmärkten in der Untersuchungsregion 
[1, 15, 16, 18, 21]. Ein weiteres Hindernis für die 
nachfragegerechte Wohnraumbereitstellung ist, 
dass die Schaffung von Wohnraum mit dem res-
sourcenintensiven Ausbau sozialer, grüner und 
technischer Infrastrukturen verbunden ist [10]. 
Hinzu kommt nachfolgender Umstand: „Bedingt 
durch den demografischen Wandel nimmt der 
Pro-Kopf-Verbrauch an Wohnfläche weiter zu, 
während die Haushaltsgröße abnimmt. Immer 
weniger Menschen belegen immer mehr Fläche, 
was den Druck auf den Wohnungsmarkt ver-
schärft und ein Hauptfaktor der anhaltenden 
Wachstumsdynamik ist.“ [15]

Daraus ergibt sich wiederum ein hoher Bedarf 
nach (bezahlbarem) Wohnraum [5, 6, 11, 12, 15, 
16, 18, 21]. Exemplarisch wird die aktuelle Situ-
ation demgemäß wie folgt beschrieben: „Das 
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Oberzentrum kann den Wohnbauflächenbedarf 
nicht mehr decken und auch die Kauf- und Miet-
preise im gesamten Ballungsraum […] steigen 
immer weiter an. Dies hat zur Folge, dass sich 
der Zuzug immer weiter in entferntere Umland-
gemeinden, […], verlagert.“ [17] Ähnliche Aussa-
gen finden sich auch in weiteren Planungsdoku-
menten wieder [5, 21]. Dementsprechend kann 
eine geradezu konzentrische Ausbreitung dieses 
Problems in der Untersuchungsregion, ausge-
hend von den absolut am stärksten wachsenden 
Oberzentren, konstatiert werden. 

Festzustellen ist zudem, dass die Themen Flä-
chenknappheit und Flächenkonkurrenz sowie 
Wohnraummangel in Dokumenten der Ver-
kehrsentwicklung kaum Erwähnung finden, wäh-
rend sie in Dokumenten der Siedlungsentwick-
lung häufig genannt werden. In Bezug auf die 
Flächenknappheit und Flächenkonkurrenz sind 
keine wesentlichen Unterschiede im Hinblick auf 
die Handlungsebenen zu erkennen, wohingegen 
das Thema Wohnraummangel auf der lokalen 
Handlungsebene häufiger thematisiert wird als 
auf der überörtlichen. 

Hohe verkehrliche Belastungen und hohe Aus-
lastung der Verkehrsinfrastrukturen

Hierunter fallen die Unterkategorien: hohes Verkehrsauf-
kommen und Kapazitätsengpässe, hohes Pendelaufkommen, 
verkehrsbedingte Umweltbelastungen

Während die hohe Erreichbarkeit zuvor noch als 
wesentliches Potenzial der Untersuchungsregion 
beschrieben wurde (siehe Seite 17-18), müssen 
in diesem Zusammenhang auch die verkehrli-
chen Belastungen nachfolgend aufgezeigt wer-
den, um ein vollständiges Bild zur Verkehrssitu-
ation zeichnen zu können. Zunächst werden auf 
sämtlichen räumlichen Ebenen die überlasteten 
Verkehrsinfrastrukturen als Problem beschrie-
ben, v.a. in Bezug die Verkehrsträger Straße und 
Schiene [1, 2, 4, 5, 8–12, 17, 19]. Dies gilt nicht 
nur, aber v.a. für die Hauptverkehrszeiten [8, 11, 
17, 18].

Das Potenzial der verkehrlich günstigen Lage 
der Untersuchungsregion in Europa, kann durch 

die daraus resultierenden zahlreichen Transit-
verkehre gleichzeitig als Herausforderung be-
zeichnet werden [9]. Belastungen ergeben sich 
aus der verkehrsgünstigen Lage auch für die 
lokale Ebene in der Untersuchungsregion [13, 
17–19]. Maßgeblich tragen dazu auch die hohen 
Pendelverkehre in der Untersuchungsregion bei 
[4, 10–12, 15, 19]. Exemplarisch heißt es: „Die 
Verkehrsprobleme auf den Straßen der großen 
Städte werden zu beachtenden Anteilen von den 
Einpendlern aus allen Teilen der Region verur-
sacht.“ [4]  Als Gründe werden z.B. der Wohn-
raummangel, der die Menschen an die Periphe-
rie drängt, die ohnehin zunehmenden Distanzen 
zwischen Wohn- und Arbeitsort sowie die Pend-
lerpauschale benannt [2].

Im Zuge weiterer Zersiedlungstendenzen, zu-
nehmender Wirtschaftsverkehre, dichterer Tak-
tungszeiten und ohne den adäquaten Ausbau 
der Infrastrukturen wird eine Überlastung des 
auf das Oberzentrum ausgerichteten (Schie-
nen-) Netzes erwartet [4, 5, 11]. Dies beschränkt 
insbesondere das zumeist gewünschte Wachs-
tum des ÖPNV-Anteils im gesamten Verkehr [5]. 
Doch auch die Komplexität und Dauer beim Bau 
von Verkehrsinfrastrukturen werden als Hürde 
gesehen [8]. 

Letztendlich resultieren aus alledem v.a. Belas-
tungen für das Klima, die nicht zuletzt aus dem 
Energieverbrauch und dem damit verbundenen 
Ausstoß von Klimagasen des Verkehrssektors 
hervorgehen [2, 4, 11, 19]. Allerdings wirken 
sich weitere Umweltbelastungen wie bspw. Luft-
verschmutzung oder Lärm vor Ort auch nega-
tiv auf die Lebensqualität und Gesundheit der 
Menschen aus [2, 8, 10, 11, 15, 17–20]. Zumeist 
wird dabei der motorisierte Individualverkehr als 
Problem beschrieben, wie folgendes Zitat zeigt: 
„Ein maßgeblicher Anteil der Treibhausgasemis-
sionen in Deutschland entstehen durch den 
Straßenverkehr. Rückgänge in der Entwicklung 
effektiverer Motorentechnik werden durch eine 
steigende Gesamtbelastung überkompensiert.“ 
[19] Weiterhin werden die Folgen einer weit-
reichenden Flächeninanspruchnahme von Ver-
kehrsflächen als Herausforderung gesehen [11, 
19].
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Während Aussagen zum hohen Verkehrsauf-
kommen und Kapazitätsengpässen häufiger 
in den Dokumenten der Verkehrsentwicklung 
codiert wurden, finden sich Aussagen zum ho-
hen Pendelaufkommen etwas häufiger in den 
Dokumenten der Siedlungsentwicklung wieder. 
Beide Unterkategorien sind zudem auf der lo-
kalen Handlungsebene präsenter, wobei auch 
auf der überörtlichen Handlungsebene häufig 
Aussagen zum hohen Verkehrsaufkommen und 
Kapazitätsengpässen codiert wurden. Die ver-
kehrsbedingten Umweltbelastungen halten sich 
zwischen den Dokumenten der Siedlungs- und 
der Verkehrsentwicklung die Waage, aber wer-
den auf der lokalen Handlungsebene häufiger 
erwähnt als auf der überörtlichen. 

Fehlende Voraussetzungen für eine nachhalti-
ge Mobilität

Hierunter fallen die Unterkategorien: fehlende Fuß- und 
Fahrradfreundlichkeit, Zugangsbarrieren und Erreichbar-
keitslücken im ÖPNV, städtebauliche und gestalterische 
Mängel

Neben den bereits erwähnten Verkehrsbelas-
tungen bestehen Herausforderungen im Mobili-
tätsbereich v.a. auf der kleinräumigen Ebene im 
Zusammenhang mit dem gebauten Raum. Der 
überwiegend positiv hervorgehobenen (über-)
regionalen Erreichbarkeit und der deutlich sel-
tener als positiv dargestellten innerörtlichen 
Erreichbarkeit (siehe Seite 18) stehen in den 
ausgewerteten Planungsdokumenten auch zahl-
reiche Herausforderungen gegenüber, die ins-
besondere den Umweltverbund betreffen. 

Zunächst bestehen Lücken im Netz, die infra-
strukturell bedingt sind. Die fehlende (fußläufi-
ge) Erreichbarkeit zu ÖPNV-Haltepunkten  [4, 9, 
23] und Nahversorgern [23] werden häufig als 
Herausforderungen herausgestellt. Die Heraus-
forderung besteht weiterhin in der fehlendenden 
Barrierefreiheit und teils der unzureichenden 
Ausgestaltung bzw. Wartung von Haltepunkten, 
trotz der gesetzlich geforderten Barrierefreiheit 
gemäß § 8 Abs. 3 S. 3 Personenförderungsgesetz 
ab dem 1. Januar 2022 [9, 11, 16, 17]. Mängel 
bei der Barrierefreiheit werden nur vereinzelt 
für den öffentlichen Raum genannt [18]. Auch 

überörtlich sind Schwierigkeiten in Bezug auf 
Erreichbarkeit mittels ÖPNV nicht nur aufgrund 
fehlender Verbindungen, sondern auch mangels 
attraktiver Taktung, fehlender Umsteigemög-
lichkeiten und (zu) langer Fahrtzeiten festzu-
stellen [4, 7, 11, 16, 17]. „Gerade in ländlich ge-
prägten Räumen ist das ÖPNV-Angebot oftmals 
wenig attraktiv. Es verkehren meist nur wenige 
Linien in einem weitmaschigen Takt. V.a. in den 
Tagesrand- und Nachtstunden stellt der öffentli-
che Personennahverkehr keine echte Alternative 
zum privaten Pkw dar.“ [4] Fehlende Verbindun-
gen sind ebenfalls eine Herausforderung für den 
überörtlichen Radverkehr [23]. 

Die Gründe für eine fehlende Fahrradfreundlich-
keit in der Untersuchungsregion sind vielfältig. 
Großräumig werden Umwege, fehlende Verbin-
dungen, nicht oder kaum überwindbare räum-
liche Zäsuren wie Schienenwegen oder Auto-
bahnen, unzureichende Radwegegestaltung etc. 
genannt [4, 8, 23]. Die Planungsdokumente äu-
ßern darüber hinaus Kritik an der Fahrradabstel-
linfrastruktur bezüglich Sicherheit, Zugänglich-
keit, Beleuchtung und Art der Fahrradständer, 
nicht zuletzt an den wichtigen ÖPNV-Haltepunk-
ten [4, 23]. Ähnliche Mängel werden für klein-
räumige, d.h. für innerstädtische Fahrradinfra-
strukturen, festgestellt [10, 15, 17, 23]. Für den 
Fußverkehr werden vergleichbare Infrastruktur-
mängel wie u.a. fehlende Querungsmöglich-
keiten und Markierungen, Nichteinhaltung von 
Mindestgehwegbreiten sowie Gehwegparken 
identifiziert, die die Attraktivität des Zufußge-
hens sowie die entsprechende Aufenthaltsquali-
tät mindern [15–17, 23]. In diesem Zusammen-
hang wird v.a. auch die (weiterhin bestehende) 
Dominanz des motorisierten Individualverkehrs 
bzw. diesbezügliche Konflikte kritisch angemerkt 
[11, 15, 17, 23]. Beispielsweise „ist [die Stadt] in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts auto-
freundlich auf- und umgebaut worden – heute 
fehlt es teilweise an geeigneter Infrastruktur für 
den Fahrrad- und Fußverkehr sowie an Kapazi-
täten im öffentlichen Verkehr.“ [10]

Weitere Herausforderungen sind städtebau-
liche bzw. gestalterische Mängel, die nicht zu-
letzt zur fehlenden Fuß- und Fahrradfreundlich-
keit beitragen. Maßgeblich werden in einzelnen 
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Kommunen der Untersuchungsregion ein Sa-
nierungsrückstau von Gebäuden (Fassaden und 
Bausubstanz), Leerstände, ein hoher Versiege-
lungsgrad und ein fehlender gestalterischer Zu-
sammenhang im Städtebau benannt [12, 16–18]. 
In Kombination mit unzureichendem Stadtmo-
biliar, unangemessenen Werbemaßnahmen, 
fehlenden Spiel- und Begegnungsorten und 
fehlender Begrünung entsteht eine geringe Auf-
enthaltsqualität im öffentlichen Raum [12, 17, 
18]. 

Im Vergleich zwischen den Fachrichtungen zeigt 
sich, dass die Unterkategorien fehlende Fuß- 
und Fahrradfreundlichkeit sowie Zugangsbarrie-
ren und Erreichbarkeitslücken im ÖPNV häufiger 
in Dokumenten der Verkehrsentwicklung codiert 
wurden. Städtebauliche und gestalterische Män-
gel werden dem gegenüber fast ausschließlich 
in Dokumenten der Siedlungsentwicklung the-
matisiert. Alle drei Unterkategorien wurden zu-
dem auf der lokalen Handlungsebene deutlich 
häufiger codiert als auf der überörtlichen Hand-
lungsebene. 

Gesellschaftliche Rahmenbedingungen der 
räumlichen Entwicklung

Hierunter fallen die Unterkategorien: wirtschaftlicher Struk-
turwandel und Wandel im Einzelhandel, Alterung und Plu-
ralisierung der Lebensstile, regionale Disparitäten und sozio-
ökonomische Ungleichheit

Die Alterung und Pluralisierung der Lebens-
stile der Gesellschaft betrifft auch die Unter-
suchungsregion. Der Anteil älterer Menschen, 
inklusive der Hochbetagten, steigt aufgrund 
von sinkenden Geburtenraten und steigender 
Lebenserwartung laut den ausgewerteten Pla-
nungsdokumenten ausnahmslos [1, 5, 9, 11, 13, 
15–18, 23]. Daraus ergeben sich Herausforde-
rungen in Bezug auf die Planung oder auf das 
Versorgungs- und Infrastrukturangebot, die es 
entsprechend zu berücksichtigen gilt [1, 3, 11, 
15–17]. Hinzu kommt folgende Entwicklung: „Im 
selben Maß, in dem sich Lebensstile ausdiffe-
renzieren, vervielfältigen sich auch die Verkehrs-
mittel. Neben Auto, Rad, Bus und Bahn gibt es 
heute Pedelecs, führerscheinpflichtige E-Bikes, 
elektrifizierte und nichtelektrifizierte Lastenrä-

der, Inlineskates, Tretroller, Skate- und elektri-
sche Hooverboards.“ [2] Die Pluralisierung der 
Lebensstile wird in den Planungsdokumenten 
auch als zunehmende Vielfalt und Vernetzung 
der Menschen beschrieben und spiegelt sich 
u.a. in steigenden Zahlen von Single-Haushalten 
und damit einhergehender steigender Wohnflä-
che pro Kopf wider [10, 12, 15, 16].  

Dem Potenzial „zukunftsfähiger Wirtschafts-
standort“ (siehe Seite 16) stehen der wirt-
schaftliche Strukturwandel und der Wandel im 
Einzelhandel gegenüber. Der wirtschaftliche 
Strukturwandel bezeichnet klassischerweise 
den Verlust industrieller Arbeitsplätze und die 
Zunahme von Jobs im Dienstleistungssektor. 
Diese Entwicklung wird in mehreren Planungs-
dokumenten beschrieben – allerdings meist in 
der Rückschau auf die vergangenen Jahrzehnte 
[1, 12, 18]. Neue Impulse für die wirtschaftliche 
Entwicklung werden v.a. in Hinblick auf Digita-
lisierung und Automatisierung gesehen [3, 15]. 
Dabei steht die Zunahme räumlich flexibler wis-
sensbasierter Dienstleistungen [5, 15] neben 
einer möglichen Rückkehr des produzierenden 
Gewerbes im Sinne einer „Industrie 4.0“ [1, 3, 12] 
oder urbaner Produktion [12]. Ein besonderes 
Thema in der Untersuchungsregion ist zudem 
der Bedeutungszuwachs von Rechenzentren [3]. 
Auch der demografisch bedingte „Fachkräfte-
mangel“ [1] bzw. „Nachwuchsmangel“ [6] ist ein 
Thema.

Im Bereich des Einzelhandels ist die Herausfor-
derung, dass „durch veränderte Rahmenbedin-
gungen im Einzelhandel, wie größere Betriebs-
einheiten, einen hohen Filialisierungsgrad und 
die Auswirkungen des Online-Handels auf den 
stationären Handel […] die Gewährleistung einer 
flächendeckenden, wohnungsnahen Versorgung 
und der Erhalt funktionstüchtiger Zentren zu-
nehmend erschwert [werden].“ [1] Besonders 
in den Mittelzentren ist diese Versorgungs-
problematik durch innerstädtische gewerbliche 
Leerstände, Verdrängungseffekte von Handwerk 
und mittelständischen Unternehmen sowie die 
Abnahme der Angebotsvielfalt präsent [1, 12, 
15–18]. Besonders der Online-Handel bedingt 
weiterhin einen steigenden (City-) Logistikbedarf 
inklusive Gewerbeflächen in Autobahnnähe [1, 3, 
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15]. Die permanente Verfügbarkeit von Waren, 
reduzierte Lagerbestände und die Verlagerung 
des Lieferverkehrs auf die Straße stellen ange-
sichts bestehender Kapazitätsengpässe (siehe 
Seite 21) eine Herausforderung für das heutige 
Verkehrssystem dar [3, 4]. 

Ebenso wie die Potenziale sind auch die meis-
ten Herausforderungen innerhalb der Untersu-
chungsregion unterschiedlich stark ausgeprägt. 
Zwar wird der Großteil der Region als prosperie-
rend beschrieben - mit den bereits erwähnten 
Herausforderungen wie dem Wohnraummangel 
– am Rande des Untersuchungsgebiets sowie da-
ran angrenzend gibt es aber auch schrumpfen-
de Gegenden, in denen eine stärkere Alterung 
der Gesellschaft gepaart mit den Konsequenzen 
wie Auslastungsproblemen im ÖPNV oder von 
sozialen Infrastrukturen auftreten [1, 3, 5]. Des 
Weiteren ergeben sich aus regionalen Disparitä-
ten auch unterschiedliche Arbeitsplatzangebote 
[3, 17] sowie Unterschiede im ÖPNV-Angebot 

[4, 12]. Außerdem wird vor dem Hintergrund so-
zio-ökonomischer Ungleichheiten eine weitere 
Verschärfung regionaler Disparitäten erwartet, 
nämlich dann, wenn steigende Immobilienprei-
se zu Verdrängungseffekten aus den Zentren 
der Untersuchungsregion führen [10, 15]. Nicht 
zuletzt auch innerstädtisch können Segregati-
ons- oder Gentrifizierungsprozesse eine soziale 
Entmischung befördern [10, 15]. 

Sämtliche Herausforderungen im Bereich der 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen der 
räumlichen Entwicklung finden in den Doku-
menten der Siedlungsentwicklung eine deutlich 
häufigere Erwähnung. Die Alterung und Plurali-
sierung der Lebensstile wird jedoch – wenn auch 
in geringerem Umfang – in jedem zweiten Do-
kument der Verkehrsentwicklung berücksichtigt. 
Des Weiteren lässt sich festhalten, dass diese 
Herausforderungen etwas stärker auf der loka-
len als auf der überörtlichen Handlungsebene 
erwähnt werden. 
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3 Zielvorstellungen 
in der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung
In Kapitel 3 wird dargestellt, welche Zielvorstel-
lungen der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung 
die ausgewerteten Planungsdokumente be-
nennen. Hierbei wird zwischen „Entwicklungs-
zielen und Leitbildern“ (siehe Kapitel 3.1) und 
„Zielgruppen“ (siehe Kapitel 3.2) unterschieden. 
Die Entwicklungsziele und Leitbilder stehen für 
die grundsätzliche normative Ausrichtung der 
Planungsdokumente. Die Formulierung eines 
Leitbilds ist vielfach expliziter Bestandteil der 
Planungsdokumente, Entwicklungsziele und 
Leitbilder können aber auch implizit bleiben. Die 
Auseinandersetzung mit den Zielgruppen wur-
de u.a. gewählt, um implizite Zielvorstellungen 
sichtbar zu machen.

3.1 Entwicklungsziele und Leitbilder in der 
Region Frankfurt Rhein-Main

Die Hauptkategorie „Entwicklungsziele und 
Leitbilder“ umfasst Aussagen, in denen Ent-
wicklungsziele und Leitbilder benannt werden. 
Leitbilder bezeichnen hierbei die Übersetzungen 
eines allgemeinen Ziels in ein spezifisches Bild 
bzw. eine Vision, z.B. Stadt der kurzen Wege, 
15-Minuten-Stadt, emissionsfreie Innenstadt. 
Die Untersuchungsfrage lautete: Welche Ent-
wicklungsziele und Leitbilder verfolgen die 
Städte, Kreise und die Region? Die Unterkatego-
rien wurden induktiv, d.h. ausgehend von dem 
empirischen Material, gebildet. Abb. 4 stellt die 
Häufigkeit der Unterkategorien ausgehend von 
der Anzahl der codierten Textstellen dar.

Die beiden am häufigsten codierten Zielset-
zungen sind eine stadtverträgliche und emis-
sionsarme Mobilität sowie bedarfsgerechte und 
attraktive Mobilitätsangebote. Stadtverträgli-
che und emissionsarme Mobilität steht für alle 
Verkehrsmittel und Mobilitätsangebote, die die 
Umwelt und das Klima schonen. Hierunter fällt 
auch die Reduzierung verkehrlicher Belastungen 
in den Städten, z.B. durch Lärmminderung und 
Luftreinhaltung. Bei den bedarfsgerechten und 
attraktiven Mobilitätsangeboten liegt der Fokus 
dagegen stärker auf der Nutzer*innen-Perspek-
tive. Es geht z.B. um den Zugang zu Mobilitäts-
dienstleistungen, den Komfort und die Zuverläs-
sigkeit.

Nahezu ebenso häufig als Zielsetzung genannt 
wird die Schaffung bzw. der Erhalt attraktiver 
Zentren und lebendiger Quartiere. Der Attrakti-
vität der Innenstädte kommt dabei eine ebenso 
große Bedeutung zu, wie der Belebung der Stadt- 
und Ortsteile. Neben der Versorgung nimmt der 
Raum für Begegnungen einen hohen Stellenwert 
ein. Damit in Zusammenhang steht eine weite-
re, etwas weniger häufig genannte Zielsetzung: 
soziale Teilhabe und gesellschaftlicher Zusam-
menhalt. Ausgehend von der Siedlungsentwick-
lung geht es hierbei um die Erreichbarkeit von 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge für alle Be-
völkerungsgruppen sowie die Vermeidung von 
Segregation und die Förderung von sozialem 
Zusammenhalt insbesondere in der Wohnraum-
entwicklung. Ausgehend von der Verkehrsent-
wicklung geht es um Mobilität als Voraussetzung 
für soziale Teilhabe und die Gleichberechtigung 
aller Verkehrsteilnehmender.

Zwei weitere Entwicklungsziele in der Untersu-
chungsregion sind die Schaffung zielgruppen-

Abbildung 4: Codewolke für die Hauptkategorie Entwicklungsziele und Leitbilder (eigene Darstellung mit MaxQDA)
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spezifischen Wohnraums und die Sicherung 
eines zukunftsfähigen Wirtschaftsstandorts. 
Zielgruppenspezifischer Wohnraum steht für 
die Bereitstellung von Wohnraum für alle Be-
völkerungsgruppen. Die spezifischen Bedürf-
nisse unterschiedlicher Nutzer*innen-Gruppen 
sollen berücksichtigt werden, z.B. durch senio-
rengerechten Wohnraum und gemeinschaft-
liche Wohnformen. Häufig ist hiermit auch be-
zahlbarer Wohnraum gemeint. Zukunftsfähiger 
Wirtschaftsstandort steht für den Erhalt der wirt-
schaftlichen Wettbewerbsfähigkeit der Untersu-
chungsregion. Dabei sind die infrastrukturellen 
Voraussetzungen ebenso von Bedeutung wie 
die Gewinnung qualifizierter Arbeitskräfte.

Erkennbar weniger häufig codiert wurden Ziel-
setzungen, die die räumliche Entwicklung be-
treffen – wobei die Überschneidung mit den 
in Kapitel 4.1 genannten Strategien und Hand-
lungsansätzen der Siedlungsentwicklung zu be-
rücksichtigen ist. In der Untersuchungsregion 
wird erstens eine flächenschonende und be-
darfsgerechte Siedlungsentwicklung verfolgt. 
Die Neuinanspruchnahme von Flächen soll da-
durch reduziert und das erforderliche Wachstum 
in dezentralen Verdichtungsräumen sowie ent-
lang wichtiger Entwicklungsachsen konzentriert 
werden. Zweitens soll eine klimagerechte und 
gesunde Umwelt geschaffen werden, die das 
Fortschreiten des Klimawandels bremst, die zu 
erwartenden Klimawandelfolgen berücksichtigt 
und dem Anspruch der Ressourcenschonung 
gerecht wird.

Wohnraum für alle Bevölkerungsgruppen und 
eine zukunftsfähige Wirtschaft vor Ort

Hierunter fallen die Unterkategorien: zielgruppenspezifischer 
Wohnraum, zukunftsfähiger Wirtschaftsstandort

Die Schaffung von Wohnraum hat in der Unter-
suchungsregion eine hohe Priorität (siehe Seite 
20-21). Wohnraum soll u.a. für Familien [12, 15, 
16, 20], für ältere Menschen [12, 15–17], für Stu-
dierende und Auszubildende [10, 12], für junge 
und qualifizierte Arbeitskräfte [1, 15, 16], für 
Menschen mit kleinen und mittleren Einkom-
men [15, 16], für Gutverdienende [12, 15], für 

Alleinstehende [15–17] und für Geflüchtete [6] 
geschaffen werden. Der Wohnraum soll demo-
grafischen und gesellschaftlichen Veränderun-
gen Rechnung tragen: „Mit der Individualisie-
rung und Ausdifferenzierung unserer Lebensstile 
ergibt sich ein entsprechend vielfältiger Bedarf 
an unterschiedlichen Wohnformen: Familien, 
Singles, Senioren, Groß- und Geringverdiener, 
Urbanisten und Gartenliebhaber fragen in ihren 
jeweiligen Lebensabschnitten Wohnraum in un-
terschiedlicher Lage, Größe und Qualität nach.“ 
[15] 

Erreicht werden soll dies, z.B. durch genera-
tionengerechte und seniorengerechte Wohn-
modelle [6, 10, 12, 15, 16], gemeinschaftliche 
Wohnformen [10, 16] oder eine Ausweitung des 
Angebots in „urbanen Wohnlagen“ [10]. Von ho-
her Bedeutung ist dabei auch die Bezahlbarkeit 
von Wohnraum [6, 10, 15, 16, 21]. Wohnraum soll 
sowohl in den Kernstädten als auch im stadtna-
hen Umland entstehen. Im Vordergrund stehen 
dabei die sogenannten „Verdichtungsräume“ [1]. 
Für die Wohnraumentwicklung werden vielfälti-
ge Gebäudetypen vom Einzel- über Doppel- und 
Reihenhaus bis zum Geschosswohnungsbau [15, 
20, 21] sowie verschiedene Bau- und Eigentums-
modelle angestrebt, z.B. Genossenschaften [6], 
Baugemeinschaften und Baugruppen [10, 16] 
sowie Boardinghäuser und Betriebswohnungen 
[15].

Die wirtschaftliche Ausgangslage der Unter-
suchungsregion wird als sehr gut eingeschätzt 
(siehe Seite 16). Diese Attraktivität des Wirt-
schaftsstandorts gilt es einer Vielzahl von Pla-
nungsdokumenten zufolge zu erhalten [1, 6, 8, 
9, 12, 15, 17, 19]. Als wichtig für die Aufrecht-
erhaltung der Wettbewerbsfähigkeit gelten die 
Digitalisierung [1, 15], der Ausbau von Kommu-
nikationsinfrastrukturen, insbesondere schnelles 
Internet und Mobilfunk [1, 6, 10, 15, 16], sowie 
die Sicherung der Erreichbarkeit [3, 6, 8, 10, 15] 
und der Ausbau der Verkehrsinfrastrukturen und 
Mobilitätsangebote [1, 8, 15]. Potenziale für die 
weitere wirtschaftliche Entwicklung werden v.a. 
in den Mittelzentren [1] und am Flughafen [3] 
gesehen. Aber auch in den urbanen Zentren sol-
len durch eine bessere Ausnutzung bestehender 
Gewerbeflächen, z.B. durch vertikale Produktion 
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und gestapelte Nutzungen, neue Potenziale ent-
stehen [10, 12]. Vereinzelt finden auch dezent-
rale Arbeitsformen, wie Co-Working-Spaces, Er-
wähnung [6].

Die regionale Branchenstruktur soll zu Gunsten 
von Forschung und Technologie [1, 12, 16] sowie 
im Bereich „Industrie 4.0“ [10] weiterentwickelt 
werden. Die Mobilitäts- und Logistikbranche [2] 
wird ebenso als zukunftsfähig angesehen wie 
wissensintensiven Dienstleistungen, z.B. in der 
Finanzbranche oder Unternehmensberatung [1, 
10, 15]. Eine regionale Besonderheit stellt der DE-
CIX Internetknoten dar, der die Ansiedelung und 
den Ausbau von Rechenzentren begünstigt [3]. 
Lokale Besonderheiten sind die Förderung der 
Kreativwirtschaft [12], der Gesundheitswirtschaft 
[15, 16] und des lokalen Handwerks [15]. Vie-
lerorts werden Unternehmensgründungen und 
Start-ups gefördert [6, 15–17] sowie Qualifizie-
rungs- und Weiterbildungsangebote ausgebaut 
[6, 15]. Angesichts des demografischen Wandels 
erlangt zudem die Fachkräfte- und Nachwuchs-
sicherung besondere Aufmerksamkeit [1, 6, 12, 
15]. Als wichtig wird in diesem Zusammenhang 
auch die Lebensqualität in der Region erachtet, 
z.B. hinsichtlich attraktiver Freizeitangebote [1, 
6, 15, 17], einer guten Nahversorgung [15, 17], 
Kinderbetreuung [15] und Gesundheitsversor-
gung [1] sowie guten Bildungseinrichtungen [1, 
12, 15]. 

Die Schaffung von Wohnraum wird ausschließ-
lich in Dokumenten der Siedlungsentwicklung 
als Zielsetzung benannt. Die meisten Textstellen 
finden sich in entsprechenden Dokumenten der 
lokalen Handlungsebene. Ein zukunftsfähiger 
Wirtschaftsstandort wird ebenfalls v.a. in Do-
kumenten der Siedlungsentwicklung als Ziel-
setzung beschrieben, findet sich punktuell aber 
auch in Dokumenten der Verkehrsentwicklung. 
Beispielhaft kann hierfür das Mobilitätsleitbild 
eines Kreises anführt werden, das die Stärkung 
des Wirtschaftsstandorts als explizites Ziel be-
nennt und hierunter u.a. auf die Erreichbarkeit 
für den Wirtschaftsverkehr, die Mobilität von Be-
schäftigten, die Sicherung innerstädtischer La-
dezonen und die Förderung alternativer Trans-
portsysteme versteht [8].

Siedlungsentwicklung unter Bedingungen des 
Klimawandels

Hierunter fallen die Unterkategorien: flächenschonende und 
bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung, klimagerechte und 
gesunde Umwelt

Die Flächenbedarfe für Wohnen und Wirtschaft 
in der Untersuchungsregion sind hoch. Zugleich 
sind die Entwicklungsmöglichkeiten begrenzt 
(siehe Seite 20-21). Mit einer flächenschonenden 
und bedarfsgerechten Siedlungsentwicklung 
sollen die Entwicklungsspielräume bestmöglich 
genutzt werden. Denn viele Planungsdokumente 
gehen von einem weiteren – teils als nachhaltig, 
teils als maßvoll bezeichneten – Wachstum aus 
[1, 15, 16]. Eine möglichst geringe Flächeninan-
spruchnahme ist ein wichtiger Planungsgrund-
satz [1, 3, 10, 15, 17, 21]. Als Richtwert für das 
Bundesland gilt eine Entwicklung von maximal 
2,5 ha Siedlungs- und Verkehrsfläche pro Tag [3]. 
Die Neuinanspruchnahme von Flächen ist dem-
nach, z.B. durch den Vorrang der Innenentwick-
lung und durch Nachverdichtung, zu begrenzen 
[1, 3, 15, 17]. 

Dort, wo Flächen entwickelt werden, soll dies 
bedarfsgerecht erfolgen [1] und die Funktions-
fähigkeit und Vernetzung von Siedlungs- und 
Infrastrukturen unterstützen [1, 4, 15]. Die räum-
liche Entwicklung soll in sogenannten „Entwick-
lungsachsen“ [1] und den bereits erwähnten 
Verdichtungsräumen konzentriert werden [1, 
3]. Als Gegenmodell zu einer dispersen Zer-
siedelung werden auf regionaler Ebene eine 
dezentrale Konzentration [1, 3] und auf lokaler 
Ebene ein kompakter Siedlungskörper mit klar 
definierten Raumkanten angestrebt [15, 21, 23]. 
Landschaftliche Qualitäten sollen bewahrt [6, 15, 
16], klimarelevante Freiflächen freigehalten [15, 
16] und Außenbereiche für Freizeit und Erholung 
weiterentwickelt werden [1, 21]. Von besonderer 
Bedeutung sind die sogenannten „regionalen 
Grünzüge“ [1]. Bei der Flächenentwicklung soll 
insbesondere in zentralen Ortslagen eine höhe-
re bauliche Dichte erreicht werden [3, 6, 10, 15]. 
Zudem wird die Sicherstellung der Mobilität und 
Vermeidung zusätzlicher Verkehre als wichtige 
Voraussetzung für eine Flächenentwicklung be-
nannt [3, 4, 15, 16]. Durch flexible Nutzungskon-
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zepte und die Reaktivierung von leerstehenden 
Immobilien sollen auch Potenziale im Bestand 
bestmöglich genutzt werden [6, 15]. In der öf-
fentlichen Diskussion vor Ort werden mancher-
orts auch Zweifel an einem weiteren Wachstum 
und einer Überformung bestehender Strukturen 
laut [15, 16]. 

In einem engen Zusammenhang mit der flä-
chenschonenden und bedarfsgerechten Sied-
lungsentwicklung steht die Zielsetzung, eine kli-
magerechte und gesunde Umwelt zu schaffen. 
Angesichts des Klimawandels und des Verlusts 
der Biodiversität geht es im Wesentlichen um 
den „Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen 
des Menschen“ [1]. Jede Planung muss dem-
nach an ihrem Beitrag zum Klimaschutz gemes-
sen werden, z.B. hinsichtlich der Eindämmung 
des Treibhauseffekts [1, 4, 6, 8, 16, 18]. Als ein 
Beispiel gilt die Nutzung erneuerbarer Energien 
[15, 16]. In einzelnen Planungsdokumenten wird 
explizit die Klima- bzw. CO2-Neutralität als Ziel-
setzung benannt [10, 16, 18, 21]. Zudem sind 
einer Vielzahl von Planungsdokumenten zufol-
ge aktuelle und zukünftige Auswirkungen des 
Klimawandels sowie stadtklimatische Verände-
rungen zu berücksichtigen und Siedlungs- und 
Infrastrukturen an diese anzupassen [1, 3, 10, 14, 
15, 18, 20, 21].

Darüber hinaus sollen die Umweltbedingungen, 
z.B. durch weniger Lärm und gesündere Luft, 
verbessert [8, 10], der Entstehung von Hitze 
entgegengewirkt [10, 15] und Mehrfachbelas-
tungen vermieden werden [10]. Straßen, Höfe, 
Dächer und Fassaden sollen begrünt [10, 15, 16, 
18, 20], Böden entsiegelt bzw. nicht versiegelt 
[15, 16, 20], die Frischluftzufuhr ermöglicht [15, 
16, 21] und Regenwasser versickert bzw. gesam-
melt und genutzt werden [10, 15, 20, 21]. Zudem 
sollen Umweltressourcen, z.B. Grundwasser und 
Böden, geschont [1, 15, 21] und die Biodiversität 
erhalten bleiben [6]. Von Bedeutung ist auch die 
Schaffung eines entsprechenden Bewusstseins, 
z.B. bei der lokalen Bewohnerschaft [6, 15].

Flächenschonende und bedarfsgerechte Sied-
lungsentwicklung wird überwiegend in Do-
kumenten der Siedlungsentwicklung als Ziel-

setzung benannt. Auch die Schaffung einer 
klimagerechten und gesunden Umwelt wird 
überwiegend in Dokumenten der Siedlungs-
entwicklung als Zielsetzung benannt – wobei 
jedoch zu berücksichtigen ist, dass entspre-
chende verkehrliche Aspekte in einer eigenen 
Kategorie abgebildet sind (siehe Seite 29-30). In 
Dokumenten der überörtlichen und der lokalen 
Handlungsebene werden beide Zielsetzungen in 
etwa gleich häufig thematisiert.

Lebendige Zentren und Quartiere für alle Be-
völkerungsgruppen

Hierunter fallen die Unterkategorien: attraktive Zentren und 
lebendige Quartiere, soziale Teilhabe und gesellschaftlicher 
Zusammenhalt

Die Lebensqualität in der Untersuchungsregion 
wird weitgehend als hoch eingeschätzt (siehe 
Seite 17). Die bestehenden Qualitäten sollen er-
halten bleiben [10, 15, 16]. Eine besondere Be-
deutung für die Entwicklung der polyzentralen 
Region wird den städtischen Kernen bzw. Ver-
dichtungsräumen zugeschrieben [1]. Die zen-
tralen Orte werden einerseits als gut vernetzte 
Knotenpunkte beschrieben [5, 12], andererseits 
sollen sie Orte des Aufenthalts und der Begeg-
nung sein [5, 6, 15, 18]. Die Innenstädte sind 
zugleich Identifikationsort, Aushängeschild und 
Motor der lokalen Entwicklung [6, 12, 15]. Die 
Aufenthaltsqualität der öffentlichen Räume soll 
erhöht [6, 14, 15, 18], die fußläufige Erreichbar-
keit verbessert [15, 17], die Versorgungsfunktion 
gestärkt [1, 6, 12, 15, 17, 18] und die innerstädti-
sche Wohnqualität verbessert werden [1, 5, 12]. 
Erwähnt wird zudem ein attraktives Stadtbild, 
u.a. in Bezug auf Stadteingänge, städtebauliche 
Achsen und den Erhalt historischer Bausubstanz 
[12, 15–18].

Darüber hinaus sind lebendige Stadtteile und 
Quartiere eine Zielvorstellung, die sich in vielen 
Planungsdokumenten findet [4, 10, 12, 15, 21]. 
Häufig wird hierbei auf das Leitbild der Stadt der 
kurzen Wege verwiesen [4, 10, 12, 23]. Gemeint 
sind Quartiere mit einer Mischung von Wohnen 
und Arbeiten [10, 12], die eine wohnungsnahe 
Versorgung mit Waren und Dienstleistungen des 
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täglichen Bedarfs bieten [1, 10, 15, 16, 21, 23], 
die Begegnung zwischen den Bewohner*innen 
fördern [15, 16, 21] sowie Zugang zu Grün- und 
Freiflächen gewähren [12, 15]. Dies soll auch 
die Identifikation der Bewohner*innen mit den 
Stadtteilen sowie die einzigartigen Charakteristi-
ka der einzelnen Orte und Ortsteile unterstützen 
[10, 12, 15, 16, 18]. Die Zentren und Quartiere 
sollen so nicht nur die wirtschaftliche, sondern 
auch die kulturelle, soziale und gesellschaftliche 
Entwicklung unterstützen [1, 15, 16]. Eine kreis-
freie Stadt betont dabei die Bedeutung aktiver 
Nachbarschaften und gegenseitiger Unterstüt-
zung im Quartier [10].

Durch eine gute Versorgung und soziale Infra-
struktur in den Stadt- und Ortsteilen soll die 
soziale Teilhabe gestärkt werden [10]. Den Pla-
nungsdokumenten zufolge geht es darum, dass 
Einrichtungen der Daseinsvorsorge für alle Be-
völkerungsgruppen erreichbar sind [1, 11] und 
sowohl städtische als auch ländliche Räume Le-
bensqualität bieten [2]. Hierbei wird auch auf das 
Leitbild der gleichwertigen Lebensverhältnisse 
verwiesen [1, 9]. Insbesondere bei der Wohn-
raumentwicklung geht es darum, Segregation 
entgegenzuwirken [1, 10] und sozialen Zusam-
menhalt [6, 10, 12, 15, 16] sowie sozio-ökonomi-
sche und kulturelle Durchmischung zu fördern 
[10, 12, 15, 16, 21]. Die Förderung von Gemein-
schaft, Kommunikation und gesellschaftlichem 
Miteinander wird auch, z.B. in Zusammenhang 
mit Sport, Ehrenamt und Spielplätzen, themati-
siert [1, 6, 15, 16, 20]. Eine kreisfreie Stadt möchte 
eine „offene Stadt sein, in der alle ihre Chancen 
wahrnehmen und am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben können“ [10]. Eine andere kreisfreie 
Stadt sieht sich als „Stadt zum Ankommen“ [12], 
die Menschen aller Generationen und Kulturen 
Entfaltungsmöglichkeiten bietet. Eine kreisange-
hörige Stadt möchte als „generationengerechte 
Stadt“ [15] der Überalterung sowie wirtschaft-
licher und gesellschaftlicher Instabilität entge-
genwirken.

Auch Mobilität wird als Voraussetzung sozialer 
und gesellschaftlicher Teilhabe bezeichnet [2, 5, 
6, 8, 9, 13, 23]. Mobilität wird hierbei als Teil der 
Daseinsvorsorge bzw. als wichtiges Mittel zur 
Sicherung derselben gesehen [2]. Insbesondere 

beim ÖPNV wird es als verkehrspolitischer Auf-
trag gesehen, eine Grundversorgung für dieje-
nigen Personen bereitzustellen, die kein eigenes 
Fahrzeug haben und/oder von steigenden Mo-
bilitätskosten besonders betroffen sind [9, 13]. 
Ebenfalls thematisiert wird die Gleichberechti-
gung der am Verkehr Beteiligten, z.B. durch die 
Berücksichtigung der unterschiedlichen Fähig-
keiten und Bedürfnisse unterschiedlicher Nut-
zer*innengruppen [8, 13, 14, 23]. Im Sinne von 
Barrierefreiheit [13, 15, 20] und „Design for all“ 
[5] gilt es (eigenständige) Mobilität für alle zu 
sichern [8, 23]. Im regionalen Nahverkehrsplan 
wird die Zielvorstellung wie folgt beschrieben: 
„Alle Bevölkerungsgruppen können sich sicher 
und ungezwungen in der Stadt bewegen.“ [5]

Die Zielvorstellung attraktiver Zentren und le-
bendiger Quartiere findet sich v.a. in Dokumen-
ten der Siedlungsentwicklung und innerhalb 
dieser v.a. in Dokumenten der lokalen Hand-
lungsebene. Die Zielvorstellung soziale Teilhabe 
und gesellschaftlicher Zusammenhalt wird über 
Fachrichtungen und Handlungsebenen hinweg 
ähnlich häufig thematisiert.

Stadtverträgliche und attraktive Mobilität für 
die lokale Verkehrswende

Hierunter fallen die Unterkategorien: stadtverträgliche und 
emissionsarme Mobilität, bedarfsgerechte und attraktive 
Mobilitätsangebote

Angesichts der Erfordernisse des Klimaschutzes 
sowie der hohen verkehrlichen Belastungen und 
den vielerorts erreichten Kapazitätsgrenzen im 
Verkehrssystem in der Untersuchungsregion 
(siehe Seite 21-22), sind Veränderungen im Ver-
kehrssektor unumgänglich. In der Mobilitätsstra-
tegie des Bundeslandes heißt es: „Die Verkehrs-
wende ist ein (über)lebenswichtiges Projekt.“ 
[2] Dabei geht es darum, die Mobilität zu er-
halten [4, 6, 8, 17] und die Mobilitätsbedürfnisse 
gleichzeitig mit dem Klimaschutz in Einklang zu 
bringen, indem klimaschädliche Emissionen re-
duziert werden [2, 4, 8, 11, 13, 17, 22]. Unnöti-
ger Verkehr soll vermieden [4, 15], notwendiger 
Verkehr „umweltfreundlich und umfeldgerecht 
gestaltet“ [4] werden. Ein weiterer Anstieg des 
Verkehrsaufkommens soll verhindert werden 



SRPapers Nr. 5 I Zielvorstellungen und Handlungsansätze der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung

22

[14]. So sollen negative verkehrliche Auswirkun-
gen, z.B. Luft- und Lärmbelastungen, reduziert 
[2, 4, 6, 8, 9, 11, 13, 15, 18] und das bestehende 
Verkehrssystem entlastet werden [1, 4, 11, 17]. 
2030 sollen die Menschen in der Region „weni-
ger im Stau stehen, weniger Wege zurücklegen 
und sich über einen Zugewinn an Bewegungs-
qualität freuen“ [4].

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist die Er-
höhung des Anteils des Umweltverbundes (Fuß, 
Rad, Bus, Bahn) am Modal Split [1, 8, 10, 11, 13, 
15, 17–19]. Die regionale Mobilitätsstrategie 
nennt eine Erhöhung des Anteils des Umwelt-
verbundes auf 65 % in der gesamten Region 
als Ziel [4]. Das ÖPNV-Angebot soll verbessert 
[9–11, 13, 17] und die Anzahl der Fahrgäste in 
der Region – laut regionalem Nahverkehrsplan 
– um 30 % erhöht werden [5]. Der motorisierter 
Individualverkehr soll reduziert [1, 5, 9, 11, 17, 
22] und verträglich gestaltet werden, sodass an-
dere Nutzungen möglichst wenig eingeschränkt 
werden [4, 19, 22]. In den Städten soll insbeson-
dere die Nahmobilität gefördert werden, d.h. der 
Rad- und Fußverkehr [2, 8, 10, 15, 17, 18, 21]. 
Durch „mehr Platz fürs Laufen und Leben“ [2] 
sollen Mobilität und Lebensqualität gleicher-
maßen gefördert werden und öffentliche Räume 
an Aufenthaltsqualität gewinnen [10]. Die ver-
kehrlichen Veränderungen und die Reduzierung 
verkehrlicher Belastungen ermöglichen eine Ein-
sparung von Verkehrsfläche [4, 8]. Sie begüns-
tigen eine ressourcenschonende Siedlungsent-
wicklung und werden durch diese begünstigt [5, 
6, 8, 10].

Weitere Schritte zur Reduzierung verkehrsbe-
dingter Emissionen sind die Abkehr von fos-
silen Brennstoffen und die effiziente Nutzung 
bestehender Infrastrukturen. Mit Elektromobi-
lität, Brennstoffzelle oder Wasserstoff soll ein 
emissionsfreier und zudem geräuscharmer und 
geruchsloser ÖPNV möglich werden [5]. Auch 
innerstädtische Lieferverkehre sollen leiser und 
sauberer werden, z.B. durch den Einsatz elekt-
risch betriebener Lkw, Mikrodepots und eine 
Zustellung mit Lasten-Pedelecs [2]. Durch einen 
multimodalen Güterverkehr sollen Belastungen 
für Mensch und Umwelt weiter reduziert werden 
[2]. Darüber hinaus soll die Leistungsfähigkeit 

der Verkehrsinfrastrukturen durch digitale Ver-
netzung verbessert und neue Möglichkeiten 
durch den Ausbau der digitalen Infrastruktur, z.B. 
5G, genutzt werden [2]. Entstehen soll ein digital 
vernetztes Verkehrssystem mit emissionsarmen 
Verkehrsmitteln, „das jede und jeden schnell, si-
cher und klimaschonend ans Ziel bringt“ [2].

Damit die emissionsarmen Mobilitätsangebote 
genutzt werden, müssen sie attraktiv sein und 
den Bedarfen entsprechen [2, 4, 11, 14, 22]. Dies 
gilt in besonderem Maße für den ÖPNV, der 
schnell und leistungsfähig [2, 5, 11, 15], zuver-
lässig und pünktlich [2, 4, 5, 11], einfach und 
spontan nutzbar [5, 13], bequem und komforta-
bel [2, 13], sicher und ohne Unbehagen nutzbar 
[4, 9, 11, 13], bezahlbar [4, 5, 9, 11] und wirt-
schaftlich tragfähig [9, 13, 22] sowie zeitlich in 
einem angemessenen Takt verfügbar sein soll 
[4, 5, 9]. Zu einer Qualitätssteigerung im ÖPNV 
sollen zudem Barrierefreiheit, guter Service und 
eine hohe Aufenthaltsqualität beitragen [5, 9, 
11]. Der ÖPNV soll für alle Bevölkerungsgruppen 
nutzbar sein [2, 4, 5, 8, 11] – unabhängig von 
möglichen körperlichen und Sinneseinschrän-
kungen (siehe Seite 32). Haltepunkte sollen in 
angemessener Nähe zur Wohnung nach Mög-
lichkeit fußläufig erreichbar sein [4]. Die Region 
soll so zu einer 5-Minuten-Region werden: „Von 
jedem besiedelten Ort der Region ist innerhalb 
von fünf Gehminuten ein Mobilitätsangebot zu 
erreichen.“ [4] 

Auch das Radfahren und Zufußgehen soll attrak-
tiver werden, z.B. durch den Ausbau entspre-
chender Infrastruktur und die Erreichbarkeit von 
Alltagszielen [2, 8, 15, 17, 23]. Zudem soll die Ver-
kehrssicherheit insbesondere für den Rad- und 
Fußverkehr verbessert werden [8, 14]. Mehrere 
Planungsdokumente benennen die Vision Zero, 
d.h. die Reduzierung der im Straßenverkehr Ge-
töteten oder Schwerverletzten auf Null, als Leit-
bild [2, 8]. Potenziale werden diesbezüglich auch 
in der Digitalisierung und Automatisierung ge-
sehen [2]. Die Digitalisierung führt gleichzeitig 
zu veränderten Ansprüchen an die Mobilität, 
z.B. hinsichtlich Information und Buchung unter-
schiedlicher Verkehrsmittel [5]. Der Zugang zu 
Informationen jenseits des klassischen Fahrplans 
und zu Buchungen auch unterschiedlicher Ver-
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kehrsmittel an unterschiedlichen Orten soll ein-
facher werden [2, 5, 8, 14]. Mobilitätsangebote 
werden individueller auf die Bedürfnisse der 
Menschen zugeschnitten und sollen flexibel ge-
nutzt werden können, z.B. durch Sharing- und 
On-Demand-Modelle [5, 21]. Der unbeschränkte 
Zugang zu vielfältigen Verkehrsmitteln wird dem 
regionalen Nahverkehrsplan zufolge zu einem 
neuen Statussymbol im Sinne des „Nutzen statt 
besitzen“ [5]. Von großer Bedeutung ist dabei 
auch die Verknüpfung zwischen klassischem 
ÖPNV und Sharing-Angeboten aber auch zwi-
schen Nahmobilität und ÖPNV [2, 5, 8, 9, 11, 13, 
15, 16, 21].

Die Entwicklungsziele stadtverträglicher und 
emissionsarmer Mobilität sowie bedarfsgerech-
ter und attraktiver Mobilitätsangebote werden 
überwiegend in Dokumenten der Verkehrsent-
wicklung benannt. Aber auch in mehr als der 
Hälfte der Dokumente der Siedlungsentwicklung 
werden die Zielsetzungen zumindest erwähnt. 
Während das Entwicklungsziel stadtverträgliche 
und emissionsarme Mobilität in Dokumenten 
der überörtlichen und der lokalen Handlungs-
ebene in etwa gleich häufig angesprochen wird, 
findet sich das Entwicklungsziel bedarfsgerechte 
und attraktive Mobilitätsangebote deutlich häu-
figer in Dokumenten der überörtlichen Hand-
lungsebene. Dies ist u.a. auf die Nahverkehrs-
pläne zurückzuführen, die mit Ausnahme der 
kreisfreien Städte auf der überörtlichen Ebene 
angesiedelt sind.

3.2 Zielgruppen in der Region Frankfurt 
Rhein-Main 

Die Hauptkategorie „Zielgruppen“ umfasst Aus-
sagen, in denen Zielgruppen der Stadt- und 
Verkehrsentwicklung erkennbar werden. Hierbei 
wurden nicht nur solche Textstellen berücksich-
tigt, die eine Personengruppe explizit als Ziel-
gruppen benennen, sondern auch solche, die auf 
die Berücksichtigung der Bedürfnisse der jeweili-
gen Personengruppe schließen lassen. Während 
es bei der „akteursbezogenen Integration“ (sie-
he Kapitel 7.1) eher um die Einbeziehung einer 
Personengruppe in einen Planungsprozess geht, 
geht es hier um die Ausrichtung der Siedlungs- 
und Verkehrsentwicklung an den Bedürfnissen 
bestimmter Personengruppen – unabhängig 
davon, ob diese ihre Bedürfnisse selbst artikulie-
ren. Die Untersuchungsfrage lautete: Für welche 
Zielgruppe wird geplant und wessen Bedürfnisse 
werden in der Siedlungs- und Verkehrsentwick-
lung berücksichtigt? Abb. 5 stellt dar, wie häufig 
die jeweilige Personengruppe in den Planungs-
dokumenten adressiert wurde.

Vergleichsweise viele Textstellen weisen auf eine 
Berücksichtigung der Bedürfnisse von Pend-
ler*innen hin. Dies hängt möglicherweise auch 
mit dem als Herausforderung beschriebenen 
hohen Pendelaufkommen zusammen (siehe 
Seite 21). Grundsätzlich soll das Verkehrssystem 
den Bedürfnissen der Nutzer*innen entsprechen 
– Pendler*innen gelten hierbei als eine zentra-
le, weil große Nutzer*innengruppe [2, 7, 9, 11]. 

Abbildung 5: Codewolke für die Hauptkategorie Zielgruppen (eigene Darstellung mit MaxQDA)
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Pendler*innen sind zugleich eine Personengrup-
pe, die für die Städte wirtschaftlich von Bedeu-
tung ist [10, 15, 18]. Aufgrund der insgesamt 
hohen Pendler*innenzahl, zunehmender Pendel-
distanzen und vielfältiger Pendelverflechtungen 
innerhalb der Region werden eine regionale Be-
trachtung und Verbesserung der Stadt-Umland-
Mobilität als wichtig erachtet [2, 4, 7, 13]. Meh-
rere Planungsdokumente verweisen darüber 
hinaus auf die Überschneidung der Bedürfnisse 
von Berufspendler*innen und Auszubildenden, 
Schüler*innen sowie Studierenden [5, 7, 9].

Um eine multimodale und umweltfreundliche 
Pendelmobilität zu unterstützen sollen u.a. Mo-
bilitätsstationen sowie Park+Ride- bzw. Bike+Ri-
de-Anlagen im Umland errichtet [2, 4, 11, 13, 17, 
19] und neue Arbeitsplätze an Orten mit schie-
nengebundenem ÖPNV-Anschluss geschaffen 
werden [3]. Um Pendler*innen als Neukund*in-
nen für den ÖPNV zu gewinnen werden darü-
ber hinaus Jobtickets [7] und kurze Reisezeiten, 
z.B. durch einen Ausbau des Schienennetzes 
und Regionalbuslinien, als wichtig erachtet [9, 
15]. Um mehr Pendler*innen für das Radfahren 
zu gewinnen sollen Radschnellwege ausgebaut 
werden [4–6, 15]. Zudem wird das Pendeln mit 
dem Fahrrad durch E-Bikes und Pedelecs schnel-
ler und komfortabler [4, 15]. Eine Stadt mit vielen 
Einpendler*innen möchte das Pendelaufkom-
men durch die Bereitstellung von Wohnraum 
reduzieren [15]. Mehr Homeoffice wird als ein 
weiterer Weg skizziert, um das Erfordernis zu 
pendeln zu reduzieren [6]. Trotz der Veränderun-
gen der Arbeitswelt wird davon ausgegangen, 
dass Menschen auch in Zukunft pendeln [5].

Eine weitere häufig benannte Zielgruppe, deren 
Bedürfnisse berücksichtigt werden sollen, sind 
Personen mit Mobilitätseinschränkungen [1, 2, 
5, 7, 9, 11, 13, 22]. Als mobilitätseingeschränkte 
Personen gelten in den Planungsdokumenten 
insbesondere Menschen mit körperlichen und 
motorischen Einschränkungen [4, 11, 15, 16] 
sowie Menschen mit sensorischen und kogniti-
ven Einschränkungen [4, 9, 11, 16]. Allgemeiner 
ist auch von Menschen mit Behinderungen die 
Rede [5, 9, 22]. Neben Rollstuhlfahrer*innen und 
Nutzer*innen von Rollatoren [4, 8, 11, 16] wer-

den auch Personen mit Kinderwagen [4, 11, 16], 
Personen mit viel Gepäck [4, 11], Personen, die 
ein Fahrrad mitnehmen [2] und temporär in der 
Mobilität eingeschränkte Personen [5] zu den 
mobilitätseingeschränkten Personen hinzuge-
zählt.

Allgemein gesprochen geht es darum, für die 
mobilitätseingeschränkten Personen sowohl im 
öffentlichen Raum als auch im öffentlichen Ver-
kehr Barrierefreiheit herzustellen [4, 5, 8, 9, 11, 13, 
15, 16]. So soll die Versorgung für die Personen-
gruppe sichergestellt [1], eine gleichberechtigte 
Teilhabe am öffentlichen Leben ermöglicht [5], 
der Zugang zum Mobilitätssystem verbessert [2] 
und die Teilnahme am Verkehr ohne Hindernis-
se möglich sein [5, 8]. Konkret benannt werden 
die Barrierefreiheit von Haltestellen, Bahnhöfen 
und Mobilitätsstationen [2, 9, 11], barrierefreie 
Fahrzeuge [9, 11] und eine barrierefreie Kunden-
information nach dem Zwei-Sinne-Prinzip [9, 
11] sowie barrierefreie Fußwege [16] und eine 
Absenkung von Bordsteinkanten [8]. Darüber 
hinaus werden flexible Hol- und Bring-Dienste 
als Alternative für Personen benannt, die nicht 
mobil sind [8].

Auch verschiedene Altersgruppen werden in 
den Planungsdokumenten als Zielgruppen er-
kennbar – dabei werden die Bedürfnisse junger 
Menschen in etwas ebenso häufig als wichtig 
dargestellt wie die Bedürfnisse älterer Men-
schen. Zu den jungen Menschen zählen insbe-
sondere Kinder [1, 8, 9, 11, 15, 17, 18] und Ju-
gendliche [1, 8, 9, 11, 15–18], die häufig auch als 
Schüler*innen adressiert werden [2, 5, 6, 9, 11]. 
Als Zielgruppen benannt werden aber auch jun-
ge Erwachsene [15, 16] sowie Auszubildende [9, 
12], Studierende [11] und Berufseinsteiger*in-
nen [12]. Dabei geht es im Wesentlichen darum, 
zielgruppengerechte Angebote zu machen und 
eigenständige Mobilität zu fördern [15]. Es wird 
davon ausgegangen, dass junge Menschen die 
Städte beleben [12] und dass die Attraktivität für 
Jüngere dabei hilft, der Alterung der Städte ent-
gegenzuwirken [15, 16].

Senior*innen und älteren Menschen werden ähn-
lich häufig als Zielgruppe benannt [9, 11, 12, 15, 
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16, 18]. In einzelnen Planungsdokumenten wird 
gesondert auf Hochaltrige eingegangen [11, 16]. 
Häufig wird auf das Erfordernis verwiesen, Inf-
rastrukturen und Angebote an die Alterung der 
Bevölkerung anzupassen [1, 11, 12, 15, 16]. Als 
wichtig benannt werden barrierefreie öffentliche 
Räume [8, 15, 16, 18], altengerechte Wohnfor-
men [1, 12, 16] und bedarfsgerechte Pflegeein-
richtungen [1, 16]. In Hinblick auf den ÖPNV 
werden ein leichter Zugang, z.B. durch barrie-
refreie Fahrzeuge und einfache Bedienung von 
Fahrkartenautomaten [9, 11] sowie eigene Tarife 
für Senior*innen beschrieben [5]. Auch alterna-
tive Bedienformen, z.B. Bürgerbusse [16], und 
autonome Fahrzeuge gelten als Chance für die 
Mobilität Älterer [2]. Zudem sollen sogenannte 
Seniorenbänke das Zurücklegen von Wegen zu 
Fuß unterstützen [8, 18]. Ältere sollen gleich-
berechtigt am öffentlichen Leben teilhaben [5] 
und ein selbstständiges Leben in der gewohnten 
Umgebung führen können [1, 15, 16].

Als eigene, etwas weniger häufig angesproche-
ne Zielgruppe erscheinen Familien [1, 7, 12, 15, 
20] bzw. Eltern kleiner Kinder [11]. Eine fami-
lienfreundliche Infrastruktur soll auch hier die 
gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben ermöglichen [1]. Hierzu zählen v.a. famili-
engerechter Wohnraum [12, 15, 16] und Betreu-
ungsangebote [15, 16]. Drei Planungsdokumen-
te verweisen darüber hinaus auf die Bedürfnisse 
zukünftiger Generationen [1, 15, 21]. Hierbei 
geht es um die Sicherung der Lebensgrundlagen 

und Lebenschancen zukünftiger Generationen 
im Sinne der Generationengerechtigkeit [1, 15], 
um die Schaffung von Wohn- und Lebensraum 
für zukünftige Generationen [15, 21] sowie um 
die Schaffung der Voraussetzungen für eine in 
Zukunft nachhaltige Mobilität [15].

Nur am Rande erwähnt werden die Bedürfnisse 
von Migrant*innen bzw. Menschen mit Migra-
tionshintergrund [12, 15, 16]. In den Nahver-
kehrsplänen wird teilweise auf Menschen mit 
geringen deutschen Sprachkenntnissen einge-
gangen [11, 13]. Ebenfalls nur in einzelnen Pla-
nungsdokumenten explizit thematisiert werden 
die Bedürfnisse von Frauen und Mädchen [7, 9, 
11, 15]. Auffallend ist die explizite, aber ebenfalls 
auf einzelne Planungsdokumente begrenzte Er-
wähnung einkommensstarker und wohlhaben-
der Menschen [12, 15].

Die meisten Textstellen, die sich auf Personen 
mit Mobilitätseinschränkungen beziehen, ent-
fallen auf Dokumente der Verkehrsentwicklung. 
Bezogen auf Pendler*innen überwiegen eben-
falls die Nennungen in Dokumenten der Ver-
kehrsentwicklung. Bei den jungen und älteren 
Menschen sowie den Familien und zukünftigen 
Generationen verhält es sich umgekehrt. Hier 
entfallen mehr Nennungen auf Dokumente der 
Siedlungsentwicklung. Bezüglich der Hand-
lungsebenen sind die Unterschiede weniger 
deutlich.



SRPapers Nr. 5 I Zielvorstellungen und Handlungsansätze der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung

26

4 Strategien und 
Handlungsansätze 
der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung
In Kapitel 4 werden die Strategien und Hand-
lungsansätze herausgearbeitet, die in den aus-
gewerteten Planungsdokumenten benannt 
werden. Hierbei wird zwischen „Strategien und 
Handlungsansätzen der Siedlungsentwicklung“ 
(siehe Kapitel 4.1) und „Strategien und Hand-
lungsansätzen der Verkehrsentwicklung“ (siehe 
Kapitel 4.2) unterschieden. Die Strategien und 
Handlungsansätze stehen für die inhaltliche 
Ausrichtung des Planungshandelns in Bezug auf 
die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung. Jen-
seits der zuvor thematisierten normativen Aus-
richtung, geht es hier darum herauszuarbeiten, 
welche konkreten Strategien und Handlungs-
ansätze verfolgt werden, um die Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung zu gestalten.

4.1 Strategien und Handlungsansätze der 
Siedlungsentwicklung in der Region Frank-
furt Rhein-Main

Die Hauptkategorie „Strategien und Handlungs-
ansätze der Siedlungsentwicklung“ umfasst Aus-
sagen, die die Umsetzung und Ausgestaltung 
der Siedlungsentwicklung der Städte, Kreise und 
der Region beschreiben. In Abgrenzung zu den 
„Entwicklungszielen und Leitbildern“ geht es hier 

um die Handlungsansätze, die angewendet wer-
den, um die benannten Ziele zu erreichen, z.B. 
Innenentwicklung zur Erreichung einer flächen-
schonenden Siedlungsentwicklung und Nut-
zungsmischung zur Unterstützung lebendiger 
Quartiere. Die Untersuchungsfrage lautete: Wel-
che Strategien und Handlungsansätze verfolgen 
die Städte, Kreise und regionalen Akteure in 
Bezug auf die Siedlungsentwicklung? Die Unter-
kategorien wurden induktiv, d.h. ausgehend von 
dem empirischen Material, gebildet. Abb. 6 stellt 
die Häufigkeit der Unterkategorien ausgehend 
von der Anzahl der codierten Textstellen dar.

Mit Blick auf die quantitative Häufigkeit der 
Codierungen fällt auf, dass der Erhalt und die 
Qualifizierung von Grünräumen an erster Stelle 
stehen. Hierunter werden sämtliche Aussagen 
subsumiert, die sich auf die Entwicklung von 
Grün- und Freiflächen sowie den Erhalt der 
Landschaft beziehen. Ähnlich umfangreich sind 
Aussagen zum Thema Innenentwicklung – aller-
dings sind diese auf zwei Unterkategorien auf-
geteilt finden. Die eine Unterkategorie „Innen-
entwicklung durch Nachverdichtung“ bezieht 
sich dabei auf die Nachverdichtung bestehender 
Siedlungsbereiche für Wohnen und Gewerbe. Die 
andere Unterkategorie „Innenentwicklung durch 
Konversion und Revitalisierung“ umfasst weiter-
gehend Aussagen, die sich auf die Entwicklung 
und Nachnutzung aufgegebener Standorte, z.B. 
für vormals industrielle, infrastrukturelle oder 
militärische Nutzungen, beziehen – unabhängig 
davon, ob die Nachnutzung für Wohnen oder 
Gewerbe erfolgt.

Abbildung 6: Codewolke für die Hauptkategorie Strategien und Handlungsansätze der Siedlungsentwicklung 
(eigene Darstellung mit MaxQDA)
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Fast ebenso häufig wird die Außenentwicklung 
thematisiert – auch hier sind die Äußerungen auf 
zwei Unterkategorien verteilt. Dabei beinhaltet 
die Kategorie „Ausweisung neuer Siedlungs-
flächen“ Aussagen, die sich auf die Ausweisung 
neuer Siedlungsflächen für Wohnen und Ge-
werbe beziehen. Werden entsprechende Neu-
ausweisungen oder Verdichtungen von Sied-
lungsflächen entlang von ÖPNV-Achsen in den 
Planungsdokumenten genannt, so fallen sie un-
ter die Kategorie „ÖPNV-orientierte Siedlungs-
entwicklung“. Etwas weniger häufig finden sich 
Aussagen in der Kategorie „Nutzungsmischung“ 
wieder. Gemeint ist hierbei die Kombination ver-
schiedener Nutzungen, z.B. Wohnen und Gewer-
be. Zudem spielen auch urbane Produktion und 
eine Belebung der Erdgeschosszonen eine Rolle. 
Ähnlich häufig treffen die Planungsdokumente 
Aussagen zur Qualifizierung von öffentlichen 
Räumen, wobei hier die gestalterische Aufwer-
tung von Stadt- und Quartiersplätzen oder vom 
Wohnumfeld im Allgemeinen adressiert wird. 

Etwas weniger häufig werden die sozialen und 
die technischen Infrastrukturen angesprochen. 
Die Unterkategorie „Weiterentwicklung sozialer 
Infrastrukturen“ umfasst dabei Aussagen, die 
sich auf die Entwicklung bzw. den Ausbau von 
Versorgungsangeboten und Angeboten der 
sozialen Infrastruktur beziehen. Der Schwer-
punkt liegt auf Aussagen, die einen Bezug zur 
Siedlungsentwicklung herstellen, z.B. den durch 
Ausweisung neuer Siedlungsflächen steigen-
den Bedarf an Betreuungsangeboten. In ähnli-
cher Anzahl finden sich Aussagen zum Ausbau 
technischer Infrastrukturen, die sich auf die Ver-
änderung der technischen Infrastrukturen zur 
Versorgung mit Strom und Wärme beziehen. 
Zudem fallen hierunter Aussagen zum Ausbau 
von Datennetzen sowohl für den privaten als 
auch den gewerblichen Gebrauch. Am wenigs-
ten häufig codiert wurde die Unterkategorie 
„Qualifizierung des Gebäudebestands“. Hierun-
ter fallen Aussagen, die sich auf die Entwicklung 
des Gebäudebestands beziehen. Hierbei werden 
sowohl die energetische Sanierung als auch der 
Denkmalschutz einbezogen.

Ausschöpfung des Potenzials zur Innenent-
wicklung

Hierunter fallen die Unterkategorien: Innenentwicklung 
durch Nachverdichtung, Innenentwicklung durch Konversion 
und Revitalisierung

Der Vorrang der Innenentwicklung respektive 
Nachverdichtung oder bauliche Verdichtung im 
Kontext der Siedlungs- und Gewerbeflächenent-
wicklung wird auf sämtlichen räumlichen Ebe-
nen betont [1–3, 10, 12, 13, 15, 16, 18, 23]. Aus-
schlaggebendes Argument dafür ist, teilweise 
bezugnehmend auf bundespolitische Ziele, die 
Verringerung der Flächenneuinanspruchnahme 
[1, 3, 15]. Weiterhin sollen durch die dichtere Flä-
chenausnutzung Effizienzvorteile in Hinblick auf 
die soziale und technische Infrastruktur genutzt 
sowie zusätzliche Verkehre vermieden werden 
[3, 15]. Konkreter werden in dieser Hinsicht u.a. 
Nachverdichtung, Neuordnung oder Umstruk-
turierung auf größeren Grundstücken [6, 15, 17], 
Aufstockung und Anbau im Bestand [6, 15], das 
Schließen von Baulücken [12, 17] sowie punktu-
elle Ergänzungen [15] und Flächenrecycling [12] 
genannt. Darüber hinaus fällt auch das Stichwort 
der doppelten Innenentwicklung [10]. Auf über-
örtlicher Ebene werden Vorteile einer übergrei-
fenden Flächenuntersuchung herausgestellt und 
darauf gedrängt, dass Kommunen die im Lan-
desentwicklungsplan als Grundsätze formulier-
ten Dichtewerte in der Bauleitplanung einhalten 
[3]. Auffällig ist die Betonung der Art und Weise, 
wie diese Nachverdichtung erfolgen soll: „ange-
messen“ [1, 15], „behutsam“ [12, 17], „maßvoll“ 
[15], „sinnvoll und maßstäblich“ [15], „kleinteilig“ 
[12] und „verträglich“ [17]. Dabei erwähnen eini-
ge Planungsdokumente zeitgleich die Grenzen 
und Gegenargumente der Innenentwicklung, 
z.B., dass auch diese Flächenpotenziale natürlich 
begrenzt sind und in Konkurrenz zu öffentlichen 
Grünräumen stehen können  [3, 15–18]. Für die 
Innenentwicklung sind potenziell auch Flächen 
interessant, die sich aus einer Komprimierung 
von Stellplätzen ergeben [15]. 

Darüber hinaus kommen – im Zuge von Kon-
version und Revitalisierung – weitere Flächen für 
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die Innenentwicklung in Betracht. Die Konver-
sion, in Form von einer Nach- bzw. Umnutzung 
aufgegebener Kasernen- oder Militärstand-
orte, spielt dabei eine wichtige Rolle [3, 6, 10, 
13, 15]. Weiterhin werden Brachflächen, bspw. 
aufgegebener Gewerbe- oder Industriestandor-
te [10, 12, 15–18, 20], sowie Bahn- [12, 20] oder 
Hafenflächen revitalisiert [10]. Die meisten Pla-
nungsdokumente beschreiben Bestrebungen, 
derartige Flächen einer längerfristigen neuen, 
meist Wohn- oder Gewerbenutzung zuzuführen 
[3, 10, 12, 15, 16, 18, 20]. Nachnutzungen durch 
Freiräume, Nahversorgung oder soziale Infra-
strukturen werden seltener genannt [12, 15]. Ei-
nige Planungsdokumente stellen aber auch die 
Möglichkeit von zeitlich begrenzten Zwischen-
nutzungen vor [12, 15]. Ein „Anreichern der In-
nenstadtnutzung durch die Bereitstellung von 
preiswertem Raum für die Kreativwirtschaft bzw. 
Kunst- und Kulturszene (Leerstand als temporäre 
Nischennutzung,  Pop-up-Verkauf, Kleinlädenk-
onzepte)“ [12] ist nur eine von verschiedenen 
Vorstellungen. 

Die Innenentwicklung wird vorrangig in den 
Dokumenten der Siedlungsentwicklung thema-
tisiert, wobei sie vereinzelt auch in Dokumenten 
der Verkehrsentwicklung Erwähnung findet. Da-
bei ist die Auseinandersetzung auf der lokalen 
Handlungsebene stärker ausgeprägt als auf der 
überörtlichen Handlungsebene. Die Aussagen 
bezüglich Innenentwicklung durch Nachver-
dichtung einerseits sowie bezüglich Innenent-
wicklung durch Konversion und Revitalisierung 
andererseits halten sich die Waage. 

Zielgerichtete Entwicklung weiterer Wohn- 
und Gewerbeflächen

Hierunter fallen die Unterkategorien: Ausweisung neuer 
Siedlungsflächen, ÖPNV-orientierte Siedlungsentwicklung

Trotz des Vorrangs der Innenentwicklung spielt 
die Außenentwicklung eine weiterhin wichti-
ge Rolle. Nicht zuletzt die quantitativen Gren-
zen, Schwierigkeiten bei der Mobilisierung von 
Grundstücken und das Bevölkerungswachstum 
führen laut einigen Planungsdokumenten zur 

Notwendigkeit einer (weiteren) Außenentwick-
lung [3, 6, 15, 22, 23]. Letztere soll den Bedarf im 
Gewerbe- und Logistikbereich decken und be-
zahlbaren Wohnraum, teils im Eigentum schaf-
fen [12, 16]. 

Die Ausweisung neuer Siedlungsflächen soll 
nach übergeordnetem Wunsch v.a. in den Bal-
lungszentren stattfinden, um eine hohe Erreich-
barkeit sowie die Möglichkeit zu hohen Dichten 
zu wahren [3]. Eine hohe Erreichbarkeit soll zu-
gleich wesentliches Kriterium bei der Auswei-
sung neuer Siedlungsflächen im suburbanen 
Raum sein [3]. Des Weiteren sollen landschaft-
liche Schutzräume und regionale Grünzüge bei 
der Auswahl neuer Flächen beachtet werden 
[15]. Auch interkommunale Flächenentwicklun-
gen finden als Möglichkeit Erwähnung [3]. 

Außerdem sollen Arrondierungen, wenn mög-
lich, im Siedlungszusammenhang bzw. als 
Fortsetzung des Siedlungsrandes erfolgen, um 
bspw. das Potenzial der Nutzung von vorhan-
denen Infrastrukturen auszuschöpfen [3, 12, 15, 
16, 20]. Ähnlich wie bei der Innenentwicklung 
wird auch hier die Notwendigkeit betont, dies 
entsprechend maßvoll, schlüssig, logisch und 
maßstäblich umzusetzen [15]. In der Umsetzung 
wird sodann u.a. eine Entwicklung in Etappen 
vorgeschlagen, die sich v.a. am entsprechenden 
Bedarf ausrichten soll [15]. 

Bedenken, wie die Entstehung von Verkehr, Lärm 
und Luftverschmutzung sowie der Verlust von 
Freiflächen, die mit einer Ausweisung von neu-
en Siedlungsflächen einhergehen, sollen durch 
die Einhaltung umfassender Nachhaltigkeits-
anforderungen im Neubau ausgeräumt werden 
[1, 12]. Konkretisiert wird „nachhaltig“ in diesem 
Zusammenhang lediglich in einem Planungsdo-
kument, in der die Entwicklung neuer Wohnge-
biete klimagerecht, d.h. durch klimafreundliche, 
autoarme Erschließung und ressourcenschonen-
des Bauen, erfolgen soll [15]. Eine autoarme Er-
schließung wird v.a. auch dann möglich, wenn 
die Anbindung an den schienengebundenen 
Verkehr vorausgesetzt ist, die nachfolgend be-
schrieben wird.
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Ein weiteres starkes Kriterium bei der Auswei-
sung neuer Flächen ist, die Siedlungsentwicklung 
am bestehenden ÖPNV zu orientierten [1, 3–5, 9, 
11, 13, 15]. Großräumig ist damit das Entwick-
lungsprinzip gemeint, dass neu ausgewiesener 
Flächen an Entwicklungsachsen, die aufgrund 
ihrer Leistungsfähigkeit als Verkehrsverbindung 
dem „Mobilitätsbedarf der Bevölkerung und 
dem Transportbedarf der Wirtschaft Rechnung 
[tragen]“ [1] oder an geplanten Haltepunkten 
des vorzugsweise schienengebundenen ÖPNV 
zu konzentrieren [4, 20]. Das gilt für sämtliche 
neue Entwicklungsschwerpunkte der Untersu-
chungsregion [3]. Als weitere Begründung für 
eine ÖPNV-orientierte Siedlungsentwicklung 
werden die Schonung von Freiflächen sowie 
vorrangig die Sicherung der Lebensqualität u.a. 
durch einfache Zugänglichkeit angegeben [1, 4]. 

Eine derartige Strategie soll v.a. zu den Zielen 
einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung sowie 
zur Attraktivität an den neu entwickelten Stand-
orten beitragen [3]. Vor dem Hintergrund der 
wirtschaftlichen Ertragsfähigkeit sind eine Er-
höhung von baulichen Dichten, Festlegung von 
Mindest-Beschäftigtendichten sowie die Errich-
tung von Co-Working-Spaces v.a. innerhalb des 
fußläufigen Einzugsbereichs empfehlenswert 
[3, 5]. Zugleich sollte auch andersherum bspw. 
das Wohnraumpotenzial von ÖPNV-Projekten 
berücksichtigt werden [3]. Bei der Sichtung von 
Gewerbeflächenpotenzialen wurde zudem bspw. 
das Vorhandensein eines ÖPNV-Haltepunktes 
gleich gewichtet mit der Entfernung zur nächst-
gelegenen Autobahnanschlussstelle [3]. 

Unterschiede finden sich in den genannten Pla-
nungsdokumenten lediglich in der zeitlichen 
Abfolge. Während die meisten Planungsdoku-
mente für eine Ausrichtung der Siedlungsent-
wicklung an bestehenden Haltepunkten plädie-
ren, fordern andere Planungsdokumente teils 
neue Schienenprojekte kurz vorher bzw. gleich-
zeitig zu planen [4, 10, 13, 20] oder im Nach-
hinein die Erschließung von Gebieten zu verbes-
sern. Bei letzterem besteht die Gefahr, dass die 
Einbindung in den ÖPNV nicht zeitnah oder nur 
bedingt erfolgen könnte und die anfängliche 
Attraktivität der Flächen aufgrund schlechterer 
Anbindung sinkt [7, 9, 12, 13]. 

Zwar konzentrieren sich die Aussagen zur Aus-
weisung neuer Siedlungsflächen auf die Do-
kumente der Siedlungsentwicklung, allerdings 
werden auch in einigen Dokumenten der Ver-
kehrsentwicklung diesbezügliche Aussagen 
getroffen. Dokumente der überörtlichen Hand-
lungsebene treffen immerhin halb so viele Aus-
sagen zur Ausweisung neuer Siedlungsflächen 
wie Dokumente der lokalen Handlungsebene. 
Umgekehrt spielt die ÖPNV-orientierte Sied-
lungsentwicklung etwas stärker auf der über-
örtlichen Handlungsebene eine Rolle. Zugleich 
ist dieser Aspekt in mehr Dokumenten der Ver-
kehrsentwicklung erwähnt als in der Siedlungs-
entwicklung.  

Schaffung gemischter Quartiere mit einer gu-
ten Versorgungsstruktur

Hierunter fallen die Unterkategorien: Nutzungsmischung, 
Weiterentwicklung sozialer Infrastrukturen

Die Nutzungsmischung bezeichnet in den aus-
gewerteten Planungsdokumenten einen Mix 
von Funktionen statt einer monofunktionalen 
Flächennutzung, bspw. durch Stapelung [6, 10, 
12]. Vorrangig soll bei der Erneuerung oder Wei-
terentwicklung von Siedlungsgebieten auf die 
Mischung von Wohnen und Arbeiten gesetzt 
werden [10, 12, 15, 18, 20, 21]. Hinzu finden 
Nutzungsmöglichkeiten wie (Nah-) Versorgung, 
Start-ups bzw. Gründungen und Kreativwirt-
schaft, Dienstleistungs- und Bürostandorte und 
weitere Nutzungen aus den Bereichen Soziales, 
Kultur und Gastronomie Erwähnung [10, 12, 15, 
18, 20, 21]. 

Die Nutzungsmischung verspricht als Strate-
gie der Siedlungsentwicklung eine Förderung 
der Kleinteiligkeit und Vielfalt [5]. Zudem wird 
mit Nutzungsmischung häufig eine Kompakt-
heit der Siedlungsstruktur verbunden, die das 
Zurücklegen langer Strecken, insbesondere mit 
dem Pkw, durch kurze Wege vermeiden sollen 
[4, 12, 15, 23]. Nicht zuletzt aus diesen Punkten, 
sollen lokale Identität und Belebung, vorran-
gig auf der Ebene von Quartieren, resultieren 
[12, 15]. Dazu heißt es weiterhin exemplarisch: 
„Eine Nutzungsmischung aus Wohnen, Hand-
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werks- und sonstigen Gewerbe- und Dienst-
leistungsbetrieben stärkt nicht nur die Identität 
der Quartiere, trägt zur urbanen Vielfalt und zur 
wohnungsnahen Versorgung mit handwerkli-
chen Leistungen bei, sondern ermöglicht Kun-
den und Beschäftigten kurze Wege […]“ [10]. Die 
Vorzüge der Nutzungsmischung für Investieren-
de und Nutzende werden auch an anderer Stelle 
betont [12]. Im Ergebnis soll Nutzungsmischung 
zu einer nachhaltigen Siedlungs- bzw. Quar-
tiersentwicklung beitragen [12]. Die Vorteile der 
Nutzungsmischung werden auch innerhalb von 
Gewerbegebieten empfohlen: „Eine ausgewoge-
ne Nutzungsmischung von Logistik und (hoch-
wertigem) Gewerbe an einem Standort sorgt für 
einen ausgewogenen Gewerbesteuermix, ein 
vielfältiges Arbeitsplatzangebot, eine höhere 
Dichte, ggfs. die Wirtschaftlichkeit eines ÖPNV-
Anschlusses für Mitarbeiter, flexiblere Wieder-
vermietungs- bzw. Nachnutzungsmöglichkeiten 
und vermeidet Monostrukturen.“ [3]

Eine Nutzung, die hier separat ausgeführt wird, 
ist die soziale Infrastruktur bzw. deren Weiter-
entwicklung. Dies wird überörtlich nicht zu-
letzt vor dem Hintergrund der anzustrebenden 
gleichwertigen Lebensverhältnisse respektive 
der Daseinsvorsorge mit Bekenntnis zum Zen-
trale-Orte-Konzept für soziale Infrastrukturen 
festgemacht [1, 18]. Am häufigsten werden in 
der Untersuchungsregion Bildungsstandorte 
thematisiert. Vor dem Hintergrund des Fach-
kräftemangels, demografischer und sozialer 
Entwicklungen und des technischen Fortschritts 
werden hier Weiterentwicklungen als nötig er-
achtet [1, 15]. Dementsprechend werden Ziel-
setzungen wie lebenslanges Lernen, die Chan-
cengleichheit und die generelle Sicherung bzw. 
Ausbau der Schulstandorte adressiert [1, 12, 
15–17, 20]. Für städtische Schulstandorte wird 
bspw. die multifunktionale Nutzung der Schul-
gebäude außerhalb der Schulzeiten und für den 
ländlichen Raum werden sogenannte Verbund-
schulen vorgeschlagen [1, 6, 15]. Teilweise sollen 
auch bauliche Verbesserungen erzielt werden 
[15]. 

Ähnlich sieht es bei weiteren sozialen Infrastruk-
turen aus, deren Bedeutung folgendermaßen 
formuliert wird: „Den Ansprüchen der Bevölke-

rung nach kulturellen Einrichtungen ist durch 
einen bedarfsgerechten Ausbau so Rechnung zu 
tragen, dass möglichst vielen Menschen der Zu-
gang zu den verschiedenen Arten von Kunst und 
Kultur möglich ist. Ein reichhaltiges und vielfäl-
tiges kulturelles Angebot schafft Lebensqualität, 
bietet Bildung und Möglichkeiten kreativer Frei-
zeitgestaltung.“ [1] Neben den Themen Kultur 
und Freizeit, spielt auch die Weiterentwicklung 
des Sportbereichs eine wichtige Rolle [15, 17, 
18]. 

Darüber hinaus gilt es weiterhin soziale Infra-
strukturen im Gesundheitsbereich, wie eine am-
bulante und stationäre Notfallversorgung sowie 
Haus-, Zahn- und Facharztpraxen und Apothe-
ken, ausreichend zur Verfügung zu stellen [1, 
16, 17]. Ferner geht es um die bedarfsgerechte 
Entwicklung von Altenpflegeeinrichtungen und 
Kinder- und Jugendbetreuung [1, 12, 15–18, 
20]. Hinzu kommt, über Sozialwohnungsbau 
eine gewisse Wohnraumfürsorge zu gewähr-
leisten [18]. Zuletzt sind die Etablierung bzw. 
Erneuerung von Stadtteil- bzw. Quartierszentren 
ein Vorschlag für die Gewährleistung adäqua-
ter Anlaufstellen sowie Begegnungsstätten für 
Bürger*innen [15, 17, 18]. Eine räumliche, teils 
gebäudebezogene, Bündelung bzw. Kombina-
tion sämtlicher erwähnter Nutzungen ist eben-
falls eine Überlegung in der Weiterentwicklung 
[15–18, 20]. 

Sowohl die Nutzungsmischung als auch die Wei-
terentwicklung sozialer Infrastrukturen sind den 
Codierungen zufolge klar den Dokumenten der 
Siedlungsentwicklung zuzuordnen und finden 
kaum bis gar keine Erwähnung in den Dokumen-
ten der Verkehrsentwicklung. Darüber hinaus 
werden beide Aspekte stärker auf der lokalen als 
der überörtlichen Handlungsebene adressiert.

Schaffung attraktiver Grün- und Freiräume

Hierunter fallen die Unterkategorien: Qualifizierung öffentli-
cher Räume, Erhalt und Qualifizierung von Grünräumen

Die Untersuchungsregion legt den ausgewer-
teten Planungsdokumenten zufolge Wert auf 
den Erhalt und die weitere Qualifizierung von 
Grünräumen in der Kulturlandschaft [1, 3, 15, 
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16]. So heißt es exemplarisch: „Erhaltung und 
Sicherung der hochwertigen Kulturlandschaft 
mit u.a. Streuobstwiesen, Auen/ Bachläufen und 
Wäldern, die prägend für [die Stadt] sind“ [16]. 
Das bedeutet die Übergänge zwischen Siedlung 
und Landschaft harmonisch zu gestalten, die-
se Freiräume möglichst von Besiedlung freizu-
halten und vielmehr ihre Funktion als Orte des 
Sports, des Erlebnisses und der Erholung aufzu-
werten [1, 15, 16, 20]. Zudem ist die Erhaltung 
zusammenhängender Freiflächen wichtig für 
die Klimawandelanpassung, die Biotopvernet-
zung und für die (touristische) Attraktivität des 
Standorts [1]. Eine Vernetzung der Grün- und 
Freiräume soll weiterhin ausgebaut werden, um 
Verbindungen großräumig mit dem ländlichen 
Raum bzw. auch kleinräumig von Stadtteilen zu 
verbessern [10, 12, 15, 16, 20]. 

Auf der kommunalen Ebene sind die Gründe 
für den Erhalt und die Qualifizierung von Grün-
räumen sehr ähnlich. Dementsprechend werden 
die Naherholungs-, Aufenthalts-, Sport-, Frei-
zeit- und Stadtklimafunktionen [1, 12, 15, 16, 18, 
20], wie CO2- und Feinstaubbindung [18], Ober-
flächenkühlung und Frischluftzufuhr [16, 18, 20], 
Regenwasserrückhaltung [18] und der Beitrag 
zur biologischen Vielfalt und Eigenart [1, 16, 18, 
20] dieser Flächen betont. In ihrer Bedeutung 
wird die Grünversorgung daher teilweise auf Au-
genhöhe mit sozialen Infrastrukturen gesehen 
[15]. Bedingt durch die öffentliche Zuständig-
keit, sollen durch die Einräumung eines hohen 
Stellenwerts dieser Flächen in allen kommunalen 
Planungen, keine weiteren mehr einer Bebauung 
zum Opfer fallen [15, 16]. Zur Umsetzung wer-
den Renaturierungsmaßnahmen als Aufwertung, 
bspw. von Bächen und Grünflächen, Entsiege-
lung und weitere Begrünungen vorgeschlagen 
[15, 16, 18, 20]. In Ergänzung dazu, sollen im 
Falle von naturschutzrechtlichen Eingriffen, die-
se auf ein Minimum beschränkt werden [20]. 
Zudem dürfen kontinuierliche Aufgaben wie die 
Pflege von Grünräumen dabei nicht vernachläs-
sigt werden [16]. 

Die Qualifizierung der öffentlichen Räume lässt 
sich zum einen in die funktionale und zum an-
deren in die visuelle Umgestaltung unterteilen. 
Bei der funktionalen Umgestaltung soll der öf-

fentliche Raum vielfältig, generationengerecht 
und klimaangepasst ausgestaltet werden [12, 
21]. Ziele sind weiterhin die Verweildauer und 
Bewegungsmöglichkeiten, die Nutzbarkeit, den 
Freizeitwert und Begegnungsqualität sowie die 
Vernetzung dieser Räume zu erhöhen [12, 14, 
15, 17, 18, 21]. Dazu sollen u.a. entsprechende 
Nutzungen wie Gastronomie, kleine Läden oder 
Kunst- und Kreativitätswirtschaft, Skateparks, 
aber auch flexible Nutzungskonzepte von Plät-
zen sowie im Allgemeinen multifunktionale und 
temporäre Flächennutzungen beitragen [12, 14–
17, 21]. Auch geht es hier darum, Barrierefreiheit 
und entsprechende Wegebezüge herzustellen 
[8, 15, 17, 18, 21]. Außerdem werden Begrünun-
gen durch Pflanzungen oder neue Grünflächen, 
punktuell ergänzt durch blaue Infrastrukturen, 
als klimaangepasste Aufwertung verstanden, die 
nicht nur eine funktional, sondern auch visuelle 
Verbesserung erzielen sollen [12, 15, 17, 18]. 

Die visuelle Umgestaltung umfasst v.a. eine 
sichtbare Verbesserung des öffentlichen Raums, 
bspw. von innerstädtischen Bereichen, Plät-
zen, Straßenzügen oder ganzen Quartieren [12, 
15–18]. Diese soll u.a. eine bessere Orientierung 
bzw. Auffindung im Raum ermöglichen [15, 18]. 
Zu den konstatierten erstrebenswerten Ver-
einheitlichungen hinsichtlich der eingesetzten 
Materialien und des Stadtmobiliars werden u.a. 
Prinzipien für die Außenbereiche und Fassaden 
von Geschäften und Gastronomie vorgeschla-
gen [12, 15, 17, 18]. Zudem sollen angemesse-
ne Beleuchtungskonzepte zu einer Vermeidung 
von Angsträumen und besseren Nutzbarkeit 
von Verkehrsinfrastrukturen beitragen [15, 18]. 
Auf der städtebaulichen Ebene sind klare Raum-
kanten und Fassadenaufwertungen ein wichtiger 
Beitrag zur optischen Aufwertung [12]. Auch ein 
entsprechendes Mitdenken von Sanierungen 
bzw. Modernisierungen von privaten Gebäuden 
wird hierbei betont [12, 16, 18]. 

Im Ergebnis werden die Themen Qualifizierung 
öffentlicher Räume sowie Erhalt und Qualifizie-
rung von Grünräumen nahezu ausschließlich 
in Dokumenten der Siedlungsentwicklung und 
nicht in Dokumenten der Verkehrsentwicklung 
verhandelt und das überwiegend auf der lokalen 
Handlungsebene.
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Qualifizierung von Gebäuden und technischen 
Infrastrukturen

Hierunter fallen die Unterkategorien: Qualifizierung des Ge-
bäudebestands, Ausbau technischer Infrastrukturen

Der Bestandsentwicklung, z.B. im Rahmen des 
Stadtumbaus, wird den Planungsdokumenten 
zufolge zukünftig – nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund des Wohnraummangels (siehe Seite 20-
21) – eine größere Bedeutung zukommen [10]. 
Ähnlich wie bei der Qualifizierung der Grünräu-
me (siehe Seite 38-39) ist auch diese Aufgabe 
als fortwährend anzusehen und das Ziel soll es 
sein, eine hohe städtebauliche Qualität zu wah-
ren [16]. Wichtige Punkte in der Qualifizierung 
sind zeitgemäße Wohngrundrisse zu schaffen, 
energetische Erneuerungen durchzuführen, An-
forderungen an den Lärmschutz einzuhalten, 
gestalterische Aufwertungen vorzunehmen, In-
standhaltungsrückstaus aufzuholen und senio-
ren- oder behindertengerechte Sanierungen zu 
forcieren [10, 12, 15–18, 21]. Teils soll der Ge-
bäudebestand auch durch punktuelle Neubau-
ten oder Aufstockungen ergänzt bzw. optimiert 
werden [12, 15]. Insgesamt gilt es dabei auch die 
Anforderungen des Denkmalschutzes einzuhal-
ten [15, 17]. 

Darüber hinaus sollen technische Infrastruktu-
ren in der Untersuchungsregion ausgebaut wer-
den. Ein flächendeckender Einsatz von 5G und 
der Ausbau der Breitbandversorgung soll die 
Attraktivität als Wohn- und Wirtschaftsstandort 
erhöhen, autonomes Fahren im Mobilitäts- und 
Logistikbereich ermöglichen und auch im länd-
lichen Bereich Zugriffsmöglichkeiten auf das 
Internet inklusive Mobilitäts-Apps erleichtern 
[1, 2, 4, 10, 15, 17, 18]. An dieser Stelle entsteht 
auch der Bedarf für zusätzliche Rechenzentren, 
die nicht zuletzt durch die Konzentration von 
Rechenleistung zu einer besseren Energieeffi-
zienz beitragen können [10]. 

Ein anderer Aspekt beim Ausbau bezieht sich auf 
die Siedlungsentwicklung. Teilweise werden hier 
Hemmnisse erkannt, die auf Kapazitätsengpäs-
se im Ver- und Entsorgungsbereich mit Wasser 
zurückzuführen sind [3]. Ein weiterer Ausbau im 
Allgemeinen verfolgt u.a. das Ziel der Energie-

einsparung und setzt dabei zumeist auf nach-
haltigere Energieinfrastrukturen bzw. -quellen 
[6, 10, 15, 16, 20]. Hierzu heißt es beispielhaft: 
„Oberste Priorität soll dabei die Einsparung von 
Energie (z.B. durch energetische Sanierung/Mo-
dernisierung technischer Anlagen) erhalten, ge-
folgt von der Substitution fossiler Energieträger 
durch Erneuerbare Energien (z.B. die Installation 
von Photovoltaik-Anlagen).“ [6]

Die beiden Themen Qualifizierung von Gebäu-
den und Ausbau technischer Infrastrukturen 
lassen sich deutlich in Dokumenten der Sied-
lungsentwicklung verorten. In Dokumenten der 
Verkehrsentwicklung finden sie wenig Berück-
sichtigung. Aussagen zur Qualifizierung des 
Gebäudebestands sind dabei fast ausschließlich 
und Aussagen zum Ausbau technischer Infra-
strukturen überwiegend der lokalen Handlungs-
ebene zuzuordnen.

4.2 Strategien und Handlungsansätze der 
Verkehrsentwicklung in der Region Frankfurt 
Rhein-Main

Die Hauptkategorie „Strategien und Handlungs-
ansätze der Verkehrsentwicklung“ umfasst Aus-
sagen, die die Umsetzung und Ausgestaltung 
der Verkehrsentwicklung der Städte, Kreise und 
der Region beschreiben. In Abgrenzung zu den 
„Entwicklungszielen und Leitbildern“ (siehe Ka-
pitel 3.1) geht es hier um die Handlungsansätze, 
die angewendet werden, um die benannten Zie-
le zu erreichen, z.B. Ausbau und Qualifizierung 
von ÖPNV sowie Rad- und Fußverkehr zur Er-
reichung einer stadtverträglichen Mobilität. Die 
Untersuchungsfrage lautete: Welche Strategien 
und Handlungsansätze verfolgen die Städte, 
Kreise und regionalen Akteure in Bezug auf die 
Verkehrsentwicklung? Die Unterkategorien wur-
den induktiv, d.h. ausgehend von dem empiri-
schen Material, gebildet. Abb. 7 und 8 stellen die 
Häufigkeit der Unterkategorien ausgehend von 
der Anzahl der codierten Textstellen dar.

Die Strategien und Handlungsansätze der Ver-
kehrsentwicklung lassen sich grob dahingehend 
unterteilen, ob sie ein öffentlich nutzbares Mo-
bilitätsangebot betreffen oder ein individuelles 



SRPapers Nr. 5 I Zielvorstellungen und Handlungsansätze der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung

33

Verkehrsmittel, z.B. Rad oder Auto. Bei den Stra-
tegien und Handlungsansätzen, die ein öffent-
liches Mobilitätsangebot betreffen, überwiegen 
solche, die den klassischen ÖPNV adressieren. 
Am häufigsten benannt wird der Ausbau des 
ÖPNV-Schienennetzes. Am zweithäufigsten wird 
auf die Schaffung intermodaler Verknüpfungs-
punkte verwiesen. Hierunter fallen Park+Ride 
und Bike+Ride ebenso wie Mobilitätsstationen. 
Einen hohen Stellenwert nehmen auch die Er-
reichbarkeit und Barrierefreiheit der Haltepunk-
te ein. Jenseits des schienengebundenen ÖPNV 
erweisen sich die Differenzierung des Busan-
gebots, z.B. durch Schnellbuslinien, sowie der 
Ausbau von Sharing-Angeboten, z.B. Car- und 
Bike-Sharing, in den Planungsdokumenten als 
wichtig. Im Zusammenhang mit der Ausdifferen-
zierung des Mobilitätsangebots ist zudem die 
digitale Vernetzung dieser Angebote von Be-

deutung. Darüber hinaus gilt es die Bedienquali-
tät im ÖPNV zu erhöhen, z.B. durch eine Verbes-
serung der Pünktlichkeit und eine Verdichtung 
des Takts. Der Einsatz innovativer Verkehrsmittel, 
z.B. autonomer Fahrzeuge, wird eher am Rande 
thematisiert.

Bei den Strategien und Handlungsansätzen, 
die ein individuelles Verkehrsmittel betreffen, 
wird in den Planungsdokumenten der Ausbau 
der Radwegenetze am häufigsten thematisiert. 
Der Ausbau der Fußwegenetze wird etwas we-
niger häufig und meist im Zusammenhang mit 
dem Ausbau der Radwegenetze thematisiert. 
Der Ausbau und die Sanierung der Infrastruktur 
des motorisierten Individualverkehrs steht dem 
gegenüber erkennbar deutlich im Hintergrund. 
Mit der Neuordnung des ruhenden Verkehrs 
und der Umverteilung und Aufwertung des Stra-

Abbildung 7: Codewolke für die Hauptkategorie Strategien und Handlungsansätze der Verkehrsentwicklung, 
hier: öffentliches Mobilitätsangebot (eigene Darstellung mit MaxQDA)

Abbildung 8: Codewolke für die Hauptkategorie Strategien und Handlungsansätze der Verkehrsentwicklung, 
hier: individuelle Verkehrsmittel (eigene Darstellung mit MaxQDA)
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ßenraums deuten zwei weitere Handlungsan-
sätze auf eine Verschiebung der Prioritäten vom 
motorisierten Individualverkehr hin zu aktiver 
Mobilität. Die Verkehrssteuerung und Verkehrs-
beruhigung macht hingegen deutlich, dass auch 
der Umgang mit dem bestehenden Verkehr wei-
terhin von Bedeutung ist. Jenseits der Verkehrs-
infrastruktur wird in den Planungsdokumenten 
vergleichsweise häufig auf den Einsatz alterna-
tiver Antriebstechnologien verwiesen. Hierbei 
steht die Elektromobilität im Vordergrund – in 
Bezug auf Autos, Fahrräder aber auch Busse. Als 
ergänzender Handlungsansatz ist das Mobili-
tätsmanagement zu sehen, das auf eine Verän-
derung des Verkehrsverhaltens zielt.

Schaffung eines leistungsfähigen ÖPNV-Ange-
bots

Hierunter fallen die Unterkategorien: Ausbau des Schienen-
netzes, Differenzierung des Busangebots, Einsatz innovativer 
Verkehrsmittel

Von hoher Bedeutung ist der Ausbau des ÖPNV-
Schienennetzes [2, 3, 5, 8, 11, 13]. Dieser soll 
dazu beitragen den ÖPNV als Rückgrat des Ver-
kehrssystems zu stärken [5], bestehende Schie-
neninfrastruktur zu entlasten [4, 5] und die auf-
grund der steigenden Bevölkerungszahlen und 
gesellschaftlicher Veränderungen erwarteten 
zusätzlichen Verkehre aufzunehmen [5, 11]. Von 
besonderer Bedeutung sind Tangentialverbin-
dungen sowie Lückenschlüsse und Ergänzungen 
im S- und Regionalbahn-Netz [2–6, 8, 11, 13, 
18, 19]. Die am häufigsten namentlich genannte 
Schienenstrecke ist die Regionaltangente West 
[2, 3, 5, 6, 8, 18, 19]. Als langfristige Perspektive 
wird ein regionaler S-Bahn- bzw. Schienenring 
angestrebt [2–5]. Zudem soll auch das überre-
gionale Schienennetz ausgebaut werden [2, 4, 5, 
13].

Zum Ausbau des Schienennetzes trägt auch der 
Ausbau, die Elektrifizierung und die technische 
Modernisierung bestehender Regionalbahn-
strecken bei [3–6, 8, 17]. In Bezug auf die länd-
licheren Räume wird zudem die Reaktivierung 
von stillgelegten Schienenstrecken diskutiert [1, 
3–6]. Die Aktivierung stillgelegter Industriegleis-
anlagen stellt einen weiteren Ansatz dar [2]. In 

Bezug auf die Großstädte und die unmittelbar 
angrenzenden Kommunen werden ein Ausbau 
der Stadt- bzw. Straßenbahn-Netze [2, 3, 5, 8, 10, 
11, 18] – auch über Stadtgrenzen hinaus – und 
Lückenschlüsse in den U-Bahnnetzen [2, 6, 8, 10, 
11] thematisiert. Darüber hinaus sollen Kapazitä-
ten in den bestehenden Schienennetzen erhöht 
werden, z.B. durch eine Taktverdichtung [5, 10], 
die Digitalisierung der Leit- und Sicherungstech-
nik [5] sowie zusätzliche Gleise und Signale [2, 
13]. Auch neue S-Bahn-Halte auf Bestandsstre-
cken sind vorgesehen bzw. wurden umgesetzt 
[2, 5, 13].

Ein weiterer Handlungsansatz ist die Differenzie-
rung des Busangebots. Innerorts gibt es Stadt- 
bzw. Quartiersbusse, die die lokale Erschließung 
und innerörtliche Erreichbarkeit sicherstellen 
[11, 15, 20–22]. Ergänzt werden sie durch Ex-
press- und Metrobusse, die in einem engen Takt 
und auf direktem Weg zum Ziel führen [5, 11]. 
Im regionalen Busverkehr sind v.a. überörtliche 
Schnellbuslinien von Interesse, die wichtige Ziel-
orte mit wenigen Zwischenhalten verbinden [4, 
8, 9, 11, 13]. Im regionalen Nahverkehrsplan 
wird diskutiert regionale Buslinien auch dort 
einzusetzen, wo der Ausbau der Schieneninfra-
struktur noch nicht abgeschlossen ist [5]. Zur 
Verbesserung der Pünktlichkeit und Verkürzung 
von Fahrzeiten sind innerorts wie außerorts Bus-
spuren [4, 9, 11, 13] und eine Bevorrechtigung 
an Lichtsignalanlagen [9, 11, 13] von Bedeutung. 
Als Ergänzung zum klassischen ÖPNV werden 
alternative, bedarfsgerechte und flexible Bedien-
formen thematisiert [1, 8, 9]. Die sogenannten 
On-Demand-Angebote sollen v.a. außerhalb des 
Ballungsraums und auf schwach nachgefragten 
Linien eingesetzt werden [5, 6, 11]. Die meist 
kleinen Fahrzeuge fahren nicht nach Fahrplan, 
sondern werden durch die Nutzer*innen ange-
fordert [4, 9, 11, 14]. Sie dienen der kleinräumi-
gen Erschließung [8, 11] und als Zubringer zum 
klassischen ÖPNV [11].

Von geringerer Bedeutung ist in den Planungs-
dokumenten der Einsatz innovativer Verkehrs-
mittel. Allerdings zeigen insbesondere die 
Mobilitätsstrategie des Landes, der regionale 
Nahverkehrsplan und die Mobilitätsstrategie 
des Regionalverbands einige Optionen für die 
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zukünftige Mobilität auf – darunter: autonome 
Fahrzeuge [2, 5, 11], Seilbahnen [4, 5, 11] sowie 
Wasser- und Lufttaxen [5].

Mit Blick auf die Verteilung der codierten Text-
stellen zwischen den Fachrichtungen ist klar er-
kennbar, dass die Mehrheit der Codierungen auf 
Dokumente der Verkehrsentwicklung entfallen. 
Jedoch fällt auf, dass der Ausbau des ÖPNV-
Schienennetzes auch in den meisten Dokumen-
ten der Siedlungsentwicklung angesprochen 
wird. Mit Blick auf die Handlungsebenen sind die 
Unterschiede weniger stark ausgeprägt. Es ent-
fallen hier etwas mehr Nennungen auf die über-
örtliche Handlungsebene, was u.a. damit zusam-
menhängen dürfte, dass hier die Mehrzahl der 
Nahverkehrspläne zu verorten ist.

Schaffung eines attraktiven und flexibel nutz-
baren Mobilitätsangebots

Hierunter fallen die Unterkategorien: Schaffung intermoda-
ler Umsteigepunkte, Erreichbarkeit und Barrierefreiheit der 
Haltepunkte, Erhöhung der Bedienqualität, Ausbau von Sha-
ring-Angeboten, digitale Vernetzung der Mobilitätsangebote

Um die Nutzung des ÖPNV attraktiver und den 
Umstieg zwischen den Verkehrsmitteln einfacher 
zu machen, werden intermodale Umsteigepunk-
te konzipiert. Sie sollen den wohnortnahen Um-
stieg auf den schienengebundenen Nahverkehr 
ermöglichen [4, 11, 13] und eine multimodale 
Nutzung der Verkehrsangebote unterstützen 
[13, 14, 18]. Die sogenannten Mobilitätsstationen 
[2, 4, 11, 13, 16, 18, 21, 22] sollen in den meisten 
Planungsdokumenten Zugang zu Car-Sharing 
(teilweise mit E-Autos) [2, 5, 8, 11, 13, 16, 18, 21, 
22] sowie zu Leihfahrrädern und Leih-Pedelecs 
bieten [2, 5, 11, 13, 16, 21]. Als ergänzende Ange-
bote werden in einzelnen Planungsdokumenten 
eine Fahrradwerkstatt und ein Lastenradverleih 
[21, 22], E-Ladestation [8, 18] sowie der Verleih 
von E-Tretrollern [5, 11] genannt. Von zentraler 
Bedeutung sind zudem sichere und witterungs-
geschützte Fahrradabstellanlagen [2, 8, 9, 11, 13, 
18, 23] oder Fahrradparkhäuser [8, 16]. Die Mo-
bilitätsstationen stellen damit eine Weiterent-
wicklung des bestehenden Bike+Ride-Angebots 
[4, 5, 8, 11–13, 15, 23] sowie des Park+Ride-An-
gebots dar [4, 5, 8, 11–13, 19]. Mobilitätsstatio-

nen sollen möglichst als regionales Netz konzi-
piert [4, 11, 13] und damit auch in suburbanen 
und ländlichen Räumen etabliert werden: „Denn 
dort wohnen die Pendlerinnen und Pendler, die 
tagtäglich in die Städte drängen“ [2].

Für einen guten Zugang zum ÖPNV sind die Er-
reichbarkeit und Barrierefreiheit der Haltepunk-
te von Bedeutung. So benennen die Planungs-
dokumente u.a. kurze Wege zur Haltestelle bzw. 
Mobilitätsstation [4, 5, 11] und eine gute Zuwe-
gung für den Rad- und Fußverkehr [13, 15, 23] 
als wichtig. Auch Querungshilfen an Haltestellen 
spielen hierbei eine Rolle [8, 11]. Bahnhöfe und 
Haltepunkte des Schienenverkehrs sollen bar-
rierefrei werden – dies betrifft sowohl den Zu-
gang zum Bahnsteig als auch den Einstieg ins 
Fahrzeug [2, 4, 5, 11, 13, 16, 23]. Gleiches gilt für 
Bushaltestellen, die durch jede*n einfach und 
unkompliziert genutzt werden sollen [4, 5, 13, 
15–17]. Einzelne Planungsdokumente beziehen 
hierbei auch die barrierefreie Gestaltung des 
Umfelds der Haltestellen mit ein [11, 13]. Meh-
rere Planungsdokumente verweisen zudem auf 
taktile Leitsysteme [4, 11, 16]. Um eine Nutzung 
für alle zu erleichtern ist außerdem eine Fahr-
gastinformationen erforderlich, die sowohl visu-
ell als auch akustisch funktioniert [4, 13]. Darüber 
hinaus sollen Haltepunkte attraktiv und über-
sichtlich gestaltet [9, 11], sauber und einsehbar 
[9] sowie ausreichend beleuchtet sein [9, 11] und 
eine hohe Aufenthaltsqualität haben [10, 11]. 
Mehrere Planungsdokumente thematisieren zu-
dem das Erfordernis von Sitzmöglichkeiten [16, 
17] sowie den Schutz vor Regen und Hitze, z.B. 
durch eine Überdachung [13, 16, 17].

Ein weiterer Schritt zur Stärkung des ÖPNV ist 
die Verbesserung der Bedienqualität. Dazu zäh-
len die Ausweitung des Fahrtenangebots, z.B. 
durch Expressbusse und zusätzliche Fahrten im 
S- und Regionalbahnverkehr [5], sowie der Ein-
satz größerer bzw. längerer Fahrzeuge [5, 13]. 
Dazu zählen außerdem eine Ausweitung des Be-
dienungszeitraums, z.B. in der Nacht, sowie eine 
Ausweitung der in einem höheren Takt bedien-
ten Hauptverkehrszeit [5, 13] sowie Taktverdich-
tungen im Allgemeinen, z.B. zum 15-Minuten-
Takt auf einzelnen S-Bahn-Linien und 5- bzw. 
7-Minuten-Takt in den Großstädten [5, 13]. Als 
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Ansätze zur Verbesserung der Bedienqualität 
werden zudem eine Verbesserung der Pünkt-
lichkeit [8, 11] und eine Verkürzung der Reise-
zeit, z.B. durch Beschleunigungsmaßnahmen wie 
eigene Fahrstreifen, Vorfahrtsregelungen und 
Bevorrechtigung an Lichtsignalanlagen, genannt 
[11, 13, 14]. Darüber hinaus sollen Umsteigezei-
ten verkürzt und die Anschlusssicherung verbes-
sert werden [9, 11, 16]. Durch möglichst direkte 
Verbindungen insbesondere zu Schienenhalte-
punkten, soll das Umsteigeerfordernis reduziert 
werden [11, 14]. Auch eine zeitgemäße Ausstat-
tung der Fahrzeuge, z.B. mit Wlan-Zugang [5], 
eine Stärkung des Sicherheitsgefühls, z.B. durch 
Fahrerruf und Taxiruf [9] und die Möglichkeit zur 
Mitnahme eines Fahrrads, Rollators oder Kinder-
wagens [11] tragen zu einer Verbesserung der 
Bedienqualität im ÖPNV bei.

In Ergänzung zum ÖPNV werden Sharing-An-
gebote eingerichtet und ausgebaut [4–6, 10, 
13–15]. Diese Angebote sind z.B. auf der soge-
nannten letzten Meile von Interesse, wenn ein 
Teil des Weges mit dem ÖPNV zurückgelegt 
wird [11]. Häufig werden Sharing-Angebote in 
Zusammenhang mit ÖPNV-Haltepunkten bzw. 
Mobilitätsstationen thematisiert (siehe Seite 43). 
Meist geht es um die Einrichtung und den Aus-
bau von Carsharing-Systemen [2, 5, 8, 11, 13, 
15, 16, 21–23], teils auch nur um die Einrichtung 
von Carsharing-Stellplätzen [2, 8, 13, 20]. Häufig 
thematisiert werden auch Fahrradverleihsysteme 
[5, 11–13, 16, 21, 22]. Weniger häufig wird das 
Sharing von Lastenrädern [2, 21, 22], Pedelecs 
[22] und E-Tretroller angesprochen [5, 11]. In 
mehreren Planungsdokumenten wird zudem auf 
Mitfahrgelegenheiten bzw. Fahrgemeinschaften 
verwiesen [13, 16, 21, 22].

Ein inter- und multimodales Mobilitätsverhalten 
soll darüber hinaus durch die digitale Vernet-
zung der Mobilitätsangebote unterstützt werden 
[2, 4, 11, 14]. Für die Gestaltung intermodaler 
Wegeketten und die Nutzung unterschiedlicher 
Verkehrsmittel für unterschiedliche Wegezwe-
cke werden individualisierte Informationen und 
eine unkomplizierte Buchung unabhängig vom 
genutzten Verkehrsmittel und für die gesamte 
Wegekette, z.B. mittels App, als wichtig erachtet 

[2, 4, 5, 8, 11, 13, 14]. Von Bedeutung sind in die-
sem Zusammenhang Mobilitätsplattformen, die 
die Information und Buchung für mehrere Ange-
bote kombinieren [2, 5]. Im regionalen Nahver-
kehrsplan wird dies wie folgt beschrieben: „Ziel 
ist es also, dem Fahrgast das gesamte Portfolio 
der Mobilität über eine einheitliche Plattform 
mit intuitiver, einfacher Bedienung anzubieten.“ 
[5] Hierbei spielt auch die Anpassung der Tarif-
systeme für den elektronischen Vertrieb und 
die verkehrsträgerübergreifende Nutzung eine 
Rolle, z.B. eTicket, Handyticket, Kombi-Tarife für 
ÖPNV und Sharing-Angebote [5, 9–11, 13]. Vie-
le Mobilitätsdienstleistungen werden erst durch 
die digitale Vernetzung attraktiv, z.B. durch die 
Möglichkeit Sharing-Fahrzeuge zu finden und zu 
buchen [2] und Mitfahrgelegenheiten zu organi-
sieren [2, 22].

Mit Blick auf die Verteilung der codierten Text-
stellen zwischen den Fachrichtungen ist auch 
hier klar erkennbar, dass die Mehrheit der Co-
dierungen auf Dokumente der Verkehrsent-
wicklung entfallen. Am ehesten in Dokumenten 
der Siedlungsentwicklung thematisiert wird der 
Ausbau von Sharing-Angeboten – allerdings in 
deutlich geringerem Umfang als in Dokumenten 
der Verkehrsentwicklung. Mit Blick auf die Hand-
lungsebenen entfallen mehr Nennungen auf die 
lokale Handlungsebene. Lediglich die digitale 
Vernetzung der Mobilitätsangebote wird auf 
überörtlicher Ebene häufiger thematisiert als auf 
lokaler, wobei die meisten Nennungen hier auf 
den regionalen Nahverkehrsplan und die Mobi-
litätsstrategie des Landes entfallen.

Verbesserung der infrastrukturellen Vorausset-
zungen für den Rad- und Fußverkehr

Hierunter fallen die Unterkategorien: Ausbau der Radwege-
netze, Ausbau der Fußwegenetze, Umverteilung und Aufwer-
tung des Straßenraums

Ähnlich häufig wie der Ausbau des ÖPNV-Schie-
nennetzes wird der Ausbau der Radwegenetze 
benannt. Hierbei werden einerseits innerörtli-
cher Radverkehrsanlagen [6, 8, 15, 17, 23] und 
Radwegenetze angesprochen, die z.B. die Anbin-
dung der Ortsteile an das jeweilige Stadtzentrum 
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ermöglichen [10, 12, 15–17, 20–23]. Andererseits 
werden überörtliche Radwegenetze angespro-
chen, die über kommunale Grenzen hinweg für 
die Mobilität zwischen benachbarten Orten er-
möglichen [2, 6, 8, 15, 18, 21, 23]. Eine besonde-
re Aufmerksamkeit erfahren zudem Radschnell-
wege für größere Distanzen, insbesondere in 
und zwischen den Ballungsräumen [2, 4, 6, 8, 10, 
12, 16, 18, 20]. Diese Radschnellwege werden 
mehrfach in Bezug zum Pendeln gesetzt [2, 5, 8, 
15]. Radwegenetze sollen durchgängig sein, d.h. 
keine Lücken aufweisen [2, 4, 8, 12, 14, 15, 23], 
sich an den Bedarfen des Alltags orientieren [2, 
8, 12, 15] und eine gute Wegweisung aufweisen 
[2, 8]. Die Radwegeinfrastruktur soll verkehrs-
sicher sein, d.h. bspw. ein sicheres Queren von 
Hauptverkehrsstraßen inner- und außerorts er-
möglichen [2, 8, 14, 15, 17, 23]. Als mögliche An-
sätze zur Umsetzung werden Fahrradstraßen [8, 
12, 15, 20], das Öffnen von Einbahnstraßen für 
den Radverkehr in Gegenrichtung [12, 15] und 
Radfahrstreifen bzw. Schutzstreifen auf Haupt-
verkehrsstraßen genannt [15, 18]. Punktuell wird 
auf neue Anforderungen an die Infrastruktur 
durch Pedelecs [2, 12, 15] sowie durch ein ins-
gesamt höheres Aufkommen an Radfahrenden 
verwiesen [2].

Etwas weniger häufig wird in den Planungsdo-
kumenten der Ausbau der Fußwegenetze the-
matisiert. Für den Fußverkehr werden engma-
schige und durchgängige Wegenetze als wichtig 
erachtet [2, 12, 14, 16, 17, 20–23]. In einzelnen 
Planungsdokumenten werden auch verkehrsar-
me und grüne Wegeverbindungen genannt [15, 
20]. Als wichtig erscheinen Querungsmöglich-
keiten, z.B. an stark befahrenen Straßen [15, 20, 
23], an Schienenwegen [22, 23] und Flüssen [12]. 
Häufig wird auch auf eine Verbesserung der Bar-
rierefreiheit verwiesen, z.B. durch das Absenken 
von Bordsteinkanten [8, 17, 20–22]. Ähnlich häu-
fig wird die Verkehrssicherheit für den Fußver-
kehr thematisiert [14, 15, 17, 23]. Etwas seltener 
geht es um ausreichende Beleuchtung [15–17, 
20], Sitzgelegenheiten zum Ausruhen auf langen 
Wegen [8, 16] und eine gut lesbare Wegweisung 
[2]. In einzelnen Planungsdokumenten geht es 
zudem um die fußläufige Erreichbarkeit von All-

tagszielen, u.a. Schulen, Bahnhöfen, Einzelhan-
delsgeschäften [22, 23].

In einem engen Zusammenhang mit dem Aus-
bau der Rad- und Fußwegenetze steht die 
Umverteilung und Aufwertung des Straßen-
raums, die hier als gesonderter Handlungs-
ansatz beschrieben wird. Gemeint ist hiermit 
die Anpassung von Straßenquerschnitten und 
die Neugestaltung von Straßenräumen [5, 12, 
15–17, 19, 20, 22, 23], in einzelnen Fällen auch 
die Neuordnung der Verkehrsführung [17]. Be-
schrieben wird der Rückbau der Infrastruktur des 
motorisierten Individualverkehrs zugunsten des 
Rad- und Fußverkehrs [8, 12, 15, 19, 23] oder zu-
gunsten einer anderen baulichen Nutzung [12]. 
Einzelne Planungsdokumente setzen auf Shared 
Spaces bzw. Begegnungszonen [17, 22]. Die Mo-
bilitätsstrategie des Landes beschreibt diese als 
eine Möglichkeit: „Mehr Platz fürs Laufen und 
Leben auf den Straßen [zu] schaffen.“ [2] Der re-
gionale Nahverkehrsplan bringt mit einem Blick 
in die Zukunft auch die temporäre Umwidmung 
von Verkehrsflächen zugunsten des Rad- und 
Fußverkehrs, z.B. außerhalb der verkehrlichen 
Spitzenzeiten, ins Spiel [5]. Ein Nahmobilitäts-
plan setzt u.a. auf die Aufhebung von Gehweg-
parken [23]. Viele Planungsdokumente setzen 
zudem auf eine Erhöhung der Aufenthaltsqua-
lität, z.B. durch Begrünung [12, 15–17, 20, 22]. 
In einzelnen Fällen wird die Umverteilung des 
Straßenraums mit einer Gleichberechtigung der 
verschiedenen Verkehrsteilnehmenden in Ver-
bindung gesetzt [14, 17].

Die codierten Textstellen verteilen sich hier deut-
liche ausgewogener zwischen Dokumenten der 
Siedlungsentwicklung sowie Dokumenten der 
Verkehrsentwicklung. Mit Blick auf die Hand-
lungsebenen entfallen deutlich mehr Textstellen 
auf die lokale als auf die überörtliche Hand-
lungsebene. Besonders deutlich ist dieser Unter-
schied beim Ausbau der Fußwegenetze, die fast 
ausschließlich in lokalen Planungsdokumenten 
thematisiert werden. Eine Besonderheit stellt 
hier der ausgewertete Nahmobilitätsplan dar, 
auf den fast die Hälfte der Nennungen zum Fuß-
verkehr entfallen [23].
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Stadtverträgliche Gestaltung des motorisierten 
Verkehrs

Hierunter fallen die Unterkategorien: Neuordnung des ru-
henden Verkehrs, Verkehrssteuerung und Verkehrsberuhi-
gung, Ausbau und Sanierung der Infrastruktur des motori-
sierten Individualverkehrs

Der mit Bezug zum motorisierten Individualver-
kehr am häufigsten aufgerufene Handlungsan-
satz ist die Neuordnung des ruhenden Verkehrs. 
Pkw-Stellplätze werden für Kund*innen und Be-
sucher*innen öffentlicher Einrichtungen [15, 17, 
20–22] sowie Besucher*innen in Wohngebieten 
als erforderlich betrachtet [20, 22]. Hierzu wer-
den öffentliche Stellplätze eingerichtet [18, 20], 
die in manchen Fällen sogar kostenlos genutzt 
werden können [16, 17]. Viele Planungsdoku-
mente sehen jedoch die Einführung und Aus-
weitung des Parkraummanagements [11, 19] 
bzw. der Parkraumbewirtschaftung vor [17, 21, 
22]. Es geht hierbei z.B. um die Reduzierung der 
Parkkapazitäten im öffentlichen Straßenraum, 
z.B. durch Anpassung der Parkdauer und Erhö-
hung von Parkgebühren [15]. Die Dominanz des 
ruhenden Verkehrs im Straßenraum soll somit 
reduziert werden [20]. Auch die effiziente Or-
ganisation des Parkens, z.B. durch Parkleitsyste-
me und digitale Parkplatzbewirtschaftung bzw. 
Smart Parking, ist Gegenstand der Planungsdo-
kumente [4, 14, 18].

Ein mehrfach verfolgter Ansatz sind sogenann-
te Quartiersgaragen für das dezentrale, aber 
wohnungsnahe Bewohnerparken [12, 20–22]. 
Durch vergleichbare Distanzen zur Quartiers-
garage und zur nächsten ÖPNV-Haltestelle, 
sollen die Quartiersgaragen indirekt die ÖPNV-
Nutzung unterstützen und so auf lange Sicht 
den Stellplatzbedarf reduzieren [22]. Das Zu-
kunftsbild im regionalen Nahverkehrsplan sieht 
sogar eine noch weitergehende Reduzierung 
des innerstädtischen Autoverkehrs durch zent-
rale Parkgaragen am Stadtrand vor [5]. In den 
Planungsdokumenten finden aber auch inner-
städtische Parkgaragen [18] und private Tiefga-
ragen Erwähnung [20]. Zudem werden auch im 
Radverkehr Abstellmöglichkeiten benötigt – in 
den Planungsdokumenten thematisiert werden 
Fahrradabstellanlagen (auch für Lastenräder) im 

Neubau [15, 21, 22] sowie an ÖPNV Haltestellen 
[15, 23], an Einzelhandelsstandorten [17, 22] und 
vor öffentlichen Einrichtungen [18, 23]. Darü-
ber hinaus sehen einzelne Planungsdokumente 
Regelungen für Lieferverkehre, z.B. zeitlich be-
schränke Zufahrt oder Ladezonen [17, 22], sowie 
Lkw Stellplätz in Gewerbegebieten vor [3].

Um die bestehende Infrastruktur bestmöglich zu 
nutzen, sind Ansätze der Verkehrssteuerung von 
Bedeutung. Die Planungsdokumente verweisen 
u.a. auf den Einsatz von digitaler Technik zur in-
telligenten Verkehrssteuerung auf der Straße [2, 
4, 5, 10] ebenso wie auf der Schiene [11]. Zwei 
Planungsdokumente empfehlen zudem die Ein-
richtung einer Verkehrsleitzentrale [8, 9]. Hierbei 
geht es u.a. darum, den Verkehrsfluss zu sichern 
sowie Warte- und Suchzeiten zu verringern, um 
Luft- und Lärmbelastungen zu reduzieren [14, 
19]. Darüber hinaus geht es um Verkehrsberu-
higung, z.B. durch gezielte Lenkung des Durch-
gangs- und Schwerlastverkehrs [12, 18–20], so-
wie um Geschwindigkeitsreduzierung, z.B. durch 
Tempo 30 oder verkehrsberuhigte Bereiche [14–
16, 20, 23]. Einzelne Planungsdokumente wei-
sen darauf hin, dass Geschwindigkeitsbegren-
zungen anschließend auch kontrolliert werden 
müssen [14, 16]. Eine Konkurrenz zwischen den 
Verkehrsteilnehmenden zeigt sich u.a. bei dem 
Thema der Steuerung von Lichtsignalanlagen. 
Ein Planungsdokument fordert die Optimierung 
von Lichtsignalanlagen für den Rad- und Fuß-
verkehr [19], ein anderes die Bevorrechtigung 
des ÖPNV – der Grundsatz lautet hierbei: „das 
Verkehrsmittel, das die meisten Personen pro 
Zeiteinheit über den Querschnitt nutzen, sollte 
grundsätzlich eine höhere Priorität haben“ [11]. 
Auch Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung, z.B. 
Geschwindigkeitsbegrenzungen und Fahrbahn-
verengungen, können nachteilige Auswirkungen 
auf den ÖPNV, insbesondere den Busverkehr, 
haben [11]. Ein besonderes Thema sind die 
Bring- und Holverkehre an Schulen [8, 23].

Auch der Ausbau und die Sanierung der Infra-
struktur des motorisierten Individualverkehrs 
werden in den Planungsdokumenten themati-
siert – allerdings im Vergleich zum Ausbau der 
Rad- und Fußwegenetze in geringerem Umfang. 
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Zunächst einmal geht es in den Planungsdoku-
menten darum, bestehende Straßen zu sanieren 
und zu modernisieren [2, 8, 20] sowie insbe-
sondere bestehende Knotenpunkte, z.B. durch 
Lichtsignalanlagen oder Kreisverkehre, in ihrer 
Leistungsfähigkeit und Gestaltung zu verbes-
sern [8, 15, 17, 18, 20]. Ein weiteres Thema ist 
die Anpassung der Infrastruktur zur Erhöhung 
der Verkehrssicherheit [8, 17]. Straßenneubau 
wird im Zusammenhang mit der Erschließung 
neuer Baugebiete für den Autoverkehr thema-
tisiert [20–22]. Im übergeordneten Straßennetz 
geht es zudem darum, Lücken zu schließen, um 
Umwege zu vermeiden [3, 4, 12]. Darüber hinaus 
werden Umgehungsstraßen vorgesehen, um in-
nerstädtische Straßen insbesondere vom Durch-
gangs- und Schwerlastverkehr zu entlasten [6, 
17]. Bezogen auf die Bundesautobahnen wird 
v.a. der Ausbau von Autobahnkreuzen und An-
schlussstellen thematisiert [2, 8, 10].

Die Neuordnung des ruhenden Verkehrs wird 
in Dokumenten der Siedlungsentwicklung etwa 
doppelt so häufig angesprochen wie in Do-
kumenten der Verkehrsentwicklung. Die Ver-
kehrssteuerung und Verkehrsberuhigung wird 
dagegen überwiegend in Dokumenten der Ver-
kehrsentwicklung thematisiert. Beide Unterkate-
gorien wurden überwiegend in Dokumenten der 
lokalen Handlungsebene codiert. Der Ausbau 
und die Sanierung der Infrastruktur des motori-
sierten Individualverkehrs wird insgesamt deut-
lich seltener angesprochen. Die codierten Text-
stellen sind hier zwischen den Fachrichtungen 
und Handlungsebenen etwa gleich verteilt.

Unterstützung eines emissionsarmen Verkehrs 
und nachhaltigen Mobilitätsverhaltens

Hierunter fallen die Unterkategorien: Einsatz alternativer 
Antriebstechnologien, Mobilitätsmanagement

Ausgehend von politischen Klimaschutzzielen 
[5, 17] und der Debatte um Dieselfahrverbote 
[11], ist der Einsatz alternativer Antriebstechno-
logien – insbesondere Elektromobilität – ein in 
den Planungsdokumenten häufig thematisierter 
Handlungsansatz. Dabei setzt eine umwelt- und 
klimaschonende Elektromobilität der Mobilitäts-

strategie des Landes zufolge die Nutzung und 
den Ausbau erneuerbarer Energien voraus: „Ein 
mit Kohlestrom betriebenes E-Auto verlagert 
nur die Emissionen vom Auspuff zum Schorn-
stein.“ [2] Der Aufbau einer flächendeckenden 
E-Ladeinfrastruktur – für E-Auto und E-Bike – ist 
der in Hinblick auf die Förderung der Nutzung 
von E-Fahrzeugen mit Abstand am häufigs-
ten benannte Aspekt [2, 6, 8, 10, 12, 13, 15–17, 
20–23]. Mehrere Planungsdokumente verweisen 
zudem auf ein E-Auto- und/oder Pedelec-Sha-
ring, z.B. in einer sogenannten eMobilstation [2, 
13, 15, 22]. Einzelne Planungsdokumente beto-
nen den Vorbildcharakter der öffentlichen Ver-
waltung und sehen eine Umstellung öffentlicher 
Fahrzeuge auf Elektromobilität [2, 15] und den 
Ausbau einer Ladeinfrastruktur an öffentlichen 
Einrichtungen für Bedienstete und Besucher*in-
nen vor [2]. 

Als wichtig wird in den Planungsdokumenten 
außerdem die Elektrifizierung im ÖPNV erach-
tet, u.a. durch den Einsatz von Elektrobussen 
und die Elektrifizierung von Bahnstrecken [2, 5, 
13, 15]. Damit soll eine Reduzierung der Lärm-
, Luftschadstoff- und Treibhausgasemissionen 
im ÖPNV erzielt werden [5, 11, 13]. Nur ein Pla-
nungsdokument verweist hierbei explizit auf die 
Nutzung von Strom aus erneuerbaren Energie-
quellen [11]. Auch in Hinblick auf einen emissi-
onsarmen Güterverkehr wird die Elektromobilität 
diskutiert, z.B. mit Oberleitungs-Lkw [2]. Weitere 
Antriebstechnologien werden lediglich am Ran-
de thematisierst – darunter z.B. Wasserstoff, Bio-
gas und Brennstoffzelle [5] sowie Technologien 
zur Rückspeisung von Bremsenergie [11]. 

Um nicht nur die Verkehrsmittel nachhaltiger 
zu gestalten, sondern die Verkehrsnachfrage 
und die Verkehrsmittelwahl zu beeinflussen, 
kommen nachfrageorientierte Ansätze wie das 
Mobilitätsmanagement in Frage. Es geht dabei 
darum, ausgehend von den individuellen Mobi-
litätsentscheidungen die Verkehrsnachfrage zu 
reduzieren und die Wahl nachhaltiger Verkehrs-
mittel zu unterstützen: „Ein Umdenken der Men-
schen bezüglich der Notwendigkeit von Fahrten 
oder der Nutzung alternativer Wegeketten ist 
notwendig.“ [4] Menschen sollen in die Lage ver-
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setzt werden ihr Mobilitätsbedürfnis ohne eige-
nes Auto zu erfüllen und Wege stattdessen mit 
dem für den jeweiligen Weg am besten geeigne-
ten Verkehrsmittel zurückzulegen [21, 22]. In den 
Planungsdokumenten am häufigsten vertreten 
sind zielgruppenspezifische Ansätze, die einer-
seits der bedarfsgerechten Weiterentwicklung 
der Mobilitätsangebote und andererseits der 
Gewinnung neuer Zielgruppen dienen [9, 13].

Einer dieser Ansätze ist das schulische Mobili-
tätsmanagement [8, 9, 13, 22, 23]. Um die Nut-
zung des ÖPNV auf Schulwegen zu unterstüt-
zen, werden z.B. ÖPNV-Tickets für Schüler*innen 
ausgegeben [2, 9], Kompetenzen zur ÖPNV-
Nutzung vermittelt [9, 13] und Schulzeiten an 
ÖPNV-Verbindungen angepasst [9]. Um das 
Radfahren auf Schulwegen zu fördern, werden 
z.B. Schülerradrouten ausgewiesen [8, 9] und 
Aktionen wie das Schulradeln durchgeführt [8]. 
Mobilitätsbildung und Verkehrserziehung sollen 
im Unterricht verankert [8, 13] und eine sichere 
und eigenständige Mobilität von Schüler*innen 
gefördert werden [8, 9]. Ein weiterer Ansatz ist 
das betriebliche Mobilitätsmanagement [8, 9, 
13, 15, 22]. Hierbei setzen Unternehmen und 
öffentliche Arbeitgeber*innen Maßnahmen um, 
um die berufsbedingte Mobilität ihrer Beschäf-
tigten zu reduzieren und zu verbessern [4, 15]. 
Eine beispielhafte Maßnahme sind ÖPNV-Ti-
ckets für Beschäftigte [2].

Mobilitätsmanagement wird aber auch im Zu-
sammenhang mit der Siedlungsentwicklung 
thematisiert [8]. Mehrfach wird die Ansprache 
und Information von Neubürger*innen über das 
lokale Mobilitätsangebot genannt [9, 13, 22]. 

Diese können durch ÖPNV-Tickets für Neubür-
ger*innen [13, 22] sowie Probefahrten bei Sha-
ring-Angeboten ergänzt werden [22]. Auch eine 
Verknüpfung zwischen Wohnen und Mobilität 
wird als möglich erachtet, z.B. über sogenann-
te Mietertickets oder Sharing-Angebote [22]. In 
Bezug auf die breite Bevölkerung werden eine 
aktuelle und kontinuierliche Bereitstellung von 
Informationen zu Mobilitätsangeboten [22, 23] 
sowie die Unterstützung einer nachhaltigen Mo-
bilitätskultur, z.B. durch Marketing [13], Aktio-
nen wie das Stadtradeln [8, 23] sowie Mobilitäts-
feste und Infotage [22, 23] als wichtig erachtet. 
Beispielhafte Maßnahmen sind die Einrichtung 
einer Mobilitätszentrale [13, 21, 22] und die 
Mobilitätsberatung [15]. Spezifische Beratungs-
angebote für Senior*innen, z.B. zur Nutzung des 
ÖPNV, werden in einem Planungsdokument an-
gesprochen [13].

Mit Blick auf die Verteilung der codierten Text-
stellen zwischen den Fachrichtungen ist klar 
erkennbar, dass die Mehrheit der Codierungen 
auf Dokumente der Verkehrsentwicklung entfal-
len. Mit Blick auf die Handlungsebenen sind die 
Unterschiede weniger stark ausgeprägt. Etwas 
mehr Nennungen entfallen hier auf die lokale 
Handlungsebene. Eine Besonderheit ist, dass 
etwa zwei Drittel der mit „Mobilitätsmanage-
ment“ codierten Textstellen auf einen Kreis und 
die diesem Kreis angehörigen Städte entfallen. 
Rechnet man die benachbarte kreisfreie Stadt 
hinzu, sind sogar mehr als 80 % der codierten 
Textstellen abgedeckt. Der Kreis und die kreis-
freie Stadt beteiligen sich gemeinsam an einem 
regionalen Programm zur Förderung betriebli-
chen Mobilitätsmanagements [8, 13].
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Teil B – Herangehensweisen 
an die Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung
In Teil B des vorliegenden Ergebnisberichts erfolgt 
eine Annäherung an die Herangehensweisen an 
die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung. Hierbei 
ist der Entstehungsprozess der ausgewerteten 
Planungsdokumente ebenso von Interesse wie 
Empfehlungen für die weitere Ausgestaltung 
von Planungsprozessen, die in den Planungs-
dokumenten formuliert werden. Im Folgenden 
werden zunächst die in den Planungsdokumen-
ten thematisierten Steuerungsinstrumente der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung vorgestellt 
(siehe Kapitel 5). Anschließend wird auf die in 
den Planungsdokumenten aufgeführten Metho-
den eingegangen (siehe Kapitel 6). Des Weiteren 
werden die Planungsdokumente dahingehend 
eingeschätzt, inwiefern sie Aspekte integrierten 
Handelns aufweisen, d.h. auf die Einbeziehung 
verschiedener Akteur*innen oder eine räumlich 
bzw. thematisch integrierte Betrachtungsweise 
ausgerichtet sind (siehe Kapitel 7).

Die Auswertung fußt auch in diesem Teil der 
Dokumentenanalyse auf den Inhalten der Pla-
nungsdokumente. Angestrebt wird in diesem 
Teil aber weniger eine originalgetreue Wieder-
gabe, als eine theoriegeleitete Systematisierung 
der Inhalte. Auf diese Weise soll das Spektrum 
der praktizierten und empfohlenen Herange-
hensweisen an die Siedlungs- und Verkehrs-
entwicklung abgeschätzt werden. Das Ziel ist es 
dabei nicht, einen exakten Überblick über die 
Verbreitung einzelner Instrumente, Methoden 
oder Akteurskonstellationen zu gewinnen – dazu 
wären andere Erhebungsmethoden eindeutig 
besser geeignet. Vielmehr geht es darum, den 
Möglichkeitsraum abzustecken, in dem sich die 
lokalen und regionalen Planungsakteur*innen in 
ihrer Herangehensweise an die Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung bewegen.
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5 Steuerungsinstrumente 
der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung
Kapitel 5 beschreibt die von den Städten, Krei-
sen und regionalen Akteur*innen angewendeten 
und zur Anwendung empfohlenen Steuerungs-
instrumente. Hierbei wird zwischen „regulativen 
Steuerungsinstrumenten“ (siehe Kapitel 5.1) und 
„konzeptionell-inhaltlichen Steuerungsinstru-
menten“ (siehe Kapitel 5.2) unterschieden. Die 
Aufschlüsselung der Steuerungsinstrumente er-
möglicht eine Einschätzung dahingehend, wel-
che Instrumente bzw. welche Art von Instrumen-
ten für die Siedlungs- und Verkehrsentwicklung 
in den Planungsdokumenten als besonders re-
levant erscheint. Indirekt ergeben sich Hinweise 
darauf, welchen Gestaltungsspielraum und wel-
che Kompetenzen die lokalen und regionalen 
Planungsakteur*innen haben.

5.1 Regulative Steuerungsinstrumente

Die Hauptkategorie „regulative Steuerungs-
instrumente“ umfasst Aussagen, die mit einem 
rechtlich definierten Zwang einhergehen – dabei 
ist nicht die Anwendung verpflichtend, aber aus 
der Anwendung ergibt sich der Zwang ihnen zu 
folgen bzw. die Möglichkeit ein Nicht-Befolgen 
zu sanktionieren. Regulative Steuerungsinstru-
mente können planungsrechtliche Instrumente 
sein, aber auch Ge- und Verbote aus der Stra-
ßenverkehrsordnung, aus Bauordnungen, etc. 
Die Untersuchungsfrage lautete: Welche regula-
tiven Steuerungsinstrumente der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung werden angewendet? 

Die erste Gruppe der regulativen Steuerungs-
instrumente umfasst die formellen Pläne der 
Stadt-, Regional- und Landesplanung. Der Lan-
desentwicklungsplan als der landesweit gültige 
Raumordnungsplan stellt die Grundlage für die 
weiteren Pläne dar und trifft aufgrund eines inte-
grierten Anspruchs, auch den Verkehr betreffend, 
Aussagen zur Raumstruktur und den überregio-
nalen Entwicklungsachsen [1]. Die Regionalpla-
nung wird in der Region Frankfurt Rhein-Main 
durch den Regionalen Flächennutzungsplan ab-

gebildet. Dieser ersetzt die Flächennutzungsplä-
ne in den Kommunen innerhalb seines Geltungs-
bereichs [1, 7]. Er weist u.a. Flächenpotenziale für 
Wohnen und Gewerbe aus, legt Vorrang- oder 
Vorbehaltsgebiete für die Freiraumentwicklung 
fest und trifft Aussagen zur Verkehrsinfrastruktur 
wie S-Bahn-Trassen und schafft damit entschei-
dende Voraussetzungen für die Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung [11, 12, 15, 16, 18, 20, 21]. 
Letztendlich ist allerdings erst der Bebauungs-
plan auf der lokalen Handlungsebene rechtlich 
bindend und kann in Teilen von den anderen 
Plänen abweichen [1]. Häufig wird dieses Inst-
rument der Bauleitplanung mit konkreten Flä-
chen(neu)entwicklungen in den Zusammenhang 
gebracht [12, 15, 16, 18, 20]. Aber auch für die 
Umsetzung von Nutzungsmischung wird der Be-
bauungsplan als geeignet erachtet [16, 18].

Die zweite Gruppe stellen die Instrumente des 
kommunalen Bodenmanagements dar. Zur 
Flächenentwicklung – meist in Verbindung mit 
einem Bebauungsplan – finden sich demgemäß 
Instrumente wie Umlegungsverfahren, die zur 
geeigneten Neuarrondierung von Grundstü-
cken dienen [16, 18, 20] sowie städtebauliche 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen [1, 
10]. Hinzu kommen städtebauliche Verträge, 
die eine gemeinsame Entwicklung von Flächen 
zwischen öffentlich-rechtlichen und privaten 
Akteuren ermöglichen [3, 16, 20]. Darüber hin-
aus bieten aber auch Vorkaufsrechte neben dem 
Grunderwerb eine weitreichendere Möglichkeit 
der öffentlichen Hand, Grundstücke zu erwer-
ben und im eigenen Sinne zu entwickeln [10, 
16, 18, 22]. Es handelt sich dabei entweder um 
einen kommunalen Zwischenerwerb oder eine 
längerfristige Bodenbevorratung [10, 16]. Als 
Instrument zur geeigneten Verwaltung und Wei-
terentwicklung des Portfolios von Grundstücken 
werden Liegenschaftsfonds benannt [10]. Wenn 
Grundstücke von der öffentlichen Hand wieder 
an den freien Markt veräußert werden, wird sich 
teilweise das Instrument der Konzeptvergabe 
zunutze gemacht, welche eine sozialgerechte 
Stadtentwicklung entgegen von Spekulationen 
vorantreiben soll [16, 18, 21]. Alternativ oder er-
gänzend dazu, wird vereinzelt im Rahmen der 
Erbpachtregelung eine zeitliche Befristung der 
Veräußerung vertraglich festgelegt [15]. 
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Des Weiteren sind die Instrumente des Umwelt- 
und Naturschutzes ausgemacht worden. In Be-
zug auf die Siedlungsentwicklung wird neben 
dem Flächennutzungsplan auch auf die Aus-
sagen des Landschaftsplans verwiesen [15, 20, 
21]. Vor dem Hintergrund der Zielsetzung einer 
geringeren Flächeninanspruchnahme, spielen 
auch naturschutzrechtliche Ausgleichs- und Er-
satzmaßnahmen eine wichtige Rolle, um bei der 
Neuentwicklung von Baugebieten entstehende 
Beeinträchtigungen gemäß rechtlicher Vorga-
ben zu kompensieren [3, 20, 21]. Stärker die Ver-
kehrsentwicklung betreffend, werden Lärmmin-
derungs- und Lärmaktionspläne eingesetzt, um 
die von verschiedenen Verkehrsträgern verur-
sachten Belastungen den rechtlichen Vorgaben 
entsprechend zu reduzieren [2, 16]. 

Weitere regulative Steuerungsinstrumente der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung sind kom-
munale Satzungen. Während Gestaltungssat-
zungen dabei v.a. auf eine qualitativ hochwertige 
Ausgestaltung des öffentlichen Raums abzielen, 
sollen vereinzelt erwähnte Milieuschutzsatzun-
gen einer Verdrängung der ansässigen Wohnbe-
völkerung entgegenwirken [3, 10, 18]. Darüber 
hinaus werden im Verkehrsbereich v.a. Stellplatz-
satzungen und selten Straßenreinigungssatzun-
gen aufgeführt, die auf der Ebene der Stadt oder 
eines Quartiers, nicht nur Aussagen zur Herstel-
lung von Pkw-Stellplätzen treffen, sondern auch 
bspw. für Fahrradabstellanlagen [8, 10, 15, 18, 21, 
22]. Das zentrale Steuerungsinstrument für die 
Verkehrsentwicklung bleibt allerdings grundle-
gend der Nahverkehrsplan, welcher die Entwick-
lung des öffentlichen Verkehrs beinhaltet [2, 5, 9, 
11, 13]. Für die größeren Infrastrukturvorhaben 
ist zudem das Planfeststellungsverfahren das 
ausschlaggebende Instrument zur entsprechen-
den Genehmigung [3, 17, 20]. 

5.2 Konzeptionell-inhaltliche Steuerungsins-
trumente

Die Hauptkategorie „konzeptionell-inhaltliche 
Steuerungsinstrumente“ umfasst Aussagen, die 
Instrumente mit einem informellen und nicht 
bindenden Charakter beschreiben und sich über-
wiegend in entsprechenden Konzepten oder 

Leitlinien verorten lassen. Sie unterscheiden sich 
demgemäß von den regulativen Steuerungs-
instrumenten. Die Untersuchungsfrage lautete: 
Welche konzeptionell-inhaltlichen Steuerungs-
instrumente der Siedlungs- und Verkehrsent-
wicklung werden angewendet?

Eine Gruppe von konzeptionell-inhaltlichen 
Steuerungsinstrumente umfasst die integrierten 
Entwicklungskonzepte, die auf unterschiedli-
chen räumlichen Ebenen vorhanden sind. Ent-
wicklungskonzepte auf der regionalen Ebene 
zielen v.a. auf eine nachhaltige und integrierte 
Raumentwicklung von Regionen oder Kreisen 
ab [1, 3, 4, 6]. Auf der städtischen Ebene werden 
ebenfalls thematisch breit gefächerte Aussagen 
zur zukünftigen Stadtentwicklung getroffen, aus 
deren gemeinsamer Betrachtung Zusammen-
hänge identifiziert werden, um der Komplexi-
tät der Vielzahl von Themenfeldern gerecht zu 
werden [11, 15–18]. Kennzeichnend ist dabei 
auch, dass diese Konzepte weiterentwickelt wer-
den können und - sofern sie kommunalpolitisch 
beschlossen wurden – auch beim Einsatz regu-
lativer Steuerungsinstrumente wie dem Bebau-
ungsplan berücksichtigt werden [15, 16]. Teils 
wird eine Notwendigkeit einer teilräumlichen 
Spezifikation dieser Konzepte für Quartiere oder 
Zentren als ebenfalls integrierte Entwicklungs-
konzepte identifiziert und vorgenommen [6, 10, 
12, 16]. 

Außerdem umfassen die Steuerungsinstrumente 
im konzeptionell-inhaltlichen Bereich die Aspek-
te Städtebau und Gestaltung. Anders als eine 
rechtlich bindende Gestaltungssatzung [21] gibt 
es hier Gestaltungsleitlinien [9, 14], Gestaltungs-
handbücher [15, 21] oder Gestaltungsfibeln [18] 
mit einem informellen Charakter, die gleicher-
maßen eine einheitliche Gestaltungsqualität im 
öffentlichen Raum sicherstellen sollen. Weiterhin 
eröffnen Instrumente wie Ideen- oder Realisie-
rungswettbewerbe und städtebauliche Wettbe-
werbe die Möglichkeit, durch Beteiligung von 
Bürger*innen die Ideenvielfalt zu erhöhen, ver-
schiedene Varianten zu erproben und im End-
effekt zur Aufwertung bestimmter Teilräume 
konzeptionell beizutragen [3, 4, 15, 16, 18, 21]. 
Ähnlich wie die Entwicklungskonzepte werden 
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lungs- und Verkehrsentwicklung insbesondere 
hinsichtlich des Natur- und Umweltschutzes be-
inhalten [12, 15, 16, 18]. Zwar sind Aussagen zu 
den Instrumenten der Schul-, Kita- und Sport-
entwicklungskonzepte nur in Dokumenten der 
Siedlungsentwicklung vorhanden, jedoch adres-
sieren diese unter dem Gesichtspunkt der Da-
seinsvorsorge auch verkehrsplanerisch relevante 
Erreichbarkeiten dieser Einrichtungen [1, 6, 12, 
15, 16]. Die Wohnbaukonzepte und wohnungs-
politische Leitlinien umfassen hingegen ledig-
lich Implikationen für die Siedlungsentwicklung, 
werden nichtsdestotrotz auch in Dokumenten 
der Verkehrsentwicklung aufgeführt [10, 11, 15]. 
Dies gilt gleichermaßen für das Instrument der 
Gewerbeentwicklungs- und Einzelhandelskon-
zepte [1, 10, 16, 18, 20]. 

Für die Erstellung oder die Umsetzung der auf-
geführten Vielfalt der konzeptionell-inhaltlichen 
Steuerungsinstrumente der Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung sind Fördermittel bedeutsam. 
Im Verkehrsbereich sind die Förderung für die 
Erstellung von Konzepten, die wiederum teils 
selbst Grundlage für die Beantragung von För-
dermitteln sind, für die Verkehrsinfrastruktur 
und für die Verkehrsträger, wie bspw. Busse 
wichtig [2, 4, 5, 8, 11, 23]. Für den Bereich der 
Siedlungsentwicklung ist v.a. die Städtebauför-
derung als wesentliches Instrument zur Finan-
zierung genannt. Hierbei geht es vorrangig um 
die Entwicklung von sozialer und technischer 
Infrastruktur, um Stadterneuerung und die Ent-
wicklung von Stadtteilen, um die Aufwertung 
von Zentren sowie um zielgruppenspezifische 
Wohnraumentwicklung  [3, 10, 12, 15–18, 21]. 
Weitere, stärker umsetzungsorientierte, inhalt-
lich-konzeptionellen Instrumente sind Modell-
vorhaben und Pilotprojekte. Diese beziehen sich 
vorrangig auf die Erprobung von neuen Mobili-
tätsformen in unterschiedlich dimensionierten 
räumlichen Testfeldern [1, 2, 5, 8, 10, 11, 14, 18, 
22, 23]. Im Bereich der Siedlungsentwicklung 
sind prioritär Experimente zu neuen Wohnfor-
men zu nennen [1, 12, 15].

Instrumente wie städtebauliche Rahmenpläne 
für die zukünftige Entwicklung eingesetzt und 
können kleinräumig durch städtebauliche Kon-
zepte konkretisiert werden, allerdings beziehen 
sich diese eher auf bestimmte Flächen und wei-
sen einen stärker städtebaulichen Fokus auf [18, 
20].  

Für die Verkehrsentwicklung kann der Großteil 
der konzeptionell-inhaltlichen Steuerungsinst-
rumente unter dem Begriff der Mobilitätskon-
zepte zusammengefasst werden.  Als ganzheitli-
cher und integrierter Rahmen wird dabei v.a. auf 
Mobilitäts- bzw. Verkehrskonzepte gesetzt, um 
auf regionaler bzw. lokaler Ebene ein nachhal-
tiges und stadtverträgliches Verkehrssystem zu 
gewährleisten [2, 9, 14, 15, 18, 19, 23]. Konkreti-
siert werden können deren Aussagen weiterhin 
durch Konzepte für die Nahmobilität oder expli-
zit den Radverkehr, welche als wichtige Instru-
mente zur Stärkung der jeweiligen Verkehrsarten 
angesehen werden und Standards, Prioritäten 
und Maßnahmen enthalten können [6, 13, 15, 
16, 18, 23]. Die Nahmobilitätschecks werden zu-
dem als neuartiges Instrument des Landes hier-
für vorgesehen [2, 8, 23]. Darüber hinaus sind 
spezifischere Konzepte wie bspw. für den Halte-
stellenausbau, für das Verkehrs- und Mobilitäts-
management (insbesondere für Schulen), für die 
Barrierefreiheit und zum Thema Multimodalität 
stärker handlungsbezogen formuliert [4, 8–11, 
13, 23]. Zur Steuerung des ruhenden Verkehrs 
kann sich zudem das Instrument des Parkraum-
konzepts zunutze gemacht werden [15, 18, 21, 
22]. 

Auch Aussagen aus anderen Themenbereichen 
sind für eine integrierte Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung bedeutsam, weshalb weitere 
themenspezifische Konzepte als Instrumente 
betrachtet werden. Zuerst sind damit die Kli-
maschutz- bzw. Klimaanpassungskonzepte ge-
meint, in denen Stadtentwicklung und Mobilität 
meist eigene Themenfelder darstellen [2, 6, 10, 
16, 18, 23]. Ebenfalls können Grün- und Frei-
raumkonzepte wichtige Aussagen für die Sied-
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6 Methoden der Siedlungs- 
und Verkehrsentwicklung
Kapitel 6 beschreibt die von den Städten, Kreisen 
und regionalen Akteuren angewendeten und 
zur Anwendung empfohlenen Methoden. Hier-
bei wird zwischen „Erhebungsmethoden“ (siehe 
Kapitel 6.1), „Analysemethoden“ (siehe Kapitel 
6.2) sowie „Bewertungsmethoden“ (siehe Kapi-
tel 6.3) unterschieden. Die Aufschlüsselung der 
Erhebungs-, Analyse- und Bewertungsmetho-
den ermöglicht eine Einschätzung dahingehend, 
welche Methoden bzw. welche Arten von Me-
thoden für die Siedlungs- und Verkehrsentwick-
lung in den Planungsdokumenten als besonders 
relevant erscheinen. Indirekt ergeben sich Hin-
weise darauf, welche Fähigkeiten die lokalen und 
regionalen Planungsakteur*innen haben.

6.1 Erhebungsmethoden

Die Hauptkategorie „Erhebungsmethoden“ um-
fasst Aussagen, die die methodische Herange-
hensweise zur Datenerhebung in den ausge-
werteten Planungsdokumenten beinhalten. Die 
Untersuchungsfrage lautete: Welche Methoden 
finden zur Erhebung von Daten Anwendung?

Für die Erstellung der untersuchten Planungs-
dokumente wurde zumeist grundlegend auf 
verschiedene Formen der Dokumenten-, Litera-
tur- und Medienrecherche zurückgegriffen. Hier 
kamen Methoden wie Internet- und Pressere-
cherche, statistische Auswertungen, Luftbildaus-
wertungen sowie Auswertungen vorhandener 
Dokumente wie Zukunftsstudien, Analysen und 
Berichte, Konzepte usw. zum Einsatz [3, 4, 11, 15, 
17]. Ergänzend wurde in Dokumenten der Sied-
lungs- und Verkehrsentwicklung gleichermaßen 
auf Vor-Ort-Begehungen und Exkursionen ge-
setzt, um weitere Informationen zu erheben [8, 
15, 17, 18, 23]. Nicht selten erfolgte dies zeit-
gleich als eine Form der Bürger*innenbeteili-
gung, wobei durch entsprechende Rundgänge 
mit Kindern, Anwohner*innen oder Expert*innen 
zusätzliche Erfahrungswerte eingeholt wurden 
[18, 23]. 

Der Großteil der Erhebungsmethoden beruht 
aus ebendiesen Gründen auf der Interaktion 
mit Bürger*innen und Expert*innen. Gängige 
Beteiligungsformate waren Bürgerforen oder 
Planungswerkstätten, die durch ihre dialogori-
entierte Ausgestaltung zu neuen Erkenntnissen 
führten [4, 6, 8, 10, 14–18, 23]. Während diese 
überwiegend für die Bürger*innenbeteiligung 
ausgelegt waren, so stellten die Fachforen und 
Expert*innenworkshops das methodische Pen-
dant für die Beteiligung von Expert*innen dazu 
dar [4, 6, 8, 12, 23]. Zusätzlich stellten Fachge-
spräche mit Kommunen sowie Expert*innenbe-
fragungen von einschlägigen Akteuren weitere 
wichtige Erhebungsmethoden für vorhandenes 
Expertenwissen dar [2–4, 6]. In Dokumenten 
der Verkehrsentwicklung wurden zudem weite-
re Befragungsmethoden von Nutzer*innen und 
Haushalten eingesetzt, um Mobilitätsverhalten 
oder Zufriedenheit mit bestehenden Angeboten 
besser erfassen zu können [11, 13, 19, 23]. Im 
Bereich der Siedlungsentwicklung beschränken 
sich derartige Befragungen vereinzelt auf Leit-
bildprozesse oder Wohnzufriedenheit [15, 23].

Des Weiteren kommen im Verkehrsbereich Me-
thoden wie Mängelkatastern, Verkehrserhebun-
gen und Verkehrszählungen zur Anwendung. 
Erstere beziehen sich v.a. auf die zielgerichtete 
Erfassung von Verkehrsinfrastruktur, während 
letztere eher auf die Erfassung des Verkehrsflus-
ses abzielen [3, 8, 9, 11, 13–15, 18–20, 22, 23]. 
Die erhobenen Daten sind nur selten auch für 
die Siedlungsentwicklung relevant [3]. 

6.2 Analysemethoden

Die Hauptkategorie „Analysemethoden“ umfasst 
Aussagen, die die methodische Herangehens-
weise zur Analyse erhobener oder bestehender 
Daten bzw. Informationen beschreiben. In Ab-
grenzung zu den Bewertungs- und Prognose-
methoden unterscheiden sich diese Methoden 
durch einen weniger stark ausgeprägten norma-
tiven Charakter. Die Untersuchungsfrage lautete: 
Welche Methoden finden zur Analyse von Daten 
bzw. Informationen Anwendung?
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In der Siedlungsentwicklung kommt die Metho-
de des Siedlungsflächen- und Wohnraummoni-
torings zum Einsatz, um einerseits vorhandene 
Flächenpotenziale kontinuierlich einzuschätzen 
und andererseits, um im Bestand einer Verdrän-
gung vulnerabler Bevölkerungsteile zunächst 
durch fachliche Beobachtung entgegenzuwirken 
[3, 6, 10, 15, 16]. Hinzu kommen weitere Ana-
lysemethoden auf siedlungsstruktureller Ebene 
unter raumordnerischen Gesichtspunkten sowie 
auf der kleinräumigeren städtebaulichen Ebene, 
bspw. von bestehenden Nutzungen oder zur 
Identifizierung von spezifischen Flächenpoten-
zialen [1, 12, 15, 17, 18]. 

Demgegenüber wird in Dokumenten der Ver-
kehrsentwicklung auf Analysemethoden wie 
Verkehrsmodelle bzw. -modellierungen gesetzt, 
die verkehrsträgerübergreifende Analysen und 
teils auch Bewertungen von Maßnahmen er-
lauben und das Verkehrsmanagement regional 
und lokal verbessern können [2, 4, 8, 11, 19, 
20]. Ferner sind auch Wegenetz- und Erreich-
barkeitsanalysen als gängige Analysemethoden 
in den untersuchten Planungsdokumenten zu 
identifizieren, die v.a. (Erreichbarkeits-) Lücken 
im Bestand herausstellen [1, 4, 11, 16, 18, 23]. 
Diese Methoden werden dann für die Siedlungs-
entwicklung relevant, wenn Wohnbaupotenziale 
oder die (öffentliche) Raumgestaltung von We-
gen und Netzen Gegenstand von Analysen sind 
[11, 18]. 

Analysemethoden, die für beide Bereiche wich-
tige Implikationen aufweisen sind v.a. der Be-
darfsermittlung und den Prognosen zuzuordnen. 
Demgemäß weisen v.a. Bevölkerungsprognosen 
und Bevölkerungsvorausberechnungen wichti-
ge Implikationen für die zukünftige Anzahl von 
Wohneinheiten und damit verbundener Bedarfe 
sozialer Infrastruktur oder die Auslastung von 
Verkehrsinfrastrukturen auf [1, 3, 4, 8, 11, 15, 16, 
20, 23]. Eher spezifischere Machbarkeitsstudien 
bieten für bereits geplante Vorhaben wichtige 
Analysemöglichkeiten bezüglich der potenziel-
len Schwierigkeiten in der Umsetzung oder zu 
erwartenden Effekte nach der Realisierung und 
konzentrieren sich zumeist auf den Verkehrs-
bereich [4, 5, 8, 11, 13, 15, 16, 18, 21]. Weitere, 
eher seltener angewendete, Analysemethoden 

adressieren klimatische Untersuchungen bzw. 
CO2-Bilanzierung bspw. von Bebauungsplänen 
oder Verkehrsunternehmen [6, 10, 13]. 

6.3 Bewertungsmethoden

Die Hauptkategorie „Bewertungsmethoden“ 
umfasst Aussagen, die die methodische Heran-
gehensweise zur Bewertung erhobener oder be-
stehender Daten bzw. Informationen beinhalten 
sowie teils einen dadurch begründeten anti-
zipatorischen Charakter aufweisen können. Die 
Untersuchungsfrage lautete: Welche Methoden 
finden zur Bewertung von Daten bzw. Informa-
tionen Anwendung?

Für eine thematisch breit angelegte Bewertung 
von verschiedenen Themenfeldern wird in meh-
reren Planungsdokumenten auf eine Analyse 
von Stärken und Schwächen sowie von Chancen 
und Risiken (SWOT-Analyse) gesetzt [17, 18, 23]. 
Teils wurden hier die Ergebnisse anderer an-
gewendeter Methoden zusammengefasst [17]. 
Während dies überwiegend in den Dokumen-
ten der Siedlungsentwicklung zur Bewertung 
genutzt wird, erfolgt in den Dokumenten der 
Verkehrsentwicklung eher eine Kosten-Nut-
zen-Bewertung. Vor dem Hintergrund der Wirt-
schaftlichkeit, insbesondere des ÖPNV, und der 
entsprechend notwendigen Maßnahmen findet 
diese Methode Anwendung [4, 11, 13, 19]. Wei-
terhin dienen Leistungsfähigkeitsberechnungen 
zur quantitativen Abschätzung von Veränderun-
gen für den motorisierten Individualverkehr, die 
aus Vorhaben mit Einfluss auf den Verkehrsfluss 
entstehen können [19, 20, 22]. 

Zur Bewertung von bereits umgesetzten bzw. 
noch andauernden Konzepten und Maßnahmen 
werden v.a. Evaluationen und Monitoring (teils 
auch Controlling) als Methoden herangezo-
gen [4, 8, 10–13, 15–17]. Beide sollen einerseits 
durch eine kritische Untersuchung und Bewer-
tung des Fortschritts die Umsetzung begleiten 
[11, 13, 15, 17]. Andererseits sollen dadurch ggf. 
erforderliche Anpassungen an Maßnahmen vor-
genommen werden und die Konzepte auf die-
ser Grundlage durch etwaige Fortschreibungen 
aktuell bleiben [10, 12, 15, 16]. Nicht selten soll 
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die Ergebnisdarstellung dabei in einem geson-
derten Bericht erfolgen [10, 13]. Hinzu kommen 
Wirkungsabschätzungen von Zielen, Instrumen-
ten und Maßnahmen, bspw. auf unterschiedliche 
Zielgruppen oder die Umwelt, als prognostische 
Methoden in den untersuchten Planungsdoku-
menten [4, 9, 11, 14–16]. 

Darüber hinaus dienen Szenarien und Zukunfts-
bilder als prognostische Methoden einer trans-
parenten Darstellung der angestrebten Ziele 
und zeigen wünschenswerte oder mögliche Ent-
wicklungen in der Zukunft auf, um verschiedene 
Handlungsoptionen aufzuzeigen und diese glei-
chermaßen diskutieren zu können [6, 7, 11, 15, 
19]. Weiterführend werden auch Potenzialana-
lysen für verfügbare Flächen oder im Verkehrs-
bereich für Korridore und Verkehrsträger und 
Verkehrskorridore angewendet [3, 4, 8, 11, 19]. 
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7 Aspekte integrierten 
Handelns
Kapitel 7 stellt dar, inwiefern die Städte, Kreise 
und regionalen Akteure im Umgang mit der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung eine inte-
grierende Perspektive einnehmen. Hierbei wird 
zwischen einer „akteursbezogenen Integration“ 
(siehe Kapitel 7.1), einer „räumlichen Integra-
tion“ (siehe Kapitel 7.2) und einer „thematische 
Integration“ (siehe Kapitel 7.3) unterschieden. 
Die Auseinandersetzung mit den drei Aspek-
ten integrierten Handelns soll es ermöglichen, 
die Herangehensweisen an die Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung näher zu charakterisieren. 
Indirekt lassen sich auch Rückschlüsse auf die 
Fähigkeiten der lokalen und regionalen Pla-
nungsakteur*innen schließen, z.B. in Hinblick auf 
eine Bereitschaft zu Zusammenarbeit und Parti-
zipation oder die Fähigkeit über Themen- und 
Gemeindegrenzen hinweg zu denken.

7.1 Akteursbezogene Integration

Die Hauptkategorie „akteursbezogene Integra-
tion“ umfasst Aussagen, die auf die Beteiligung 
verschiedener Akteursgruppen in Planungspro-
zessen verweisen. In Abgrenzung zu den „Ziel-
gruppen“ (3.2) geht es hier um die Einbeziehung 
verschiedener Akteursgruppen in Planungspro-
zesse, z.B. in den Erarbeitungsprozess des je-
weiligen Planungsdokuments, und nicht um die 
inhaltliche Ausrichtung der Planung an den Be-
dürfnissen der jeweiligen Personengruppe. Die 

Untersuchungsfrage lautete: Welche Akteur*in-
nen werden bzw. wurden in den Planungsprozess 
einbezogen? Die acht am häufigsten genannten 
Akteursgruppen sind in Abb. 9 abhängig von der 
Häufigkeit der Nennung dargestellt.

Die drei am häufigsten in den Planungsprozes-
sen einbezogenen Akteursgruppen sind die Be-
wohner*innen, die öffentliche Verwaltung und 
politische Gremien. Häufig ist ganz allgemein 
von einer Zusammenarbeit von Politik, Verwal-
tung und Zivilgesellschaft bzw. Bevölkerung [10, 
15, 17, 18, 21] oder der Zusammenarbeit von öf-
fentlichen und privaten Akteuren die Rede [10, 
14]. Die Beteiligung der Bewohner*innen wird in 
vielen Planungsdokumenten als wichtig heraus-
gestellt [2, 4, 6, 8–10, 12, 14–18, 21]. Teilweise 
wird lediglich auf Stellungnahmen im Rahmen 
formeller Beteiligungsschritte verwiesen [1]. In 
einigen Planungsdokumenten werden darüber 
hinaus gehende Beteiligungsformate beschrie-
ben, z.B. Dialogveranstaltungen und Stadtforen 
[10, 13, 15, 16] sowie aufsuchende Beteiligungs-
formate in Stadtteilen oder Schulen [16, 17]. Als 
Bevölkerungsgruppen besonders hervorgeho-
ben und gesondert adressiert werden insbe-
sondere Jugendliche [6, 15–17] und Kinder [17]. 
Vereinzelt sind auch Verkehrsteilnehmende, z.B. 
die Nutzer*innen von Radschnellwegen, als zu 
beteiligende Gruppen benannt [4, 15]. In einem 
Fall wird auch die Beteiligung von Bewohner*in-
nen an der Umsetzung von Maßnahmen ange-
sprochen, z.B. in Form von Pflegepatenschaften 
für öffentliche Grünflächen [16].

Abbildung 9: Codewolke für die Hauptkategorie akteursbezogene Integration (eigene Darstellung mit MaxQDA)
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Die Beteiligung der öffentlichen Verwaltung be-
zeichnet z.B. die Beteiligung von Städten und 
Gemeinden im Rahmen der überörtlichen Pla-
nung [1, 3, 4, 6, 7, 9, 11, 13] oder die fach- und 
abteilungsübergreifende Abstimmung innerhalb 
eines Verwaltungsorgans [4, 6, 10, 11, 13, 15, 16, 
20, 23]. Darüber hinaus ist die Beteiligung ande-
rer Gebietskörperschaften ist in vielen Planungs-
prozessen vorgeschrieben [7, 9, 11]. Mehrfach 
wird auf vorgelagerte und frühzeitige Austausch-
formate verwiesen [7, 9]. Ebenfalls benannt wird 
die Einbeziehung von Einrichtungen des Landes, 
wie der Landesstraßenbaubehörde [20, 23]. Die 
Beteiligung politischer Gremien bezeichnet die 
Einbeziehung von Regionalversammlung und 
Verbandskammer auf regionaler Ebene [3, 4], 
der politischen Entscheidungsträger*innen auf 
kommunaler Ebene [7, 8, 15–17, 19, 23] sowie 
der fachlich zuständigen Ausschüsse [7]. Häufig 
ist einfach von der Einbeziehung der Politik die 
Rede [5, 8–10, 15, 17, 18]. (Kommunal-) politi-
sche Beschlüsse sind ein zentraler Referenzpunkt 
[4, 10–12, 14, 16, 19–21]. In einzelnen Fällen wird 
auch auf Koalitionsverträge [23], Anträge einzel-
ner Parteien [18] und den allgemeinen politi-
schen Willen [4] verwiesen.

Häufig genannte Akteursgruppen sind zudem 
fachliche Expert*innen [6, 10, 15] sowie zivilge-
sellschaftliche Organisationen und Verbände [2, 
4, 8–11, 15, 16]. Expert*innen werden im Zuge 
von Planungsverfahren z.B. einbezogen, um 
Handlungserfordernisse einzuschätzen [3, 19] 
oder zukünftige Entwicklungen abzuschätzen [2, 
15]. In mehreren Planungsdokumenten tragen 
Expert*innen, z.B. im Rahmen eines Fach- oder 
Expert*innenbeirats, Wissen und Kompetenzen 
bei [4, 9, 12]. In einem Fall wird eine kontinu-
ierliche wissenschaftliche Begleitung des Pla-
nungsprozesses benannt [8]. Auch beauftragte 
Planungsbüros nehmen die Rolle von Expert*in-
nen ein [16, 17, 19]. Bei der Beteiligung zivilge-
sellschaftlicher Organisationen und Verbände 
stehen die verkehrsbezogenen Verbände im 
Vordergrund, darunter ADAC [2], ADFC [4, 8, 23], 
VCD [2, 4] und Fuss e.V. [4]. Aber auch Umwelt- 
und Naturschutzverbände [15, 20], Verbände der 
Wohnungswirtschaft [10], lokale Initiativen und 
Vereine [12, 15, 18, 23], Schüler- und Elternver-
tretungen [18, 23] und Kulturschaffende [10, 16] 

werden benannt. Eine besondere Stellung neh-
men zudem Behindertenbeauftragte und -bei-
räte [6, 9, 11] sowie Seniorenbeiräte ein [23].

Darüber hinaus werden Verkehrsunternehmen 
und Mobilitätsdienstleister [2–5, 8, 14], die loka-
le bzw. regionale Wirtschaft, z.B. in der Region 
ansässige Unternehmen, Gewerbetreibende und 
Landwirte [3, 8, 10, 15–17, 19] sowie private Ei-
gentümer*innen und Investor*innen [10, 11, 16] 
als Akteursgruppen benannt, die in Planungs-
prozessen einbezogen werden. Insbesondere 
bei den Nahverkehrsplänen ist eine Beteiligung 
der Verkehrsunternehmen sowie der Industrie- 
und Handelskammern vorgeschrieben [7, 9, 11, 
13]. Interessant ist die Rolle der Verkehrsverbün-
de, die einerseits die lokalen Gestaltungsspiel-
räume einschränken [11] andererseits aber als 
sogenannte „multioptionale Mobilitätsanbieter“ 
[2] die Dienstleistungen verschiedener Anbieter 
verknüpfen [2, 5]. 

Die meisten Textstellen entfallen auf Dokumen-
te der Siedlungsentwicklung und der lokalen 
Handlungsebene, also v.a. integrierte Stadtent-
wicklungskonzepte, in denen der Dreiklang aus 
Bewohner*innen, Politik und Verwaltung beson-
ders präsent ist. Insgesamt unterscheidet sich 
die Einbeziehung der Akteursgruppen zwischen 
den Fachrichtungen und Handlungsebenen aber 
nur geringfügig. Eine Ausnahme stellen die Ver-
kehrsunternehmen und Mobilitätsdienstleister 
dar, die in Dokumenten der Verkehrsentwick-
lung erwartungsgemäß deutlich häufiger einbe-
zogen werden und hier v.a. in solchen der über-
örtlichen Handlungsebene. 

7.2 Räumliche Integration

Die Hauptkategorie „räumliche Integration“ um-
fasst Aussagen, die auf eine räumlich integrierte 
Sichtweise auf bzw. Herangehensweise an die 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung schließen 
lassen. Räumliche Integration bezeichnet dabei 
insbesondere das Denken und Handeln über 
administrative Grenzen hinweg. Von besonde-
rem Interesse sind dabei Formen der gemeinde-
übergreifenden Zusammenarbeit. Hierbei wird 
zwischen regionalen, interkommunalen und 
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überregionalen Ansätzen unterschieden. Die 
Untersuchungsfrage lautete: Inwiefern wird die 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung über Ge-
meindegrenzen hinweg gestaltet?

Die Untersuchungsregion ist eine polyzentrale 
Stadt- bzw. Metropolregion. In den Planungsdo-
kumenten wird das Zentrum der Region als  „Im-
pulsgeber“ [1] und „Schrittmacher“ [10] bezeich-
net. Das Umland soll von der Ausstrahlungskraft 
dieses Zentrums profitieren [1, 10]. Die zahlrei-
chen Mittelzentren haben dem gegenüber eine 
ergänzende und mit Blick auf das Wachstum 
entlastende Funktion [1, 10]. Aus Sicht der zen-
tralen kreisfreien Stadt können „die Herausfor-
derungen eines weiteren Stadtwachstums […] 
nur als regionale Aufgabe sinnvoll gestaltet wer-
den.“ [10] Auch die Kreise und mehrere kreis-
angehörige Städte verstehen sich explizit als Teil 
der Region [6, 8, 15, 16]. Hierbei wird die Lage in 
der Region als Vorteil beschrieben [15, 16], aber 
auch auf eine Konkurrenz zwischen den Städten 
innerhalb der Region verwiesen [10, 20].

Die ausgewerteten Planungsdokumente unter-
streichen die Notwendigkeit einer regionalen 
Gestaltung der Mobilitäts- und Verkehrsentwick-
lung [4, 13] sowie der Stadtentwicklung insbe-
sondere in Hinblick auf die Wohnraumentwick-
lung [6, 10]. Das Leben in der Region ist durch 
eine „stadtregionale Alltagsrealität“ geprägt, z.B. 
arbeiten die Menschen im Oberzentrum und er-
holen sich in der Region [10]. Einpendler*innen, 
die im Oberzentrum arbeiten, kommen über-
wiegend aus der Metropolregion [11], aber auch 
über die Grenzen der Region hinaus findet Mo-
bilität statt [5]. Zudem sind verkehrliche Auswir-
kungen großer Gewerbeansiedlungen ebenso 
wie die Belastungen, die vom Flughafen ausge-
hen, regional zu betrachten [3, 10]. 

Aus der starken regionalen Verflechtung ergibt 
sich ein hohes Erfordernis überörtlicher Zusam-
menarbeit. So soll eine stärkere regionale Zusam-
menarbeit in der Siedlungs- und insbesondere 
der Wohnraumentwicklung deren strategische 
Ausrichtung stärken und die tatsächliche bau-
liche Entwicklung von Flächen unterstützen [10]. 
Beispiele für eine regionale Zusammenarbeit 

im Verkehrsbereich sind regionale Radschnell-
wege [1, 10, 16], regionale Schienenwege [10, 
15], regionale Buslinien [9], ein regionales Ver-
kehrsmanagement zur verträglicheren Abwick-
lung des Verkehrs [9, 10], regionale Konzepte zu 
Park+Ride und zum Ausbau von Haltestellen [9, 
11]. Darüber hinaus werden regionale Einzelhan-
delskonzepte als wichtig erachtet [1].

Zentrale Institution für die regionale Zusam-
menarbeit ist der Regionalverband. Während 
der Regionalverband mit dem regionalen Flä-
chennutzungsplan die Regionalplanung ver-
antwortet, besteht in der Verkehrsplanung keine 
entsprechende regionale Planungskompetenz 
[4]. Der Regionalverband beschreibt seine Rolle 
in der Mobilitäts- und Verkehrsentwicklung in 
erster Linie als Unterstützer der Kommunen und 
tritt ein für „maßgeschneiderte Lösungen, ein-
gebettet in einen regionalen Kontext“ [4]. Eine 
konsistente regionale Entwicklung im ÖPNV 
wird zudem durch das Gegenstromprinzip bei 
der Entwicklung von Nahverkehrsplänen, d.h. 
die gegenseitige Bezugnahme zwischen lokalen 
und regionalen Nahverkehrsplänen, gesichert [5, 
7, 11].

Über die regionale Zusammenarbeit hinaus wird 
auch die interkommunale Kooperation, z.B. die 
gemeinsame Aufgabenbewältigung durch zwei 
Gebietskörperschaften, in den Planungsdoku-
menten als wichtig erachtet [1]. Als Beispiele für 
interkommunale Kooperation werden z.B. die 
gemeinsame Entwicklung von Flächen für Woh-
nen und Gewerbe [1, 3, 10, 15], die Abstimmung 
von Einzelhandelsvorhaben und Gewerbean-
siedlungen [1, 3], die kleinräumige Vernetzung 
von Verkehrsangeboten über Gemeindegren-
zen hinweg [5, 11] und die gemeinsame Ent-
wicklung der Verkehrsinfrastruktur genannt [18, 
23]. Interkommunale Kooperationen werden als 
Weg benannt, um mit begrenzten öffentlichen 
Mitteln umzugehen, z.B. indem Planungs- und 
Erschließungskosten geteilt werden [1, 3, 15]. 
Als weiterer Vorteil gelten der Wissenstransfer 
und die Arbeitsteilung zwischen den Kommu-
nen [3, 6, 16]. Gleichzeitig wird auf die langen 
Planungshorizonte bei interkommunalen Pro-
jekten verwiesen [3]. Interkommunale Bündnisse 
unterstreichen zudem einen weitreichenderen 
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Anspruch kommunaler Zielsetzungen z.B. im Kli-
maschutz [16, 18].

Ergänzend ist auch die überregionale Zusam-
menarbeit mit anderen Gebietskörperschaften 
und Regionen von Bedeutung. So ist die Unter-
suchungsregion eng mit Städten in benachbar-
ten Bundesländern vernetzt [1, 3]. Die räumliche, 
wirtschaftliche und verkehrliche Entwicklung ist 
folglich länderübergreifend und mit benachbar-
ten Stadt- und Metropolregionen abzustimmen 
[1, 5]. Auch die bundesweite Vernetzung spielt 
eine Rolle [4, 5].

Insgesamt entfallen mehr Textstellen auf Doku-
mente der Siedlungsentwicklung und solche der 
überörtlichen Handlungsebene. Besonders prä-
sent ist die räumliche Integration im Landesent-
wicklungsplan. Die regionale Dimension stand in 
der vorliegenden Untersuchung im Vordergrund 
und findet über Fachrichtungen und Handlungs-
ebenen hinweg in der Mehrheit der Planungs-
dokumente Erwähnung. Die interkommunale 
Kooperation wird v.a. in Dokumenten der Sied-
lungsentwicklung thematisiert und scheinbar 
v.a. von der überörtlichen Ebene gefordert und 
gefördert. Die überregionale Integration steht 
dem gegenüber im Hintergrund.

7.3 Thematische Integration

Die Hauptkategorie „thematische Integration“ 
umfasst Aussagen, die auf eine thematisch in-
tegrierte Sichtweise bzw. Herangehensweise an 
die Siedlungs- und/oder Verkehrsentwicklung 
schließen lassen. Gemeint ist hierbei ein Denken 
und Handeln über Fach- und Zuständigkeits-
grenzen hinweg. In der Analyse wird zwischen 
einer verkehrsträgerübergreifenden Verkehrs-
entwicklung, einer integrierten Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung und einer allgemeinen 
Querschnittsorientierung, z.B. in der integrierten 
Stadtentwicklung, unterschieden. Die Unter-
suchungsfrage lautete: Inwiefern wird die Sied-
lungs- und Verkehrsentwicklung über Fach- und 
Zuständigkeitsgrenzen hinweg gestaltet?

Zentrales Element einer verkehrsträgerübergrei-
fenden Verkehrsentwicklung ist die (intelligente) 

Vernetzung bzw. Verknüpfung der Verkehrs-
träger und Mobilitätsangebote [2, 4, 8, 11, 13, 
23]. In Bezug auf die Nutzung der verschiedenen 
Verkehrsmittel bedeutet dies, dass die gesamte 
Wegekette von Tür zu Tür abgebildet wird [5, 11]. 
Konkret heißt dies z.B. dass On-Demand- und 
Sharing-Angebote mit dem ÖPNV-Angebot ver-
knüpft werden [5, 11, 13] oder dass der Umstieg 
vom Bus auf den Schienennahverkehr erleichtert 
wird [9, 11]. Verkehrsmittel haben abgestimmte 
Fahrpläne und Tarife [11], können über verkehrs-
mittelübergreifende Plattformen bezahlt werden 
[5] und wenn ein Verkehrsmittel ausfällt, kann 
man das Ziel auch mit einem anderen erreichen 
[8]. Erforderlich wird dies aufgrund eines zuneh-
mend inter- und multimodalen Verkehrsverhal-
ten, d.h. der Wahl unterschiedlicher Verkehrs-
mittel für unterschiedliche Wege [16] und der 
Kombination mehrerer Verkehrsmittel auf einem 
Weg [23]. Verkehrsträgerübergreifende Integ-
ration soll aber auch die Effizienz erhöhen. So 
soll eine „intermodale Verkehrssteuerung“ [5] zu 
einer gleichmäßigeren Auslastung der Verkehrs-
wege betragen und ein „ausgewogenes Mitei-
nander“ [8] der Verkehrsmittel ermöglichen. Im 
Güterverkehr sollen Lieferketten effizienter wer-
den, indem verschiedene Verkehrsmittel genutzt 
werden, z.B. Lastenräder auf der letzten Meile 
[2]. 

Bei der integrierten Siedlungs- und Verkehrs-
entwicklung geht es in erster Linie darum, die 
Wechselwirkung zwischen Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung anzuerkennen [5, 8, 11, 13, 
19, 22] und die Anbindung an das Straßen- und 
Schienennetz bei der Siedlungsentwicklung für 
Wohnen und Gewerbe zu berücksichtigen [3, 4, 
13]. Besonders präsent ist die Ausrichtung der 
Siedlungsentwicklung für Wohnen und Gewerbe 
an ÖPNV-Schienenwegen bzw. Haltepunkten [1, 
3, 10, 11] (siehe Seite 36-37). Interessant sind die 
unterschiedlichen Begründungen, die von der 
Sicherung der Daseinsvorsorge und der Erreich-
barkeit von Arbeitsplätzen und Alltagszielen [1, 
2, 13] bis zur Verkehrsvermeidung und Sicherung 
der Auslastung des ÖPNV [1, 13] reichen. Ange-
sprochen wird aber auch die gezielte Weiterent-
wicklung des ÖPNV ausgehend von verkehrs-
erzeugenden Strukturen, z.B. Arbeitsplätzen, 
Bildungseinrichtungen und Neubaugebieten [7, 
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sind, wie sie sich u.a. aus dem demografischen 
Wandel und dem Klimawandel ergeben [17].

Aus allen drei Formen der thematischen Integra-
tion ergeben sich spezifische Anforderungen für 
Planungsprozesse und Organisationsstrukturen. 
Aus der verkehrsträgerübergreifenden Integra-
tion ergibt sich das Erfordernis Verkehr als Ge-
samtsystem zu planen, d.h. Schiene und Straße, 
ÖPNV und Radverkehr zusammen zu denken 
und dabei die Auswirkungen eines Verkehrsmit-
tels auf die jeweils anderen zu berücksichtigen 
[8, 10, 11]. Damit einher geht das Erfordernis 
die Zusammenarbeit verschiedener Verkehrs-
akteure zu stärken und Verwaltungsstrukturen 
und Abstimmungsprozesse weiterzuentwickeln 
bzw. neu auszurichten [8, 13]. Ein gemeinsames 
Leitbild als verbindlicher Handlungsrahmen 
kann dies unterstützen [9]. Darüber hinaus gel-
ten Digitalisierung und der Einsatz intelligenter 
Technik als Chance für die verkehrsträgerüber-
greifende Integration in der Verkehrsentwick-
lung [2, 8]. Die integrierte Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung erfordert eine Abstimmung 
der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung [5, 8, 
10]. Angesprochen werden in diesem Zusam-
menhang eine bessere Verzahnung von Flä-
chennutzungs- und Verkehrsplanung [4] sowie 
von Siedlungsentwicklung und ÖPNV-Planung 
[11]. Als wichtig erachtet wird hierbei eine Ko-
operation der Stadt- und Regionalplanung mit 
der Verkehrs- und Mobilitätsplanung [2]. Auch 
Beteiligungsmöglichkeiten für Verkehrsunter-
nehmen, z.B. in der Bauleitplanung, sollen besser 
genutzt werden [13]. Zudem sollen die Belange 
der Fahrgäste bei Baumaßnahmen im Umfeld 
von Haltestellen berücksichtigt werden [11]. 
Aus der Querschnittsorientierung erwächst das 
Erfordernis (raumbedeutsame) Planungen ab-
zustimmen, widersprüchliche Anforderungen 
abzuwägen und Konflikte auszugleichen [1]. Es 
gilt die Expertise verschiedener Fachämter zu-
sammenzuführen [10] und verschiedene Maß-
nahmen innerhalb einer Stadt abzustimmen 
[17]. Eine fach- und ressortübergreifende Koor-
dination und Vernetzung wird hierbei als wichtig 
erachtet, z.B. durch entsprechende Arbeitsstruk-
turen und Organisationsformen [1, 15]. Eine ge-
meinsame Zielsetzung kann dies unterstützen 
[6].

11, 13]. Gemeint sind sowohl Netzerweiterungen 
als auch zusätzliche Haltepunkte oder eine Ver-
dichtung des Takts [11]. Einen weiteren Ansatz, 
der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung integ-
riert, stellt das Mobilitätsmanagement in Neu-
baugebieten dar [8]. Zudem sollen neue Mobili-
tätsformen in der Stadtentwicklung [2] und die 
Bedingungen für Nahmobilität bei allen räum-
lichen Planungen Berücksichtigung finden [23]. 
Als eine weitere Dimension der Wechselwirkung 
zwischen Siedlungs- und Verkehrsentwicklung 
wird auch das Zusammenspiel zwischen Mobi-
litätschancen und Aufenthaltsqualität bzw. von 
Mobilität, Beleuchtung und Stadtmöblierung 
angesprochen [5, 16].

Eine allgemeine Querschnittsorientierung ist v.a. 
in Zusammenhang mit den Zielen der Nachhal-
tigkeit festzustellen. So ist bereits im Landes-
entwicklungsplan die raumordnerische Leitvor-
stellung einer nachhaltigen Raumentwicklung 
verankert, die darauf abzielt die sozialen und 
wirtschaftlichen Ansprüche mit den ökologi-
schen Funktionen des Raumes in Einklang zu 
bringen [1]. Die Berücksichtigung sozialer, öko-
logischer und ökonomischer Aspekte in der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung wird auch 
in anderen Planungsdokumenten mehrfach an-
gesprochen [6, 8, 10, 20]. In Bezug auf die Stadt-
entwicklung wird der ganzheitliche Anspruch 
zum Ausdruck gebracht,  das Zusammenleben 
– in all seinen Facetten – zu gestalten [10] und 
für die städtebauliche Entwicklung wird der An-
spruch formuliert, Räume zu schaffen, die klima-
gerecht und sozialverträglich gestaltet sind und 
eine hohe städtebauliche Qualität aufweisen 
[17]. Darüber hinaus werden im Umgang mit der 
Siedlungsentwicklung für Wohnen und Gewerbe 
verschiedene Querschnittsthemen benannt – da-
runter Landschaft und Freiraum [3], Klimaschutz 
[12, 16], Klimaanpassung [10] sowie Verkehr und 
Mobilität [3, 12]. Ansprüche von Landwirtschaft, 
Umweltschutz und Freizeit [15] müssen ebenso 
berücksichtigt werden wie die Anforderungen 
der technischen und sozialen Infrastruktur [16]. 
Im Umgang mit Verkehr und Mobilität ist zudem 
die Verzahnung mit Energie von Bedeutung [4]. 
Die Querschnittsorientierung wird damit be-
gründet, dass sektorale Lösungsansätze nicht zur 
Lösung komplexer Herausforderungen geeignet 
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Die verkehrsträgerübergreifende Integration 
wird erwartungsgemäß v.a. in Dokumenten der 
Verkehrsentwicklung thematisiert. Aber auch die 
integrierte Siedlungs- und Verkehrsentwicklung 
findet in Dokumenten der Verkehrsentwicklung 
deutlich häufiger Erwähnung als in Dokumen-
ten der Siedlungsentwicklung. Die allgemeine 
Querschnittsorientierung findet sich dagegen 
überwiegend in Dokumenten der Siedlungsent-
wicklung. Zwischen den Handlungsebenen, d.h. 
zwischen Dokumenten der lokalen und der über-
örtlichen Handlungsebene, sind keine Unter-
schiede erkennbar. Auf der lokalen Handlungs-
ebene fällt auf, dass die Mehrheit der Textstellen 
zur verkehrsträgerübergreifenden Integration 
und zur integrierten Siedlungs- und Verkehrs-
entwicklung auf die kreisfreien Städte entfällt. 
Die allgemeine Querschnittsorientierung findet 
sich dagegen auch in Dokumenten aus kreisan-
gehörigen Städten.
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8 Zentrale Ergebnisse
Im Folgenden werden die zentralen Ergebnisse 
der Dokumentenanalyse abschließend zusam-
mengefasst und eingeschätzt.

Region mit hoher Erreichbarkeit und hohem 
Entwicklungsdruck

Die Region Frankfurt Rhein-Main stellt sich in den 
ausgewerteten Planungsdokumenten als eine 
Region dar, die wächst und auch in Zukunft er-
wartet zu wachsen. Bevölkerungswachstum und 
wirtschaftliche Attraktivität gehen hierbei Hand 
in Hand. Die gute regionale und überregionale 
Erreichbarkeit wird in den Planungsdokumenten 
als ein zentrales Potenzial der Region beschrie-
ben. Zudem ist die Wohn- und Freiraumquali-
tät den Planungsdokumenten zufolge als hoch 
einzuschätzen. Dem gegenüber steht ein hoher 
Druck weitere Flächen für Wohnen und Gewerbe 
zu entwickeln. In der ganzen Region – nicht nur 
den Oberzentren – wird ein Mangel an Wohn-
raum, insbesondere bezahlbarem Wohnraum, 
gesehen. Darüber hinaus werden ein hohes 
Verkehrsaufkommen und verkehrliche Umwelt-
belastungen in den Planungsdokumenten als 
Herausforderungen für die Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung benannt.

Jedem Potenzial steht scheinbar auch eine He-
rausforderung gegenüber. Das Wachstum geht 
mit einem hohen Entwicklungsdruck einher, die 
hohe Erreichbarkeit mit einer hohen Verkehrs-
belastung und die hohe Wohnqualität mit einer 
mangelnden Bezahlbarkeit. Dabei ist es bemer-
kenswert, dass in den Planungsdokumenten 
über Fachrichtungen (d.h. Stadt- und Verkehrs-
planung) und Handlungsebenen (d.h. lokal und 
überörtlich) hinsichtlich der genannten Poten-
ziale und Herausforderungen ein hohes Maß an 
Übereinstimmung erkennbar ist. In der Region 
Frankfurt Rhein-Main scheint in Hinblick auf die 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung eine gute 
Basis für ein gemeinsames Problemverständnis 
gegeben zu sein. Zu diskutieren bleibt jedoch, 
ob die beschriebenen Potenziale und Heraus-
forderungen nicht so eng miteinander zusam-
menhängen, dass es schwer wird, die Herausfor-

derungen zu adressieren ohne die Potenziale in 
Frage zu stellen.

Ambivalent dargestellt wird in den Planungsdo-
kumenten der gesellschaftliche Wandel. Einer-
seits wird er als Chance gesehen, z.B. wenn es 
um den Wandel der Mobilitätsbedürfnisse geht, 
und andererseits als Herausforderung, z.B. wenn 
es um die Pluralisierung der Lebensstile und die 
damit einhergehende Ausdifferenzierung der 
Anforderungen an öffentliche Infrastrukturen 
geht. Auch die wenig diversen Zielgruppen deu-
ten auf Unsicherheiten im Umgang mit Diversi-
tät und Pluralisierung hin. Soziale Teilhabe und 
gesellschaftlicher Zusammenhalt zu fördern, ist 
wiederum eine Zielsetzung, die über Fachrich-
tungen hinweg Berücksichtigung findet.

Innen wie außen entwickeln

Für die Siedlungsentwicklung ist die Schaffung 
attraktiver Zentren und lebendiger Quartiere die 
Zielvorstellung, die in den Planungsdokumenten 
am häufigsten genannt wird. Gemeint sind hier-
mit sowohl die Voraussetzungen für eine wohn-
ortnahe Versorgung als auch Gelegenheiten für 
Begegnung. Weitere Zielvorstellungen sind v.a. 
in Dokumenten der Siedlungsentwicklung die 
Schaffung von zielgruppenspezifischem Wohn-
raum und die Sicherung der Zukunftsfähigkeit 
des Wirtschaftsstandorts. Sie stehen für die Er-
wartung eines auch in Zukunft fortschreitenden 
Wachstums in der Region. Gleichzeitig benennen 
die Planungsdokumente eine flächenschonende 
und bedarfsgerechte Siedlungsentwicklung und 
die Schaffung einer klimagerechten und gesun-
den Umwelt als Zielvorstellungen. Hier wird das 
Dilemma einer Region deutlich, die Wohnraum 
schaffen und zugleich den Anforderungen an 
Klimaschutz und Flächensparen gerecht werden 
muss und möchte. 

In Übereinstimmung mit dem Grundsatz der 
Innen- vor Außenentwicklung erweisen sich 
Nachverdichtung sowie Konversion und Revitali-
sierung als wichtige Handlungsansätze der Sied-
lungsentwicklung. In den Planungsdokumenten 
– hier v.a. Dokumente der Siedlungsentwicklung 
und der lokalen Handlungsebene – werden 
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sowohl die Reduzierung der Flächenneuinan-
spruchnahme als auch die Verkehrsvermeidung 
als Argumente für eine Innenentwicklung ange-
führt. Vor dem Hintergrund des starken Entwick-
lungsdrucks für Wohnen und Gewerbe und ver-
breiteter Schwierigkeiten bei der Mobilisierung 
von Grundstücken reicht Innenentwicklung den 
Planungsdokumenten zufolge jedoch nicht aus, 
um die Flächenbedarfe in der Untersuchungsre-
gion zu decken. Somit ist auch die Ausweisung 
neuer Flächen für Wohnen und Gewerbe Gegen-
stand der Planungsdokumente. Als Kriterien für 
eine Ausweisung werden eine hohe Erreichbar-
keit und eine hohe bauliche Dichte genannt. Von 
besonderem Interesse ist die ÖPNV-orientierte 
Siedlungsentwicklung, d.h. die Entwicklung und 
Nachverdichtung von Flächen an Schienen-
haltepunkten. Im Gegensatz zur Innenentwick-
lung findet sich dieser Handlungsansatz auch in 
Dokumenten der Verkehrsentwicklung wieder 
– bisher v.a. auf der überörtlichen Handlungs-
ebene. Es bleibt zu klären, wie es gelingt, diesen 
Handlungsansatz mit dem Erhalt von Grün- und 
Freiflächen zu verknüpfen und so möglicherwei-
se eine zukunftsfähige Ergänzung zur Innenent-
wicklung zu schaffen.

Ergänzt werden die Handlungsansätze der In-
nen- und Außenentwicklung durch den Erhalt 
und die Qualifizierung von Grün- und Freiflächen. 
Kleinräumig geht es hierbei um Stadtklima und 
Frischluftzufuhr ebenso wie um Naherholung 
und Aufenthaltsqualität. Auf einem regionalen 
Maßstab geht es um die Freihaltung regionaler 
Grünzüge sowie den Erhalt naturräumlicher und 
landschaftlicher Qualitäten. Der Erhalt und die 
Qualifizierung von Grün- und Freiflächen steht 
also sowohl mit der Innen- als auch mit der Au-
ßenentwicklung in einem Spannungsverhältnis. 
Der Handlungsansatz kann einerseits als Reakti-
on auf den hohen Druck auf die Fläche und ande-
rerseits als Ausdruck des Anspruchs, bestehende 
Freiraumqualitäten zu erhalten, gelesen werden. 
Ein weiterer Handlungsansatz der Siedlungsent-
wicklung, der in der Untersuchungsregion v.a. in 
Dokumenten der Siedlungsentwicklung aufge-
führt wird, ist die Nutzungsmischung. Als Argu-
ment gilt – ähnlich wie bei der Innenentwicklung 
– die Verkehrsvermeidung durch kurze Wege. 

Umstieg erleichtern und Verkehrsbelastung 
reduzieren

Als Zielvorstellungen für die Verkehrsentwick-
lung in der Region Frankfurt Rhein-Main nennen 
die ausgewerteten Planungsdokumente einer-
seits eine stadtverträgliche und emissionsarme 
Mobilität und andererseits bedarfsgerechte und 
attraktive Mobilitätsangebote. Stadtverträgliche 
und emissionsarme Mobilität steht für die Re-
duzierung sowohl klimarelevanter Emissionen 
als auch lokaler Lärm- und Schadstoffbelastun-
gen. Die Zielsetzung knüpft an das Bewusst-
sein für das hohe Verkehrsaufkommen und die 
verkehrlichen Umweltbelastungen an und ist in 
Planungsdokumenten verschiedener Fachrich-
tungen (d.h. Stadt- und Verkehrsplanung) und 
Handlungsebenen (d.h. lokal und überörtlich) 
von Relevanz. Als bedarfsgerechte und attrakti-
ve Mobilitätsangebote werden in den Planungs-
dokumenten – in diesem Fall fast ausschließlich 
Dokumente der Verkehrsentwicklung – solche 
Angebote beschrieben, die von den Nutzer*in-
nen als zuverlässig, komfortabel, sicher und zu-
gänglich wahrgenommen werden.

Ausgehend von den beiden Zielsetzungen ge-
nießt die Stärkung des Umweltverbundes – ins-
besondere ÖPNV und Radverkehr – in den 
Planungsdokumenten Priorität. Der Fokus liegt 
dabei auf dem Infrastrukturausbau. Besonders 
präsent sind in den Planungsdokumenten der 
Ausbau des Schienen- und der Ausbau des Rad-
wegenetzes. Mit Blick auf eine flexible Nutzung 
der Mobilitätsangebote häufig thematisiert 
werden die Schaffung von intermodalen Um-
steigepunkten und der Ausbau von Sharing-An-
geboten. Um den Zugang zum Mobilitätssystem 
zu verbessern, erweisen sich in den Planungs-
dokumenten zudem die Erreichbarkeit und Bar-
rierefreiheit von Haltepunkten sowie die digitale 
Vernetzung der Mobilitätsangebote als wichtig. 
Busse werden in den Planungsdokumenten bei 
einer entsprechenden Ausdifferenzierung, z.B. 
Schnellbusse oder On-Demand-Busse, ebenfalls 
häufiger genannt. Der Einsatz neuartiger Ver-
kehrsmittel, wie z.B. Seilbahnen oder autonom 
fahrende Pkw, wird hingegen seltener erwähnt. 
Insgesamt lassen sich die hier genannten Hand-
lungsansätze der Strategie der Verkehrsver-
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lagerung zuschreiben – sie zielen darauf, den 
Umstieg auf die Verkehrsmittel des Umweltver-
bundes zu erleichtern.

Darüber hinaus werden verschiedene Hand-
lungsansätze verfolgt, die den motorisierten 
Individualverkehr adressieren. Am häufigsten 
genannt werden in den Planungsdokumenten 
in dieser Hinsicht die Neuordnung des ruhen-
den Verkehrs, die Verkehrssteuerung und Ver-
kehrsberuhigung, die Umverteilung und Auf-
wertung von Straßenräumen sowie der Einsatz 
alternativer Antriebstechnologien. Mit letzterem 
ist v.a. die Förderung individueller Elektromo-
bilität gemeint, aber auch die Elektrifizierung 
im ÖPNV. Auch der Ausbau und die Sanierung 
der bestehenden Infrastruktur des motorisier-
ten Individualverkehrs ist am Rande Thema. 
Diese Handlungsansätze zielen darauf, den be-
stehenden Verkehr stadtverträglich zu gestalten 
und die verkehrlichen Umweltbelastungen zu 
reduzieren. Indirekt wird hierbei aber auch die 
Verkehrsverlagerung unterstützt, indem ins-
besondere die Rahmenbedingungen für aktive 
Mobilität, d.h. Radfahren und Zufußgehen, ver-
bessert werden.

Die in den Planungsdokumenten angelegten 
Handlungsansätze der Verkehrsentwicklung 
sind sehr stark auf die Infrastruktur ausgerichtet. 
Handlungsansätze, wie das Mobilitätsmanage-
ment, die das Mobilitätsverhalten adressieren, 
sind dagegen auf einzelne Gebietskörperschaf-
ten beschränkt und setzen oft bei einzelnen Ins-
titutionen, z.B. Unternehmen oder Schulen, an. Es 
bleibt zu klären, inwiefern ein breiter angelegtes 
Mobilitätsmanagement zusätzliche Handlungs-
optionen eröffnet. Darüber hinaus wird deut-
lich, dass zwar zahlreiche Ansätze bestehen, die 
eine Verkehrsverlagerung und verträgliche Ver-
kehrsabwicklung unterstützen, dass gleichzeitig 
jedoch wenige Handlungsansätze der Verkehrs-
entwicklung geeignet sind, zu einer Verkehrs-
vermeidung beizutragen. Hier ist es interessant 
einen Zusammenhang mit den auf Verkehrsver-
meidung ausgerichteten Handlungsansätzen 
der Siedlungsentwicklung, z.B. Nachverdichtung 
und Nutzungsmischung, herzustellen.

Potenziale für ein räumlich und thematisch 
integriertes Handeln

Die ausgewerteten Planungsdokumente lassen 
verschiedene Aspekte integrierten Handelns er-
kennen. In Bezug auf eine räumlich integrierte 
Sichtweise steht die regionale Perspektive klar 
im Vordergrund. Grundsätzlich fällt auf, dass in-
nerhalb der Untersuchungsregion ein stark aus-
geprägtes regionales Selbstverständnis besteht. 
Insbesondere die kreisfreien Städte betonen 
beispielsweise die Notwendigkeit, Herausforde-
rungen wie dem Wohnraummangel und den Ka-
pazitätsengpässen im Verkehrssystem auf einer 
regionalen Ebene gemeinsam zu begegnen. Das 
regionale Selbstverständnis spiegelt sich aber 
auch in Institutionen wie dem Regionalverband 
und dem regionalen Flächennutzungsplan als 
Planungsinstrument wider.

In Hinblick auf eine thematisch integrierte Sicht-
weise ist in der vorliegenden Untersuchung die 
Verschränkung der Siedlungs- und Verkehrs-
entwicklung von besonderem Interesse. Die 
Wechselwirkungen zwischen der Siedlungs- 
und Verkehrsentwicklung werden vor allem in 
Dokumenten der Verkehrsentwicklung explizit 
thematisiert. In den Dokumenten der Siedlungs-
entwicklung – hier insbesondere integrierte 
Stadtentwicklungskonzepte – ist hingegen eine 
allgemeine Querschnittsorientierung festzu-
stellen, bei der Verkehr ein Thema unter vielen 
darstellt. Eine integrierte Siedlungs- und Ver-
kehrsentwicklung scheint dabei v.a. ein Thema 
der kreisfreien Städte zu sein.

Potenzial für eine stärkere Verschränkung der 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklung bieten u.a. 
die Förderung des Radverkehrs, der Ausbau von 
Sharing-Angeboten und die Neuordnung des 
ruhenden Verkehrs. Diese Handlungsansätze 
finden bereits in Dokumenten beider Fachrich-
tungen Berücksichtigung und können auf dieser 
Basis von Akteur*innen der Siedlungs- und der 
Verkehrsentwicklung gemeinsam angegangen 
und vertieft werden. Das an verkehrliche Um-
weltbelastungen anknüpfende Problemver-
ständnis kann hier eine gemeinsame Grundlage 
schaffen. Darüber hinaus ließen sich der Ausbau 



SRPapers Nr. 5 I Zielvorstellungen und Handlungsansätze der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung

57

des ÖPNV-Schienennetzes und das Überwinden 
von Zugangsbarrieren im ÖPNV z.B. ausgehend 
von einem geschärften Verständnis von Erreich-
barkeit und Teilhabe zu einem gemeinsamen 
Anliegen machen.  
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9 Reflexion und weiterer 
Forschungsbedarf
Die vorliegende Dokumentenanalyse zielte auf 
eine vertiefende Auswertung einer vergleichs-
weise geringen Anzahl von Planungsdokumen-
ten. Das Vorgehen war explorativ angelegt und 
diente ausgehend von einem praxistheoreti-
schen Forschungszugang einer ersten Annähe-
rung an relevante Bedeutungen, Kompetenzen 
und Materialitäten im Planungshandeln in der 
Region Frankfurt Rhein-Main. Aufgrund der ein-
leitend erwähnten geringen Anzahl von Doku-
menten und der räumlichen Fokussierung auf 
einzelne Gebietskörperschaften entlang ausge-
wählter Schienenkorridore geben die Ergebnisse 
keinen abschließenden und vollständigen Ein-
blick in das Planungshandeln der gesamten Un-
tersuchungsregion. Weiterführend erscheinen 
hier Fallstudien nationaler oder internationaler 
Vergleichsregionen vielversprechend.

Zudem konnte aufgrund der Verfügbarkeit von 
Dokumenten kein exaktes Gleichgewicht zwi-
schen Dokumenten der Siedlungs- und der Ver-
kehrsentwicklung sowie zwischen Dokumenten 
der lokalen und der überörtlichen Handlungs-
ebene hergestellt werden. Nichtsdestotrotz 
werden Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
zwischen den Fachrichtungen und Handlungs-
ebenen sichtbar, die es im Zuge der weiteren 
Forschung im Forschungsprojekt PendelLabor 
zu konkretisieren gilt.

Bei der Auswahl der Planungsdokumente der 
Siedlungsentwicklung wurde ein Schwerpunkt 
auf integrierte Entwicklungskonzepte gelegt, 
da diese in der Regel die allgemeinen Entwick-
lungsziele für eine Gebietskörperschaft wieder-
geben. Dabei ist zu berücksichtigen, dass diese 
Konzepte ihrem integrierten Anspruch entspre-
chend thematisch sehr breit angelegt sind, was 
sich auch in der Breite der identifizierten Ziel-
vorstellungen widerspiegelt. Bei der Analyse der 
Strategien und Handlungsansätze wurde der Fo-
kus enger auf die Siedlungsentwicklung gelegt. 
Weitere Handlungsansätze, z.B. der Wirtschafts-

förderung oder der sozialen Stadtentwicklung, 
wurden dabei nicht weiter berücksichtigt.

Bei der Auswahl der Planungsdokumente der 
Verkehrsentwicklung wurde ein Schwerpunkt auf 
strategische und leitbildorientierte Planungs-
dokumente gelegt. Um die Entwicklungen im 
ÖPNV besser abzudecken, wurden diese um die 
Nahverkehrspläne ergänzt. Bisher nicht berück-
sichtigt wurden die im Jahr 2022 noch laufenden 
Planungsprozesse, die sich explizit an den Krite-
rien für Sustainable Urban Mobility Plans (SUMP) 
orientieren. Eine Gegenüberstellung der Ergeb-
nisse der vorliegenden Analyse mit den SUMPs 
erscheint jedoch vielversprechend. Andershe-
rum wäre ein Vergleich mit älteren Planungs-
dokumenten aus der Region zur Identifizierung 
vorangegangener Entwicklungen im Zeitverlauf 
aufschlussreich.

Textstellen wurden im Zuge der Auswertung dann 
codiert, wenn der Inhalt einer Kategorie themati-
siert wurde, d.h. ein Potenzial benannt, eine Ziel-
setzung formuliert, eine Zielgruppe adressiert 
oder ein Handlungsansatz beschrieben wurde. 
Insbesondere bei den Steuerungsinstrumenten 
und Methoden unterscheiden die Codierungen 
nicht dazwischen, ob ein Instrument bereits ein-
gesetzt oder lediglich empfohlen wurde. Insge-
samt ist zu betonen, dass die in den Planungs-
dokumenten festgestellten Inhalte noch keine 
Aussagen über die tatsächliche Umsetzung der 
Zielvorstellungen, Strategien und Handlungs-
ansätze treffen. Auch über die Genese der Pla-
nungsdokumente, d.h. die Frage, wie bestimmte 
Zielsetzungen und Handlungsansätze Eingang 
in die Dokumente finden, geben die Dokumente 
selbst nur begrenzt Aussage. Um einen Einblick 
in die tatsächliche Planungspraxis zu gewinnen, 
wird die Analyse der Planungsdokumente durch 
Interviews mit Vertreter*innen der Städte, Krei-
se und regionalen Planungsträger ergänzt. Die 
Wirkungen der unterschiedlichen Planungsdo-
kumente bzw. ihrer Umsetzung abzuschätzen, 
wäre ein weiterer wichtiger Schritt, der jedoch 
über die im Forschungsprojekt PendelLabor  an-
gestrebten Untersuchungsschritte hinausgeht.
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Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

Flächenpotenzial für Wohnen 
und Gewerbe

38 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 1 
Dokument)

31 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

Bevölkerungswachstum 31 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

12 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

10 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

33 Codierungen (in 
11 Dokumenten)

attraktiver Wirtschafts- und 
Beschäftigungsstandort

50 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

6 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

17 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

39 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

hohe Wohn- und Freiraum-
qualitäten

52 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

1 Codierungen (in 1 
Dokumenten)

4 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

49 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

gute Versorgung und soziale 
Infastruktur

41 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 1 
Dokumenten)

43 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

hohe (über)regionale Erreich-
barkeit

46 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

27 Codierungen (in 
11 Dokumenten)

20 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

53 Codierungen (in 
13 Dokumenten)

gute innerörtliche Erreich-
barkeit

11 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

12 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

1 Codierung (in 1 
Dokumenten)

22 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

Wandel der Mobilitäts- und 
Wohnbedürfnisse

14 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

41 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

34 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

21 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

Anzahl Codierungen 283 103 95 291

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Kreuztabellen mit Anzahl der codierten Textstellen nach Fachrichtung und Handlungsebene

Tabelle 2: Kreuztabelle für die Hauptkategorie Potenziale

Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

Flächenknappheit und Flä-
chenkonkurrenz

44 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

2 Codierungen (in 1 
Dokument)

22 Codierungen (in 
3 Dokumenten)

24 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

Wohnraummangel 41 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

38 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

hohes Verkehrsaufkommen 
und Kapazitätsengpässe

23 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

40 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

26 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

37 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

hohes Pendelaufkommen 16 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

11 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

21 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

verkehrsbedingte Umwelt-
belastungen

27 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

24 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

15 Codierungen (in 
3 Dokumenten)

36 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

fehlende Fuß- und Fahrrad-
freundlichkeit

27 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

36 Codierungen (in 
3 Dokumenten)

3 Codierungen (in 1 
Dokument)

60 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Zugangsbarrieren und Er-
reichbarkeitslücken im ÖPNV

8 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

24 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

9 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

23 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

städtebauliche und gestalteri-
sche Mängel

32 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

1 Codierungen (in 1 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

33 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

wirtschaftl. Strukturwandel 
und Wandel im Einzelhandel

52 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

19 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

35 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

Alterung und Pluralisierung 
der Lebensstile

35 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

7 Codierungen (in 6 
Dokumenten)

10 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

32 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

regionale Disparitäten und 
sozio-ökonom. Ungleichheit

34 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

5 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

19 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

20 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

Anzahl Codierungen 339 156 136 359

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 3: Kreuztabelle für die Hauptkategorie Herausforderungen
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Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

zielgruppenspezifischer 
Wohnraum

64 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

6 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

58 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

zukunftsfähiger Wirtschafts-
standort

68 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

10 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

21 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

57 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

flächenschonende und be-
darfsgerechte Siedlungsent-
wicklung

48 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

21 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

29 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

klimagerechte und gesunde 
Umwelt

46 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

4 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

14 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

36 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

attraktive Zentren und leben-
dige Quartiere

79 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

10 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

75 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

soziale Teilhabe und gesell-
schaftlicher Zusammenhalt

47 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

22 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

22 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

47 Codierungen (in 
12 Dokumenten)

stadtverträgliche und emis-
sionsarme Mobilität

25 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

73 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

49 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

49 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

bedarfsgerechte und attrakti-
ve Mobilitätsangebote

6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

85 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

58 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

33 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

Anzahl Codierungen 383 202 201 384

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 4: Kreuztabelle für die Hauptkategorie Entwicklungsziele und Leitbilder

Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

Pendler*innen 17 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

26 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

23 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

20 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Personen mit Mobilitätsein-
schränkungen

4 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

30 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

14 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

20 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

junge Menschen 23 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

7 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 6 
Dokumenten)

22 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

ältere Menschen 18 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

10 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

9 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

19 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

Familien 14 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

12 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

zukünftige Generationen 9 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 1 
Dokument)

6 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

Menschen mit Migrations-
hintergrund

5 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

Frauen und Mädchen 1 Codierung (in 1  
Dokument)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

wohlhabende und einkom-
mensstarke Personen

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

Anzahl Codierungen 95 80 63 112

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 5: Kreuztabelle für die Hauptkategorie Zielgruppen
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Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

Innenentwicklung durch 
Nachverdichtung

43 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

14 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

32 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

Innenentwicklung durch Kon-
version und Revitalisierung

42 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

7 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

36 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

Ausweisung neuer Siedlungs-
flächen

35 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

4 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

13 Codierungen (in 
3 Dokumenten)

26 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

ÖPNV-orientierte Siedlungs-
entwicklung

32 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

15 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

29 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

18 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Nutzungsmischung 57 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

9 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

51 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

Weiterentwicklung sozialer 
Infrastrukturen

48 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

15 Codierungen (in 
2 Dokumenten)

33 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

Qualifizierung öffentlicher 
Räume

53 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

5 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

56 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

Erhalt und Qualifizierung von 
Grünräumen

72 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

64 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Qualifizierung des Gebäude-
bestands

26 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

25 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Ausbau technischer Infra-
strukturen

29 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

7 Codierungen (in 2 
Dokumenten) 

12 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

24 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

Anzahl Codierungen 437 38 110 365

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 6: Kreuztabelle für die Hauptkategorie Strategien und Handlungsansätze der Siedlungsentwicklung
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Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

Ausbau des Schienennetzes 26 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

47 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

41 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

32 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

Differenzierung des Busan-
gebots

4 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

46 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

27 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

23 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Einsatz innovativer Verkehrs-
mittel

1 Codierung (in 1  
Dokument)

17 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

12 Codierungen (in 
3 Dokumenten)

6 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

Schaffung intermodaler Um-
steigepunkte

9 Codierungen (in 6 
Dokumenten)

53 Codierungen (in 
11 Dokumenten)

22 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

40 Codierungen (in 
11 Dokumenten)

Erreichbarkeit und Barriere-
freiheit der Haltepunkte

11 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

33 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

15 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

29 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Erhöhung der Bedienqualität 1 Codierung (in 1  
Dokument)

28 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

9 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

20 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

Ausbau der Radwegenetze 42 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

45 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

28 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

59 Codierungen (in 
11 Dokumenten)

Ausbau der Fußwegenetze 19 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

37 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

3 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

53 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

Umverteilung und Aufwer-
tung des Straßenraums

19 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

17 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

7 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

29 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

Neuordnung des ruhenden 
Verkehrs

37 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

18 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

52 Codierungen (in 
12 Dokumenten)

Verkehrssteuerung und Ver-
kehrsberuhigung

10 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

35 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

10 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

35 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

Ausbau und Sanierung der 
MIV-Infrastruktur

17 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

12 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

12 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

17 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

Einsatz alternativer Antriebs-
technologien

14 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

45 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

24 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

35 Codierungen (in 
11 Dokumenten)

Mobilitätsmanagement 6 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

51 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

22 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

35 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

Ausbau von Sharing-Ange-
boten

14 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

30 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

10 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

34 Codierungen (in 
11 Dokumenten)

digitale Vernetzung der 
Mobilitätsangebote

1 Codierung (in 1  
Dokument)

42 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

24 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

19 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

Anzahl Codierungen 231 556 269 518

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 7: Kreuztabelle für die Hauptkategorie Strategien und Handlungsansätze der Verkehrsentwicklung
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Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

Landesentwicklungsplan 13 Codierungen (in 
2 Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

14 Codierungen (in 
3 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

Regionalplan und regionaler 
Flächennutzungsplan

42 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

5 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

20 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

27 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Bebauungsplan 31 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

24 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

städtebaulicher Vertrag 6 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

5 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

städtebauliche Entwicklungs-
maßnahmen

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

Grundstücksumlegung 7 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Bodenbevorratung und Vor-
kaufsrechte

7 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Liegenschaftsfonds und 
Konzeptvergabe

10 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

9 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

naturschutzrechtliche Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnah-
men

14 Codierungen (in 
3 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

13 Codierungen (in 
2 Dokumenten)

Landschaftsplan 3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Lärmminderungs- und Lärm-
aktionsplan

1 Codierung (in 1  
Dokument)

4 Codierungen (in 1  
Dokument)

4 Codierungen (in 1 
Dokument)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

Milieuschutzsatzung 1 Codierung (in 1  
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

Straßenreinigungssatzung 1 Codierung (in 1  
Dokument)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

Stellplatzsatzung 4 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Gestaltungssatzung 3 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

2 Codierungen (in 1 
Dokument)

Nahverkehrsplan 0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

12 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

4 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

Planfeststellung 5 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

Anzahl Codierungen 150 26 56 120

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 8: Kreuztabelle für die Hauptkategorie regulative Steuerungsinstrumente
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Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

Integriertes Quartiers- oder 
Zentrenkonzept

7 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

6 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Integriertes Stadtentwick-
lungskonzept

15 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

16 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

Regionales Entwicklungskon-
zept oder Kreisentwicklungs-
konzept

5 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

Gestaltungsleitlinien 8 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

10 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

Städtebaulicher Wettbewerb 8 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Städtebaulicher Rahmenplan 8 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

Integriertes Mobilitätskon-
zept oder SUMP

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 5  
Dokumenten)

3 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

6 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

Radverkehrs- und Nahmobili-
tätskonzept

9 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

9 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

15 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

Handlungskonzept Mobilität 1 Codierung (in 1  
Dokument)

10 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

6 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

5 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Parkraumkonzept 4 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

5 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Klimaschutz- oder Klimaan-
passungskonzept

8 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Gewerbe- und Einzelhandels-
konzept

8 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

2 Codierungen (in 1 
Dokument)

7 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

Wohnbaukonzepte und woh-
nungspolitische Leitlinien

8 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

9 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Schul-, Kita- und Sportent-
wicklungsplan

6 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

4 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Grün- und Freiflächenkonzept 6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Pilotprojekte und Modellvor-
haben

6 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

17 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

10 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

13 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

Fördermittel 20 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

13 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

12 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

21 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

Anzahl Codierungen 129 67 50 146

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 9: Kreuztabelle für die Hauptkategorie konzeptionell-inhaltliche Steuerungsinstrumente
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Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

Bürgerforen und Planungs-
werkstätten

15 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

4 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

16 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

Verkehrserhebungen und 
Verkehrszählungen

5 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

12 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

6 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

11 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Mängelkataster und Sicher-
heitsaudits

1 Codierung (in 1  
Dokument)

12 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

10 Codierungen (in 
3 Dokumenten)

Fachforen und Expert*innen-
workshops

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

5 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

Fachgespräche mit Kommu-
nen

7 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 1 
Dokument)

9 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

Haushalts- und Nutzer*in-
nenbefragung

1 Codierung (in 1  
Dokument)

7 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 5 
Dokumenten) 

Begehungen und Exkursionen 5 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

7 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Dokumenten- Literatur- und 
Medienrecherche

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Expert*innenbefragungen 2 Codierungen (in 1 
Dokument)

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

6 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

Online-Plattformen 2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 1 
Dokument)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

4 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Machbarkeitsstudien 6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

9 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 6 
Dokumenten)

Bedarfsermittlung und 
Prognose

11 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

9 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

10 Codierungen (in 
4 Dokumenten)

10 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

Wegenetz- und Erreichbar-
keitsanalysen

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

5 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

siedlungsstrukturelle und 
städtebauliche Analysen

12 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 1 
Dokument)

4 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Siedlungsflächen- und Wohn-
raummonitoring

7 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

5 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Verkehrsmodell und -model-
lierung

2 Codierungen (in 1 
Dokument)

7 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

6 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

klimatische Untersuchungen 
und CO2-Bilanzierung

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

Evaluation von Maßnahmen 
und Konzepten

13 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

8 Codierungen (in 5 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

18 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

Kosten-Nutzen-Bewertung 0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

7 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

SWOT-Analyse 7 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

8 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Szenarien und Zukunftsbilder 4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

5 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

6 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Ziel- und Wirkungsabschät-
zung

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

5 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

Abschätzung Umwelteffekte 0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

4 Codierungen (in 1 
Dokument)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

4 Codierungen (in 1 
Dokument)

Potenzialabschätzungen 1 Codierung (in 1  
Dokument)

6 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

3 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

Leistungsfähigkeitsberech-
nung

3 Codierungen (in 1 
Dokument)

4 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

7 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

Anzahl Codierungen 118 133 87 164

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 10: Kreuztabelle für die Hauptkategorie Methoden der Siedlungs- und Verkehrsentwicklung
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Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

Bewohner*innen 45 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

13 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

15 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

43 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

öffentliche Verwaltung 27 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

24 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

14 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

37 Codierungen (in 
12 Dokumenten)

politische Gremien 25 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

16 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

9 Codierungen (in 6 
Dokumenten)

32 Codierungen (in 
12 Dokumenten)

fachliche Expert*innen 13 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

11 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

11 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

13 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

zivilgesellschaftliche Organi-
sationen und Verbände

10 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

9 Codierungen (in 7 
Dokumenten)

5 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

14 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

Verkehrsunternehmen und 
Mobilitätsdienstleister

1 Codierung (in 1  
Dokument)

22 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

15 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

8 Codierungen (in 3 
Dokumenten)

lokale und regionale Wirt-
schaft

10 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

6 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

6 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

10 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

private Eigentümer*innen 
und Investor*innen

9 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

1 Codierung (in 1  
Dokument)

0 Codierungen (in 0 
Dokumenten)

10 Codierungen (in 
3 Dokumenten)

Anzahl Codierungen 140 102 75 167

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 11: Kreuztabelle für die Hauptkategorie akteursbezogene Integration

Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

regional 47 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

34 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

51 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

30 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

interkommunal 26 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

5 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

23 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

8 Codierungen (in 7 
Dokumenten)

überregional 12 Codierungen (in 
2 Dokumenten)

16 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

27 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

1 Codierungen (in 1 
Dokumenten)

Anzahl Codierungen 85 55 101 39

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 12: Kreuztabelle für die Hauptkategorie räumliche Integration

Kategorie
Siedlungsentwick-
lung

Verkehrsentwick-
lung

überörtliche Hand-
lungsebene

lokale Handlungs-
ebene

verkehrsträgerübergreifend 2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

28 Codierungen (in 
8 Dokumenten)

15 Codierungen (in  
Dokumenten)

15 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

Siedlungs- und Verkehrsent-
wicklung verbindend

7 Codierungen (in 4 
Dokumenten)

28 Codierungen (in 
10 Dokumenten)

14 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

21 Codierungen (in 
7 Dokumenten)

querschnittsorientiert (alle 
Themen)

19 Codierungen (in 
9 Dokumenten)

2 Codierungen (in 2 
Dokumenten)

11 Codierungen (in 
5 Dokumenten)

10 Codierungen (in 
6 Dokumenten)

Anzahl Codierungen 28 58 40 46

Anzahl Dokumente 11 12 9 14

Tabelle 13: Kreuztabelle für die Hauptkategorie thematische Integration
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